
 
 



 

 
 



Dokumentation des Jugendparlaments 2010 
 
 
Zum elften Mal tagte am 15. und 16. November 2010 in unserem Haus das Jugend-
parlament. Aus Anlass des 20-jährigen Bestehens des Landes und des Landtages 
von Sachsen-Anhalt hatte ich erstmals 100 junge Menschen aus Niedersachsen und 
Sachsen-Anhalt zu einem gemeinsamen Jugendparlament eingeladen. Sie befassten 
sich mit Themen, die unter dem Motto  „Zukunftswerkstatt deutsche Einheit“ standen. 
An den konkreten Beispielen der Jugendlichen wurde auch deutlich, wie sehr die 
Einheit Alltag geworden ist. Grenzen, die unser Land mehr als vierzig Jahre lang 
durchschnitten, gibt es nicht mehr. Menschen sind inzwischen volljährig, die die Tei-
lung Deutschlands niemals aktiv erleben mussten!  
 
Schon Ende September 2010 hatten die Schülerinnen und Schüler an einem Work-
shop zur Vorbereitung des Jugendparlaments in Hannover teilgenommen. Dabei gab 
es einen intensiven Gedankenaustausch in Foren sowie eine Reihe von Anregungen 
durch Fachleute aus Ministerien und Verbänden. Eine langfristige Arbeit, die sich 
gelohnt hat. Sowohl ich als auch die beteiligten Kollegen aus Niedersachsen haben 
die Diskussionsbeiträge und Anregungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 
Jugendparlaments als außerordentlich niveauvoll wahrgenommen. 
 
Dabei hat mich insbesondere beeindruckt, wie engagiert die Schülerinnen und Schü-
ler ihre Standpunkte vertreten und sich mit den unterschiedlichsten Argumenten aus-
einandergesetzt haben. Ihnen wurde schnell deutlich: Offen zu sein für die Argumen-
te des anderen, die eigenen Argumente überzeugend und in kulturvollem Streit zu 
vertreten, aber auch bereit zu sein, eigene Auffassungen zu korrigieren oder Kom-
promisse zu schließen. 
 
Ich meine, ein Jugendparlament ist eine hervorragende Einrichtung, die parlamenta-
rische Praxis kennen zu lernen und sich mit den Spielregeln der Demokratie sowie 
deren politischer Kultur vertraut zu machen. Wir alle können uns nur wünschen, dass 
sich junge Menschen - über ein Jugendparlament hinaus - dauerhaft einbringen und 
Verantwortung übernehmen - in den Jugendorganisationen der Parteien, den Kir-
chen, den Gewerkschaften, den Vereinen oder einfach nur in den Schülervertretun-
gen. Uns Ältere sehe ich in der Pflicht, ihnen die Chance zu geben und frische Ideen 
zuzulassen. 
 
Die Demokratie, das sind wir alle! Suchen wir das Gespräch und tauschen wir uns 
über unsere Positionen aus. Aber bewahren wir immer den Respekt vor den anderen 
und achten wir politische Ansichten auch dann, wenn wir sie nicht teilen. 
 
Ihr 

 
Dieter Steinecke 
Präsident des Landtages 
von Sachsen-Anhalt 
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Geschäftsordnung 
für das Jugendparlament 2010 

„Zukunftswerkstatt deutsche Einheit“ 
im Landtag von Sachsen-Anhalt 

 
 

 
§ 1 Anträge an das Jugendparlament können von den Mitgliedern des Ju-

gendparlamentes eingereicht werden. 
 
 
§ 2 Das Jugendparlament verhandelt öffentlich. 
 
 
§ 3 Die Sitzungen des Jugendparlamentes leitet der Landtagspräsident.  
 
 
§ 4 Der Landtagspräsident bestimmt die Reihenfolge der Redner. 
 
 
§ 5 Es gilt eine Rededauer von maximal 5 Minuten. 
 
 
§ 6 (1) In den Foren stimmen die Mitglieder des Jugendparlamentes über die dort 

erarbeiteten Thesenpapiere per Handzeichen ab. 
 
 
§ 6 (2) Die Ergebnisse der Beratungen in den Foren werden durch die Mitglieder 

des Jugendparlamentes vorgestellt. 
 
 
§ 6 (3) Im Anschluss der Vorstellung findet darüber eine Diskussion mit den Mit-

gliedern des Landtages statt. 
 
 
§ 7 Der Landtagspräsident wahrt die Ordnung des Jugendparlamentes. 
 
 
§ 8 Während der Sitzung des Jugendparlamentes auftretende Zweifel über 

Auslegungen in Geschäftsordnungsangelegenheiten entscheidet der Land-
tagspräsident. 

 



 

 
 
 
 
 



 

Der Präsident Magdeburg, 15.11.2010 
des Landtages von Sachsen-Anhalt 

 
 
 
 

T a g e s o r d n u n g  
 

für die Sitzung des Jugendparlamentes 
„Zukunftswerkstatt deutsche Einheit“ im Landtag von Sachsen-Anhalt 

am 15. und 16. November 2010 
in Magdeburg, Landtagsgebäude, Domplatz 6-9 

 
 
 
 

**************************************************************************************************************** 
 
15. November 2010 
 
 
I. Eröffnung (13.00 Uhr Plenarsaal) 
 

1. Begrüßung  
Landtagspräsident Dieter Steinecke 

 
2. Grußwort des Niedersächsischen Landtages 

Landtagsvizepräsident Dieter Möhrmann 
 

3. Beschlussfassung zur Geschäfts- und Tagesordnung 
 
 
 
 
 
 
II. Diskussionsforen (14.30 Uhr bis ca. 16.00 Uhr) 
 
 Forum 1 Demokratie und Partizipation    Raum A0 51 
 
 Forum 2 Niedersachsen und Sachsen-Anhalt in Europa  Raum A2 41 
 
 Forum 3 Schule zwischen Anspruch und Wirklichkeit  Raum B1 05 
 
 Forum 4 Toleranz – Integration – Demokratie   Raum B0 09 
 
 
 



 

16. November 2010 
 
 
I. Fortsetzung der Beratung in den Diskussionsforen  
 (9.00 Uhr bis 10.30 Uhr) 
 
 Forum 1 Demokratie und Partizipation    Raum A0 51 
 
 Forum 2 Niedersachsen und Sachsen-Anhalt in Europa  Raum A2 41 
 
 Forum 3 Schule zwischen Anspruch und Wirklichkeit  Raum B1 05 
 
 Forum 4 Toleranz – Integration – Demokratie   Raum B0 09 
 
 
 
 
II. Vorstellung der Ergebnisse aus den Diskussionsforen  
 (11.00 Uhr bis ca. 15.30 Uhr) 
 
 
1. Forum 1 

 
Demokratie und Partizipation im 20. Jahr der Deutschen Einheit 
 
Drs. JP/2010/02 
 
Berichterstatter aus 
dem Diskussionsforum:  N. N. (5‘) 
 
Debattenreihenfolge:   Hainberg-Gymnasium Göttingen 
       Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg 
       Gymnasium Hankensbüttel 
       Fallstein-Gymnasium Osterwieck 
 
Statements der Fraktionen des Landtages und der Landesregierung (5‘) 
 

 
2. Forum 2 

 
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt in Europa nach dem Lissabon-Vertrag 
 
Drs. JP/2010/03 
 
Berichterstatter aus 
dem Diskussionsforum:  N. N. (5‘) 
 
Debattenreihenfolge:   Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg 
      Gymnasium Hankensbüttel 
       Fallstein-Gymnasium Osterwieck 
       Hainberg-Gymnasium Göttingen 
 
Statements der Fraktionen des Landtages und der Landesregierung (5‘) 



 

 
3. Forum 3 

 
Schule zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
 
Drs. JP/2010/04 
 
Berichterstatter aus 
dem Diskussionsforum:  N. N. (5‘) 
 
Debattenreihenfolge:   Gymnasium Hankensbüttel 
       Fallstein-Gymnasium Osterwieck 
       Hainberg-Gymnasium Göttingen 
       Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg 
 
Statements der Fraktionen des Landtages und der Landesregierung (5‘) 
 
 

4. Forum 4 
 
Toleranz – Integration – Demokratie 
 
Drs. JP/2010/05 
 
Berichterstatter aus 
dem Diskussionsforum:  N. N. (5‘) 
 
Debattenreihenfolge:   Fallstein-Gymnasium Osterwieck 
       Hainberg-Gymnasium Göttingen 
       Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg 
       Gymnasium Hankensbüttel 
 
Statements der Fraktionen des Landtages und der Landesregierung (5‘) 
 

 
 
 
III. Abschlussgespräch mit der Kultusministerin des Landes Sachsen-Anhalt 
 Prof. Dr. Birgitta Wolff 
 
 
 
 
IV. Schlussbemerkungen des Präsidenten des Landtages von Sachsen-Anhalt 
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Die Einladung zur Teilnahme am Jugendparlament erfolgte durch die Präsidenten der Landtage Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt in Zusammenarbeit mit dem Niedersächsischen Kultusministerium 

 
 
 
 
Demokratie und Partizipation im 20. Jahr der Deutschen Einheit 
 
 
Prolog 
 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Jugendparlaments „Zukunftswerkstatt 
deutsche Einheit“, Schülerinnen und Schüler der 11. Klassen aus dem Hainberg-
Gymnasium Göttingen, dem Gymnasium Hankensbüttel, dem Fallstein-Gymnasium 
Osterwieck und dem Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg sind überzeugt, 
dass es wichtig ist, Demokratie und Partizipation in unserem Land zu unterstützen. 
Auf diesem Weg haben wir in den letzten zwanzig Jahren eine beachtliche Wegstre-
cke zurückgelegt, aber Herausforderungen verbleiben auch im 20. Jahr nach der 
Vereinigung Deutschlands.  
 
Zu diesem Zweck haben wir uns in Magdeburg versammelt, um diese wichtigen Fra-
gen zu diskutieren und Lösungswege aufzuzeigen. 
 
Wir stimmen in Folgendem überein: 
 

• Jugendliche interessieren sich sehr stark für Politik; deren Interesse steigt 
nach Befunden aus der letzten SHELL-Jugendstudie (2010); bei Jugendlichen 
von 12 bis 14 Jahren hat sich das Interesse in den letzten Jahren nahezu ver-
doppelt, bei den 15- bis 17-jährigen stieg das Interesse um die Hälfte. 
Zugleich betrug die Wahlbeteiligung bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 
im Jahre 2006 nur 44 Prozent. Jugendliche engagieren sich heute oft und viel-
fältig, 39 Prozent der jungen Leute setzen sich häufig für soziale und gesell-
schaftliche Zwecke ein (zugleich ist zu berücksichtigen, dass dieses Engage-
ment schichtabhängig ist).  
Laut ARD/Deutschlandtrend hat ein Großteil der Deutschen das Gefühl, dass 
sich die politisch Handelnden von ihrer Lebenswelt abgekoppelt haben. 
80 Prozent der Befragten stimmten demnach der Aussage zu, in Deutschland 
würden wichtige Entscheidungen getroffen, ohne dass die Interessen der 
Menschen berücksichtigt würden. 
Die Partizipation von Jugendlichen ist schwierig, da sie in der Regel nur wenig 
oder keine Druckmittel besitzen. Hinzu kommt, dass allgemeine Politikver- 
drossenheit dieses Thema überlagert, die allerdings eher eine Politiker- und 
Parteienverdrossenheit ist. Umso wichtiger ist das kontinuierliche Aufzeigen 
demokratischer Beteiligungsformen und -möglichkeiten für Jugendliche. 
 

• Zwischen Ost und West dauern Unterschiede fort, z. B. in der unterschiedli-
chen Bezahlung sowie generell auf dem Arbeitsmarkt. Trotz 20-jähriger Ent-
wicklung und Zusammenarbeit dauern Vorurteile fort. Hartnäckige Vorurteile 
transportiert die Elterngeneration, aber auch die heutige Generation muss mit 
den Konsequenzen leben. 
 
 
 

und der Landeszentrale für politische Bildung Sachsen-Anhalt. 
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Laut einer DIW-Studie von 2010 sind die im vereinigten Deutschland aufge-
wachsenen jüngeren Ostdeutschen ähnlich zufrieden oder unzufrieden mit ih-
rem Leben wie ihre westdeutschen Altersgenossen. Unterschiede bleiben 
dennoch. Sie hängen allerdings weit mehr von den jeweiligen konkreten Le-
bensumständen ab, als davon, auf welcher Seite der früheren innerdeutschen 
Grenze die Befragten leben. 

 
• Als drei der wichtigsten und drängendsten Probleme, denen die Politik und die 

Politiker heute gegenüber stehen, haben wir neben den Themen, die in ande-
ren Foren thematisiert werden, diese identifiziert: (1) Demographischer Wan-
del und Rente (mehr als die Hälfte der Befragten der SHELL-Jugendstudie 
2010 sehen das Verhältnis von Jung und Alt als „angespannt“), (2) Umwelt-
schutz (Stichworte Globalisierung und Klimawandel), (3) Extremismus. 
 
 

Für die zukünftige Entwicklung in Deutschland ist wichtig: 
 

• Denkbar wären öffentliche Foren (so genannte „Townhallmeetings“), auf de-
nen sich die Kandidaten Fragen von Bürgerinnen und Bürgern stellen müssen. 
Pflicht: Politikunterricht, anderweitige Information der Bürgerinnen und Bürger. 
Neu nachzudenken wäre über die Möglichkeit eines Volksentscheids auf Bun-
desebene (neben Art. 29 GG) bzw. niedrigere Hürden für Entscheide auf Lan-
desebene. 
 

• Mit Blick auf das Verhältnis von Ost und West sollten in verstärktem Maße 
Seminare gefördert werden, die den Dialog unterstützen. Auch Möglichkeiten 
zu Begegnungen und zum Kontaktknüpfen (wie auf dem Jugendparlament 
2010) sollten ausgebaut werden. 
 

• Die Aufklärung über das Thema Extremismus sollte schulisch wie außerschu-
lisch verstärkt werden, um eine Spaltung der Gesellschaft zu verhindern. Für 
Produkte von Firmen, die eindeutig der links- und rechtsextremistischen Sze-
ne zugeordnet werden können, sollte ein Markenverbot für öffentliche Veran-
staltungen ausgesprochen werden. Über die Strafmaße bei extremistischen 
Aktionen sollte neu nachgedacht werden. 

Die Einladung zur Teilnahme am Jugendparlament erfolgte durch die Präsidenten der Landtage Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt in Zusammenarbeit mit dem Niedersächsischen Kultusministerium 
und der Landeszentrale für politische Bildung Sachsen-Anhalt. 
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Die Einladung zur Teilnahme am Jugendparlament erfolgte durch die Präsidenten der Landtage Nie-
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Niedersachsen und Sachsen-Anhalt in Europa nach dem 
Lissabon-Vertrag 
 
Prolog 
 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Jugendparlaments „Zukunftswerkstatt 
deutsche Einheit“, Schülerinnen und Schüler der 11. Klassen aus dem Hainberg-
Gymnasium Göttingen, dem Gymnasium Hankensbüttel, dem Fallstein-Gymnasium 
Osterwieck und dem Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg haben aus insge-
samt 30 Thesen in 3 Abstimmungsphasen 5 Thesen herauskristallisiert, welche sie 
als besonders wichtig empfinden.  
In einzelnen Gruppen wurden unten aufgeführte 5 Thesen näher erörtert und Forde-
rungen erarbeitet, dabei wurden Pro und Contra diskutiert und abschließend ein gu-
ter Konsens erlangt.  
 
 
Für die zukünftige Entwicklung der Jugend Deutschlands in Europa ist wichtig: 
 
Auslandsaufenthalte während der Schulzeit sollen gängiger und jedem jungen Men-
schen ermöglicht werden 

- keine Pflicht, freiwillig 
- finanzielle Bezuschussung durch Dritte (Sponsorenprogramm) 
- Werbung machen, Angst nehmen 
- Partnerschulenpflicht mit aktivem Kontakt 

 
Einführung eines Qualifikationspasses („European Skills Pass“) 

- Angelehnt an den bereits existierenden Europass 
- ehrenamtliche, außerschulische Tätigkeiten können so erfasst werden (z. B. 

Schülerparlament, Workshops, Seminare, Schüleraustausch, Beurteilungen 
bereits erbrachter Leistungen (Praktikazeugnisse etc.) 

- Eintragungen in verschiedenen Sprachen zur besseren Anerkennung und 
Vergleichbarkeit 

 
Einführung einer „Youth on the move“-Karte welche verschiedene Vorteile wie z. B. 
Preisnachlässe bietet 

- Motivation zur Bewegung innerhalb Europas 
- Vergünstigungen für Bildungsreisen (z.B. für Unterkünfte) 
- Abstufung von persönlichen Einkommen, ohne Anrechnung elterlicher Ein-

künfte 
- nur auf Antrag 
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Wir fordern die Zielsetzung, 6 Monate nach Verlassen der Schule einen Arbeitsplatz, 
Ausbildungsplatz, Studienplatz oder Praktikumsplatz sicherzustellen 

- schnellere Integration in die Gesellschaft nach dem Bildungsabschluss 
- Verteilung richtet sich nach Leistungen des Abschlusses 
- Entwicklung von Förderprogrammen, die die Integration von potenziellen 

Schülerinnen und Schülern ohne Abschluss unterstützen  
- alternativ: kostengünstiges Angebot von einer umfangreichen Auswahl von 

Weiterbildungen, Möglichkeit eines Auslandsjahres (europäischer Freiwilli-
gendienst) oder Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ) 

 
 
Schulabbrecherquote von 15 % auf 10 % senken 

- wichtig: Differenzierung zwischen Schulabbrecherinnen und Schulabbrechern 
(durch Schicksale, soziale Hintergründe, etc.) und Schulverweigerinnen und 
Schulverweigerern 

- bessere Integration von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund 
- Motivationsseminare für potenzielle Schulabbrecherinnen und Schulabbrecher 
- Förderung für sozial- und lernschwache Schülerinnen und Schüler  durch 

Senkung Schulabbrecherquote, weniger Ausgaben des Staates an Sozialhil-
fegeldern und Unterstützungen 

 
 

Die Einladung zur Teilnahme am Jugendparlament erfolgte durch die Präsidenten der Landtage Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt in Zusammenarbeit mit dem Niedersächsischen Kultusministerium 
und der Landeszentrale für politische Bildung Sachsen-Anhalt. 
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Schule zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
 
 
Prolog 
 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Jugendparlaments „Zukunftswerkstatt 
deutsche Einheit“, Schülerinnen und Schüler der 11. Klassen aus dem Hainberg-
Gymnasium Göttingen, dem Gymnasium Hankensbüttel, dem Fallstein-Gymnasium 
Osterwieck und dem Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg, stellen fest, dass 
es eine erhebliche Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit in der Institution 
Schule gibt. 
 
Schwerpunktmäßig sind zur Überwindung dieser Diskrepanz folgende Punkte maß-
geblich für die zukünftige Entwicklung der Institution Schule verantwortlich: 
 
1. Chancengleichheit für alle Schülerinnen und Schüler in allen Schulformen. 
2. Schule lebt von guten Lehrkräften! 
3. Vorbereitung auf das Berufsleben. 
4. Schülerinnen und Schüler tragen selbst die Verantwortung für ihre Entwicklung. 
 
Darüber hinaus würden die Schülerinnen und Schüler die Einführung eines bundes-
weiten Abiturs mit einheitlichen Bildungsstandards begrüßen. 
 
 
 
Für die zukünftige Entwicklung in Deutschland ist wichtig: 
 
1. Chancengleichheit für alle Schülerinnen und Schüler in allen Schulformen 

 
- Anspruch: Recht auf Bildung1 - In der Schule lernt man fürs Leben?  
- Schul- und Lernmittelfreiheit (Fahrtkosten, Schulbücher  Großfamilien) 

(Wirklichkeit: Anstieg der Kosten) 
- durch gegenseitige Akzeptanz von Lehrkräften sowie Schülerinnen und 

Schülern 
- Gleichberechtigung/Anerkennung/Ausstattung für alle Schulformen 

 
1 ein Menschenrecht gemäß Art. 26 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten 
Nationen vom 10. Dezember 1948 
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2. Schule lebt von guten Lehrkräften! 

 
- Etablierung neuer Unterrichtsformen/-methoden 
- verstärkte Zusammenarbeit: Schule-Lehrer-Eltern-Schüler 

(Lehrersein hört nicht an der Schultür auf!) 
- verstärkte Neueinstellung von Lehrkräften  

(alte Lehrer  konservativ , junge Lehrer  zu locker) 
- praxisnahe Ausbildung von Lehrkräften  
- Fortbildungsseminare für Benutzung neuer Medien (Beamer; PC;  

Wideboards) 
- Bereitstellung von Materialien für Lehrerfort- und -weiterbildung  
 
 

3. Vorbereitung auf das Berufsleben 
 
- mehrere Schülerpraktika 
- Studienberatung über den Peer Group-Gedanken 2 (Studenten berichten 

zu ihren Studiererfahrungen) 
- engere Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Schule bei der Stu-

dienwahl 
 
 
4. Schülerinnen und Schüler tragen selbst die Verantwortung für ihre Entwicklung 

 
- eigene Lernmotivation erarbeiten 
- zunehmend selbstständige Lerneinstellung von Schülern und Schülerinnen 

fordern und unterstützen 
- Ist die Aufteilung/Trennung nach der Grundschulzeit sinnvoll (altersge-

recht)? 
 
 
Ein weiterer Punkt: 
 

- Niveauunterschiede Grund- und Leistungskursunterricht (Möglichkeit zum 
Wechsel gewähren) 

 
 

Die Einladung zur Teilnahme am Jugendparlament erfolgte durch die Präsidenten der Landtage Nie-
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Toleranz – Integration – Demokratie  
 
 
Ausgangssituation 
 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Jugendparlaments „Zukunftswerkstatt 
deutsche Einheit“, Schülerinnen und Schüler der 11. Klassen aus dem Hainberg-
Gymnasium Göttingen, dem Gymnasium Hankensbüttel, dem Fallstein-Gymnasium 
Osterwieck und dem Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg haben sich mit den 
Themen Toleranz, Demokratie und Integration auseinandergesetzt. 
 
In Deutschland leben 15,1 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund, dies ent-
spricht 19 % der Bevölkerung.  
 
Die Vielfalt in unserer Gesellschaft ist aber nicht nur durch die Menschen aus allen 
Kontinenten, Religionen und Kulturen gekennzeichnet. Das Zusammenleben ist auch 
geprägt durch die verschiedenen Generationen, sozialen Schichten und der regiona-
len Herkunft. Integration beruht nicht nur auf den Bemühungen der jeweiligen 
Migrantinnen und Migranten, sondern muss genauso in der Mentalität der Mehrheits-
gesellschaft verankert sein. 
 
Es ist für Schülerinnen und Schüler wichtig, sich mit den Herausforderungen dieser 
Vielfalt in unserem demokratischen Staat auseinanderzusetzen. 
 
Folgende Kernaussagen spielten eine große Rolle in den Diskussionen im Forum. 
 
Religion 
- Auseinandersetzungen im früheren Kindesalter mit Religion ist wichtig, 
- die Wertevermittlung (neutral & unparteiisch) spielt für uns eine große Rolle be-

züglich des Ethik- und Religionsunterrichts. 
 
Generationengerechtigkeit 
- Verständnislosigkeit zwischen der jungen und der etwas älteren Generation, 
- Lebensverlängernde Maßnahmen ist ein essentielles Thema mit schwerer Kom-

promissfindung. 
 
Radikale Strömungen 
- Werden nicht stark genug bestraft und beobachtet. 
 
Demokratie 
- Es ist wichtig, dass wir unsere demokratischen Werte gegenüber anderen Staa-

ten stärker vertreten. 
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Für die zukünftige Entwicklung in Deutschland fordern wir von der Politik: 
 
- Altersgerechte Informations- und Wertevermittlung muss stärker ausgeprägt und 

kontrolliert werden, 
 
- stärkere Integration von Minderheiten: das gilt sowohl für die zu Integrierenden 

als auch für die Aufnahmegesellschaft, 
 
- der Staat muss Rahmenbedingungen schaffen um zwischenmenschliche Bezie-

hungen zu fördern (u. a. insbesondere in der Alten- und Behindertenpflege), 
 
- Man sollte unsere demokratischen Werte gegenüber anderen Staaten stärker ver-

treten, 
 
- Verfassungswidrige Meinungen sollten stärker geahndet werden. 
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Beginn: 13.01 Uhr. 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Liebe Schülerinnen und Schüler! Liebe Mitglieder des 
Jugendparlaments! Seien Sie herzlich willkommen! 
 

Es ist ein Novum, dass niedersächsische Schülerinnen 
und Schüler gemeinsam mit Schülerinnen und Schülern 
aus Sachsen-Anhalt das Jugendparlament durchführen. 
Das ist mir eine große Freude. Wir werden an den beiden 
Tagen gemeinsam eine Menge erleben und viele Erfah-
rungen sammeln. Also nochmals: Herzlich willkommen! 
 

Ich begrüße ganz herzlich meinen Kollegen aus dem 
Niedersächsischen Landtag, den Vizepräsidenten Herrn 
Möhrmann. - Sie dürfen gern Beifall klatschen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich begrüße zu meiner Rechten Herrn Dr. Fikentscher, 
den Vizepräsidenten des Landtages von Sachsen-An-
halt. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Des Weiteren begrüße ich Vertreter des Landtages von 
Sachsen-Anhalt, Herrn Born, Frau Reinecke und Frau 
Feußner. Sie werden uns heute und morgen begleiten. 
Auch Ihnen ein herzliches Willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Mit großer Freude begrüße ich Mitglieder der Landes-
regierungen, insbesondere der Kultusministerien der 
Länder Niedersachsen und Sachsen-Anhalt, Mitarbeiter 
der Landeszentrale für politische Bildung, die Moderato-
ren, die die Arbeit in den Foren begleiten werden - das 
ist wichtig; das wird richtig spannend - sowie alle anwe-
senden Gäste. Seien Sie herzlich willkommen! 
 

Ich eröffne hiermit das elfte Jugendparlament im Land-
tag von Sachsen-Anhalt und gleichzeitig das erste ge-
meinsame Jugendparlament mit dem Niedersächsischen 
Landtag. Ich heiße Sie alle herzlich willkommen. 
 

Ganz besonders begrüße ich Sie, die Hauptakteure, die 
das Jugendparlament repräsentieren. Dies sind Jugend-
liche aus vier Schulen, und zwar das Gymnasium Ha-
kensbüttel und das Hainberg-Gymnasium Göttingen aus 
Niedersachsen. 
 

(Unruhe) 
 

- War das jetzt nicht richtig ausgesprochen? - Hankens-
büttel, Entschuldigung. So viel Zeit muss sein. Also, es 
sind Jugendliche vom Gymnasium Hankensbüttel und 
vom Hainberg-Gymnasium in Göttingen. Ein herzliches 
Willkommen den Jugendlichen aus Niedersachsen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Aus Sachsen-Anhalt nehmen Schülerinnen und Schüler 
des Fallstein-Gymnasiums Osterwieck und des Luther-
Melanchthon-Gymnasiums Wittenberg am Jugendparla-
ment teil. Auch Ihnen ein herzliches Willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich nehme an, Sie haben sich schon kennengelernt. Sie 
wissen ja aufgrund der Vorbereitung schon ein bisschen, 
wie das so abläuft. 
 

Wir veranstalten in diesem Hause seit dem Jahr 1997 
Jugendparlamente. Warum führen wir das Jugendpar-
lament dieses Mal gemeinsam durch? - Wir haben uns 

überlegt, dass es im 20. Jahr der deutschen Einheit eine 
wunderbare Sache wäre, wenn die Länder Niedersach-
sen und Sachsen-Anhalt ein gemeinsames Jugendpar-
lament ausrichten. 
 

Ich will daran erinnern - ich darf ihnen an dieser Stelle 
auch großen Dank sagen -, dass die Kolleginnen und 
Kollegen aus Niedersachsen uns vor 20 Jahren beim 
Aufbau des Landes Sachsen-Anhalt Hilfestellung gege-
ben haben, dass sie mit dazu beigetragen haben, dass 
das alles so wunderbar funktionierte, wie wir uns das 
vorgestellt haben. 
 

Aus diesem Grunde haben wir gesagt, anlässlich des 
20-jährigen Bestehens der deutschen Einheit und des 
20-jährigen Bestehens des Landes Sachsen-Anhalt - wir 
haben dieses Jubiläum am 28. Oktober dieses Jahres 
feierlich begangen - wollen wir gemeinsam ein Jugend-
parlament durchführen. Wir haben es unter das Motto 
„Zukunftswerkstatt deutsche Einheit“ gestellt und ich bin 
jetzt schon auf das Ergebnis gespannt. 
 

Es ist ein wichtiges Thema. Ich glaube, wir können gar 
nicht oft genug darüber reden. Denn der zeitliche Ab-
stand wird immer größer und die jungen Leute, die heute 
vor uns sitzen, haben die DDR nicht mehr persönlich er-
lebt. Es ist wichtig, dass wir uns mit unserer eigenen 
Geschichte auseinandersetzen. 
 

Wie ist es eigentlich dazu gekommen, dass wir vor 
20 Jahren die Wiedervereinigung feiern durften, dass wir 
gemeinsam dieses grandiose Wunder, wie man es im-
mer so nennt, geschaffen und erlebt haben? - Vor 
21 Jahren sind die Bürgerinnen und Bürger der DDR 
aufgestanden und haben die Mauer und die Zäune nie-
dergerissen. Das ist unser großer Beitrag zur deutschen 
Einheit gewesen, den wir eingebracht haben. Den 3. Ok-
tober 1990 haben wir alle noch in Erinnerung. 
 

Es ist also wichtig, dass man nicht vergisst, wie es dazu 
gekommen ist und warum es überhaupt zwei deutsche 
Staaten gab. Man muss sich mit der dunklen Vergan-
genheit des letzten Jahrhunderts auseinandersetzen. All 
das gehört mit hinein. Aus der Vergangenheit für die Zu-
kunft lernen - das wird sicherlich ein wesentlicher Be-
standteil der Diskussionen sein. 
 

Sie haben im September dieses Jahres in Hannover zur 
Vorbereitung des Jugendparlaments gemeinsam Work-
shops durchgeführt. Sie werden in den vier Diskussions-
foren anspruchsvolle Themen bearbeiten. 
 

Das erste Diskussionsforum wird sich mit dem Thema 
„Demokratie und Partizipation im 20. Jahr der deutschen 
Einheit“ befassen. 
 

Das Thema des zweiten Diskussionsforums lautet „Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt in Europa nach dem 
Lissabon-Vertrag“. Meine jungen Freunde, Europa ist 
letztendlich unsere gemeinsame Zukunft. 
 

Das dritte Diskussionsforum wird sich dem Themenkreis 
„Schule zwischen Anspruch und Wirklichkeit“ widmen. 
 

Das vierte Diskussionsforum hat das Thema „Toleranz 
- Integration - Demokratie“. Das sind ganz wichtige The-
men, über die wir vor allem morgen mit Ihnen diskutieren 
werden. 
 

Dabei werden Sie die Erfahrung machen, dass man 
auch tolerant sein muss, dass man nicht immer seine 
Meinung durchsetzen kann, dass man miteinander dis-
kutiert und den Kopf, den Verstand dazu benutzen sollte, 
um seine Auffassung überzeugend herüberzubringen.
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Sie werden in den Diskussionsforen Thesenpapiere er-
arbeiten und morgen darüber diskutieren. Sie werden Ih-
re Thesen vorstellen und die Kollegen aus dem Landtag 
und die Vertreter der Landesregierung werden die Gele-
genheit haben, mit Ihnen zu diskutieren und ins Ge-
spräch zu kommen. Wir spielen nicht nur Parlament, 
sondern wir sind das Jugendparlament. Wir werden Ih-
nen zeigen, wie Politik letztendlich funktioniert. Das ist 
eine wichtige Frage. 
 

Der Grundsatz - das werden Sie selber spüren - wird 
sein, die eigenen Ideen mit Überzeugungskraft vorzutra-
gen, bereit zu sein, Kompromisse zu schließen und auf 
die Argumente der anderen einzugehen. Das halte ich 
für ganz wichtig. Denn damit üben Sie die Grundlagen 
der Demokratie ein. In den Debatten zeigt sich immer 
wieder: Wer gut im Stoff steht, dem wird es besonders 
gut gelingen, seine Meinung herüberzubringen. Ich freue 
mich auf die Diskussionen. 
 

Wir werden, nachdem Herr Möhrmann seine Ansprache 
gehalten hat, noch zwei Dinge beschließen müssen, 
nämlich die Geschäftsordnung und die Tagesordnung. 
Auch das gehört zu einem Parlament. 
 

Ich wünsche mir, dass unser Jugendparlament mit Schü-
lerinnen und Schülern aus Niedersachsen und Sachsen-
Anhalt ein Erfolg wird. Wir alle sind davon überzeugt. Es 
ist ein Novum und ein guter Ansatz. Vielleicht wird es ein 
Stück Tradition werden. Ob man jedes Jahr ein gemein-
sames Jugendparlament durchführen sollte, das sei 
einmal dahingestellt; das wird sich zeigen. Aber wir soll-
ten gemeinsam daran gehen und unsere Zukunft gestal-
ten. Wer könnte dies besser als die jungen Menschen. 
 

Ist es nicht toll, in solch einer großartigen Zeit zu leben, 
in solch eine großartige Zeit hineingeboren zu werden? 
- Wir leben in einem großen freien Europa, von dem wir 
vor 20 Jahren noch geträumt haben. Wir leben in einem 
großen freien Europa, das von der französischen Atlan-
tikküste bis zum Baltikum und von der Irischen See bis 
zum Schwarzen Meer reicht. Wir leben in einem großen 
Friedensraum, in dem man über Grenzen hinweg sein 
Leben gestalten kann. 
 

Ist es nicht großartig, dass wir seit mehr als 60 Jahren in 
Frieden leben? - Allein das ist schon ein großer Wert. 
Wenn Sie, die Sie das 21. Jahrhundert maßgeblich ge-
stalten werden, das ebenfalls so sehen und nicht ver-
gessen, welchen Wert Europa und 60 Jahre Frieden ha-
ben, dann haben wir, so glaube ich, gemeinsam unser 
Ziel erreicht. 
 

Ich freue mich auf eine lebendige Debatte morgen hier 
im Parlament. Ich hoffe, Sie werden nach Hause fahren 
und sagen: Ist es nicht toll, Politik zu machen? - In die-
sem Sinne sage ich herzlichen Dank. 
 

Ich würde mich freuen, lieber Kollege Möhrmann, wenn 
Sie jetzt das Wort nehmen und zu den jungen Leuten 
sprechen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtags Herr 
Möhrmann: 
 

Sehr geehrter Herr Präsident Steinecke! Lieber Vizeprä-
sident Herr Fikentscher! Liebe Abgeordnete des sach-
sen-anhaltinischen Landtages! Liebe Jungparlamenta-
rier! Ich habe gesehen, dass Sie bereits eine Verhal-
tensweise derjenigen, die sonst auf diesen Stühlen sit-
zen, übernommen haben; Sie klopfen auf die Tische. 

Das ist in den Parlamenten so üblich. Ich kenne den 
Grund dafür nicht. Aber es ist schon eine erste Verhal-
tensweise, die Sie gelernt haben. 
 

Ich begrüße ebenso herzlich Ihre Lehrerinnen und Leh-
rer, ohne die Sie heute sicherlich nicht hier wären. Wir 
aus Niedersachsen freuen uns, dass die „Zukunftswerk-
statt deutsche Einheit“ heute in Magdeburg stattfinden 
kann. 
 

Ich darf Ihnen als Vizepräsident die herzlichen Grüße 
unseres Landtagspräsidenten Hermann Dinkla überbrin-
gen, der heute anderen Aufgaben, die er auch wahrzu-
nehmen hat, nachgeht. Er nimmt an dem Parteitag der 
CDU in Karlsruhe teil. 
 

Meine Damen und Herren! Heute und morgen werden 
Sie gemeinsam in dem von den Landtagen Niedersach-
sen und Sachsen-Anhalt initiierten Projekt, das Sie - wenn 
ich richtig informiert bin - am 21. September im Landtag 
in Hannover begonnen haben, diskutieren. Sie werden 
gemeinsam Fragen und Erwartungen besprechen. 
 

Herr Präsident, wenn ich mir diesen Plenarsaal an-
schaue - er ist so lichtdurchflutet -, dann muss ich sa-
gen, das unterscheidet sich schon von unserem in Han-
nover. Ich glaube, eine Diskussion kann dadurch auch 
lebendiger werden.  
 

Bei uns in Hannover ist alles noch ausgerichtet auf ein 
Parlament, das man damals unter ganz anderen Ge-
sichtspunkten gesehen hat, nämlich mehr als eine En-
klave, also als einen zurückgezogenen Raum, in dem 
die Abgeordneten unter sich sitzen sollten. 
 

Heute versteht man parlamentarische Demokratie mehr 
so, wie wir es hier sehen, nämlich geöffnet nach außen. 
Ich hoffe, dass sich die Atmosphäre befruchtend auf die 
Diskussionen, die Sie führen werden, auswirken wird. 
Denn es ist meine feste Überzeugung, dass Demokratie 
vom Streit unterschiedlicher Meinungen lebt. Dieser 
Streit darf auch gern einmal sehr nuanciert vorgetragen 
werden. 
 

Aber Demokratie lebt auch davon, dass die Minderheit 
die Mehrheit respektiert. Ich glaube, auch das ist eine 
wichtige Erkenntnis. Ich glaube, dass wir mit dieser Ver-
anstaltung auf einem guten Weg sind und dass es ein 
guter Auftakt ist. Ich hoffe, dass die Resultate dann auch 
dokumentieren, dass wir die richtigen Schulen für dieses 
Jugendparlament ausgewählt haben. 
 

Meine Damen und Herren! Liebe Schülerinnen und 
Schüler! Dass Sie ausgewählt worden sind, hat sicher-
lich einen besonderen Grund; denn es zeigt, dass wir 
das, was Sie bisher getan haben, sehr hoch wertschät-
zen. Ich wünsche mir, Herr Präsident, dass dies nicht die 
letzte gemeinsame Veranstaltung ist. Vielleicht können 
wir es tatsächlich in einem gewissen Rhythmus - ob es 
jährlich sein sollte, ist eine andere Frage - weiter fortset-
zen. 
 

Ich hoffe, dass es immer wieder junge Menschen gibt, 
die Spaß an der Sache haben, die sich dafür engagieren 
und die vielleicht auch ein bisschen ein Gefühl dafür be-
kommen, was die parlamentarische Demokratie aus-
macht. Vielleicht kann sich auch der eine oder andere 
vorstellen, später einmal in einem solchen Parlament als 
Abgeordnete oder Abgeordneter zu sitzen. 
 

Meine Damen und Herren! Ich will es an dieser Stelle 
noch einmal sagen: Vor 20 Jahren wäre so etwas gar 
nicht möglich gewesen. Es gab zwar in Hannover schon 
den Niedersächsischen Landtag, aber es gab den Land-
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tag von Sachsen-Anhalt noch nicht. Ich denke, dass das 
ganz wichtig ist; Herr Präsident Steinecke hat auch 
schon darauf hingewiesen. 
 

Ich glaube, es lohnt sich, daran zu erinnern, wie es viel-
leicht in der eigenen Familie vor dem 9. November 1989 
war, wie schwierig es war, von Magdeburg nach Hanno-
ver zu reisen, wenn man es überhaupt durfte, wie 
schwierig es auch für uns war, aus dem Westen über die 
Grenze in die DDR zu fahren und was man - ich sage es 
einmal mit etwas drastischen Worten - dort ertragen 
musste. Ich erinnere mich daran, dass ich selber als Ju-
gendlicher nach Westberlin gefahren bin und so man-
ches Mal eine Gänsehaut bekam, wenn ich die Grenze 
passierte. 
 

Diese Erfahrungen müssen Sie heute nicht mehr ma-
chen. Das einzige, was uns heute manchmal aufhält 
- heute Morgen ist es uns, Gott sei Dank, erspart geblie-
ben -, ist ein Stau auf der Autobahn. Ansonsten gibt es 
überhaupt keine Probleme mehr, woandershin zu fah-
ren. Ich glaube, dass es ganz wichtig ist, dass man sich 
an diese Zeit erinnert. 
 

Als ich mich auf den heutigen Tag vorbereitet habe, er-
innerte ich mich an das Jahr 1961, an den Mauerbau. 
Ich erinnerte mich daran, dass ich im Jahr 1963 - ich war 
damals in der neunten Klasse - in Westberlin war. 
 

Ich hatte - für mich ist das aus heutiger Sicht eine Ehre - 
die Ehre dabei zu sein, als John F. Kennedy vor dem 
Schöneberger Rathaus die berühmten Worte sagte: Ich 
bin ein Berliner. Damals war ich 15 Jahre alt. Ich habe 
so die Vorstellung, dass das Interesse an Politik in dem 
Jahr und in dieser Zeit geweckt worden ist. 
 

Ich möchte auch noch einmal daran erinnern, dass es in 
den 70er-Jahren, insbesondere dann, wenn man keine 
Verwandten in der DDR hatte, einfacher war, in die eu-
ropäischen Hauptstädte, nach Kapstadt oder nach Mel-
bourne zu reisen als nach Quedlinburg, Halberstadt oder 
Wittenberg. Glücklicherweise ist das nun vorbei. 
 

Sie treffen sich heute und morgen in den Diskussions-
foren. Wenn ich mir die Themen anschaue, beispiels-
weise „Demokratie und Partizipation im 20. Jahr der 
deutschen Einheit“, so glaube ich, gibt es viel zu bespre-
chen. Es gibt auch viel zu überlegen, wie wir das in den 
nächsten Jahren weiter entwickeln können. 
 

Der Lissabonvertrag ist etwas ganz Kompliziertes. Ich 
weiß gar nicht, ob ein Diskussionsforum dazu geeignet 
ist, solch ein umfangreiches Thema aufzuarbeiten. 
Wahrscheinlich muss man sich dabei auf einige wenige 
Punkte konzentrieren.  
 

Aber ich bin mir ganz sicher, dass wir ohne die euro-
päische Einheit ganz andere Probleme hätten. Die Tat-
sache, dass wir in Europa seit so vielen Jahren keinen 
Krieg mehr hatten, hat sicherlich auch etwas mit der eu-
ropäischen Einigung zu tun. 
 

Bei der Frage, wie sich die Schule heute darstellt, ist es 
bestimmt sehr interessant, einmal zu vergleichen, was in 
dieser Hinsicht in Sachsen-Anhalt und in Niedersachsen 
passiert. 
 

Auch das letzte Thema ist mit ganz wichtig, nämlich das 
Thema „Toleranz - Integration - Demokratie“. 
 

Ich wünsche Ihnen, dass Sie gute Diskussionen haben 
werden. Ich wünsche Ihnen, dass es nicht die beiden 
einzigen Tage bleiben, an denen Sie sich mit der parla-
mentarischen Demokratie auseinandersetzen. Ich hoffe, 

dass wir uns weiterhin für offene Grenzen und für den 
freien Warenaustausch in Europa sowie für Integration 
und Toleranz einsetzen. Dabei ist es wichtig, dass wir 
Fundamentalismus und Extremismus keine Chance ge-
ben. 
 

Sehr geehrter Herr Präsident Steinecke! Ich danke Ihnen 
herzlich dafür, dass die Niedersachsen heute hier im 
Landtag von Sachsen-Anhalt zu Gast sein dürfen. Ich 
danke den Referenten für ihre Bereitschaft, die Jugend-
lichen aus Wittenberg, Hankensbüttel, aus Göttingen 
und Osterwieck von Ihrem Wissen profitieren zu lassen. 
 

Mein Dank gilt ferner der Landeszentrale für politische 
Bildung von Sachsen-Anhalt sowie den Kultusministe-
rien der beiden Länder für die großzügige Unterstützung 
dieses Jugendparlaments. 
 

Ich wünsche der heutigen Veranstaltung einen erfolgrei-
chen Verlauf und Ihnen für die Stadtführung heute Nach-
mittag gutes Wetter. Für heute Abend wünsche ich gutes 
Gelingen. Nutzen Sie die Chance, auch über die offiziel-
len Gesprächsrunden hinaus Kontakte zu knüpfen. Alles 
Gute und vielleicht auf Wiedersehen im nächsten Jahr in 
Niedersachsen! - Danke schön. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Ich danke Ihnen, Herr Vizepräsident Möhrmann, für Ihre 
Worte, für die Aufmunterung der jungen Leute. Aber ich 
glaube, sie brauchen gar keine Aufmunterung; sie sind 
munter genug. 
 

Sie haben den Raum angesprochen. Er ist so lichtdurch-
flutet. In der Tat ist es schön, in solch einem hellen 
Raum zu sitzen; da fließt der Geist von A nach B. Dass 
unser Parlament so lichtdurchflutet ist, ist mir immer auf-
gefallen, wenn ich in den alten Bundesländern war, wo 
die Parlamente ein Stück weit abgeschottet sind. 
 

In unseren Sitzungssaal kann man hineinschauen. Wir 
haben ein gläsernes Parlament; das will ich noch einmal 
sagen. Alle Sitzungen sind öffentlich. Alle können daran 
teilnehmen. Ich sage: Wir können alle nur dazu ermun-
tern, nicht politikverdrossen zu sein, sondern sich einzu-
bringen. 
 

Vor 21 Jahren haben sich die Menschen auch hier auf 
dem Domplatz und auf anderen Plätzen in Sachsen-
Anhalt versammelt und sind für Pressefreiheit, für Rede-
freiheit und für freie Wahlen auf die Straße gegangen. 
Ich kann alle nur dazu ermuntern, von ihrem vornehmen 
Recht Gebrauch zu machen und bei den Wahlen ihre 
Stimme abzugeben. 
 

Jede Stimme ist etwas wert, meine lieben jungen Freun-
de, das will ich noch einmal ausdrücklich sagen. Wir ha-
ben in Sachsen-Anhalt bei den Kommunalwahlen das 
Wahlalter auf 16 Jahre abgesenkt. Nehmen Sie das 
Wahlrecht wahr. Es ist ein hart erkämpftes Recht und 
das sollte es auch bleiben. 
 

Mein Kollege Herr Dr. Fikentscher wird Ihnen nun zur 
Geschäftsordnung einiges sagen. - Bitte schön. 
 
 

Vizepräsident des Landtags von Sachsen-Anhalt 
Herr Dr. Fikentscher: 
 

Liebe Schülerinnen und Schüler! Sie beginnen jetzt 
gleich mit der unmittelbaren parlamentarischen Arbeit, 
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mit der Arbeit des Jugendparlaments. Zuvor fassen Sie 
zwei wichtige Beschlüsse. Sie beschließen die Tages-
ordnung und die Geschäftsordnung. Ohne Tagesord-
nung und Geschäftsordnung funktioniert die Demokratie 
nicht. Wer das als Formalien abtut, der hat nichts ver-
standen. 
 

Eine Tagesordnung ist aus zwei Gründen wichtig. Ers-
tens muss man sich darüber einigen, was überhaupt be-
sprochen werden soll und in welcher Reihenfolge; sonst 
ist es das Gequatsche am Stammtisch. Am nächsten 
Tag hat jeder eine andere Erinnerung und keiner weiß, 
was eigentlich los war. Das muss also schon geordnet 
sein. 
 

Zweitens geht es dabei um einen Minderheitenschutz. 
Die Mehrheit kann nicht einfach sagen, jetzt reden wir 
einmal über etwas anderes und jetzt setzen wir dies o-
der jenes noch auf die Tagesordnung. Nein, die Tages-
ordnung wird beschlossen und das, was nicht darauf 
steht, wird nicht beredet. Nur so kann Demokratie funk-
tionieren. 
 

Des Weiteren ist die Geschäftsordnung zu beschließen. 
Darin steht, wer die Versammlung leitet, wann wer wie 
lange reden darf, unter welchen Bedingungen etwas be-
schlossen wird und wie das alles aufgeschrieben wird, 
damit man am nächsten Tag auch weiß, was man bere-
det und beschlossen hat; sonst ist alles einfach verpufft. 
 

Ich möchte Ihnen das deswegen gleich am Anfang sa-
gen, weil es zwei wichtige Beschlüsse sind. So formal es 
jetzt klingen mag, aber ohne eine Tagesordnung und ei-
ne Geschäftsordnung funktioniert eine Sitzung nicht. Je-
der tut gut daran, die Drucksachen durchzulesen und 
sich zu vergegenwärtigen, was darin steht und wie man 
sich zu verhalten hat. 
 

Übrigens werden Ihnen Tagesordnungen und Geschäfts-
ordnungen in allen Gremien, in denen Sie später einmal 
tätig sein werden, wieder begegnen. Sie lernen heute al-
so etwas, was nicht nur für heute gilt, sondern etwas, 
was viele von Ihnen vermutlich ein Leben lang gebrau-
chen können. Das wollte ich Ihnen zu Beginn sagen, 
damit Ihnen die Bedeutung dieser beiden Dokumente für 
die Demokratie klar ist. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank, Herr Dr. Fikentscher. - Herr Dr. Fikentscher 
ist schon seit 20 Jahren Mitglied dieses Hauses. Er ist 
ein erfahrener Parlamentarier. Es ist immer gut, wenn 
man das noch einmal erklärt bekommt. 
 

Dann wollen wir an die Arbeit gehen. Bevor wir die Pau-
se einläuten und Sie durch das Haus geführt werden 
- 14.30 Uhr beginnen die Foren -, wollen wir genau die 
eben genannten Beschlüsse fassen. Ich schlage Ihnen 
vor, zuerst die Geschäftsordnung und danach die Ta-
gesordnungspunkt zu beschließen. 
 

Die Geschäftsordnung liegt Ihnen in der Drs. JP 2010/01 
vom 15. November 2010 vor. Gibt es dazu Bemerkun-

gen oder Änderungswünsche vonseiten der Jungparla-
mentarier? - Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich Sie, 
durch das Heben der Hand kundzutun, ob Sie der Ge-
schäftsordnung zustimmen wollen. 
 

Wer stimmt zu? - Meine Kollegen und ich können von 
hier oben erkennen, dass die große Mehrheit dafür 
stimmt. Wer stimmt dagegen? - Ich sehe keine Gegen-
stimme. Stimmenthaltungen? - Eine Stimmenthaltung. 
Die Geschäftsordnung ist also mit großer Mehrheit bei 
einer Stimmenthaltung bei der Fraktion Gymnasium 
Hankensbüttel - ich habe extra noch einmal nachgele-
sen - so beschlossen. 
 

(Heiterkeit) 
 

- Das ist auch Demokratie. Es ist sein gutes Recht. 
 

Dann kommen wir zum zweiten Beschluss, zu der Ta-
gesordnung für die Sitzung des Jugendparlamentes „Zu-
kunftswerkstatt deutsche Einheit“ im Landtag von Sach-
sen-Anhalt am 15. und 16. November 2010. Sie liegt Ih-
nen ebenfalls vor. Gibt es Anmerkungen zur Tagesord-
nung oder Wünsche, etwas hinzuzufügen oder abzuset-
zen? - Das ist auch nicht der Fall. 
 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer dieser Tages-
ordnung seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. Wer stimmt zu? - Das ist die gro-
ße Mehrheit. Wer stimmt dagegen? - Niemand. Wer ent-
hält sich? - Auch niemand. Damit ist die Tagesordnung 
bestätigt.  
 

Die Geschäftsgrundlage ist hergestellt. Wir haben eine 
Geschäftsordnung, nach der wir die Sitzungen an den 
zwei Tagen gestalten werden, und wir haben eine Ta-
gesordnung beschlossen. Jetzt können wir an die Arbeit 
gehen. 
 

Ich darf mich noch einmal ganz herzlich bei Ihnen für Ih-
re großartige Mitarbeit bedanken. Des Weiteren bedan-
ke ich mich bei den Referenten und bei den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Kultusministerien und der 
Landeszentrale für politische Bildung. 
 

Mein herzlicher Dank gilt auch den Kollegen aus dem 
Landtag. Sie haben jetzt deshalb nicht das Wort ge-
nommen, weil sie sich das für morgen aufsparen wollen. 
Morgen können sie gemeinsam mit Ihnen diskutieren. 
- Herzlichen Dank dafür, dass Sie hier waren. 
 

Des Weiteren danke ich den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern unseres Hauses, die das Jugendparlament so 
vortrefflich organisiert haben. 
 

Wir treten jetzt in eine Pause ein. Um 14.30 Uhr beginnt 
die Arbeit in den vier Diskussionsforen. Die Räume sind 
ausgeschildert. Der Rundgang durch das Haus wird 
meines Wissens in den Gruppen stattfinden. Ich wün-
sche Ihnen einen interessanten Rundgang. 
 

Herzlichen Dank an meine Kollegen Herrn Möhrmann 
und Herrn Dr. Fikentscher. 
 

Ich beende damit die Sitzung. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Schluss der Sitzung: 13.27 Uhr. 
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Beginn: 11.04 Uhr. 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Liebe Jungparlamentarierinnen und Jungparlamentarier! 
Herzlich willkommen zum zweiten Tag unseres Jugend-
parlaments. 
 

Sie haben gestern einen langen Arbeitstag absolviert 
und in den vier Diskussionsforen über verschiedene 
Themen beraten. Ich habe bei dem einen oder anderen 
Forum kurz vorbeigeschaut. Dort ging es recht munter 
zu, wie es zum Teil auch in den Ausschüssen des Land-
tages ist. 
 

Ich fand es großartig, wie Sie darum gerungen haben, 
Ihre Auffassungen durchzusetzen, aber auch Kompro-
misse zu schließen. Das ist nun einmal das Leben. Aber 
ich fand das Klima gut, in dem die Diskussionen stattge-
funden haben. 
 

Sie haben gestern gemeinsam einen schönen Abend 
verbracht. Wer arbeitet, der darf auch fröhlich feiern. Sie 
werden hoffentlich gern daran zurückdenken, dass hier 
in Magdeburg junge Leute aus Niedersachsen und aus 
Sachsen-Anhalt über unsere Zukunft diskutiert haben. 
 

Meine sehr verehrten jungen Leute! Liebe Jungparla-
mentarierinnen und Jungparlamentarier! Gestern war 
der Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Möhrmann anwesend. Heute habe ich die große 
Freude den Vizepräsidenten des Niedersächsischen 
Landtages Herrn Schwarz begrüßen zu dürfen. - Herr 
Schwarz, herzlich willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Wir haben des Weiteren die große Freude, heute auf der 
Regierungsbank Parlamentarier aus Sachsen-Anhalt 
begrüßen zu dürfen. Ich begrüße ganz herzlich Frau 
Dr. Hüskens von der FDP-Fraktion, 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Frau von Angern von der Fraktion DIE LINKE, 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

und Herrn Czeke ebenfalls von der Fraktion DIE LINKE. 
Er widmet sich besonders stark den Themen „Europa“ 
und „Landwirtschaft“. 
 

(Beifall im ganzen Hause - Frau von Angern, DIE 
LINKE: Und worin sind wir stark?) 

 

- Das werde ich gleich noch sagen. - Für die jungen Leu-
te: Herr Czeke nimmt sonst immer zu Landwirtschafts- 
und Umweltthemen das Wort. Ich freue mich, dass er 
heute dabei ist. 
 

Ich darf darüber hinaus ganz herzlich Frau Mittendorf 
von der SPD-Fraktion begrüßen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Sie ist wie Frau Dr. Hüskens und Frau von Angern eine 
versierte Fachfrau in Sachen Jugendarbeit und Schul-
arbeit. 
 

Ich begrüße weiterhin den Staatssekretär im Ministerium 
für Landesentwicklung und Verkehr Herrn Schröder. 
Herzlich willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 

Die CDU-Fraktion wird von Herrn Scheurell vertreten. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Herr Scheurell kommt aus der wunderbaren Stadt Wit-
tenberg. Wer Fragen an ihn hat, kann sich sicherlich im 
Anschluss mit ihm unterhalten. - Also, herzlich willkom-
men! 
 

Ich freue mich auch, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Kultusministeriums aus Niedersachsen und der Lan-
deszentrale für politische Bildung zu begrüßen, die das 
Jugendparlament - das will ich hier einmal ausdrücklich 
sagen - mit finanziert haben. Denn das, was wir hier ma-
chen, kostet auch Geld, meine Damen und Herren. 
 

Ich freue mich natürlich, dass die Referenten, die alles 
so fleißig in die richtigen Bahnen gelenkt haben - das 
werden wir nachher in der Diskussion sehen -, heute 
hier sind. Seien Sie herzlich willkommen! 
 

Liebe Gäste! Ich freue mich auch darüber, dass die 
Presse so stark an unserem Jugendparlament Anteil 
nimmt. Als ich die Zeitungen heute Morgen aufgeschla-
gen habe, habe ich mich darüber gefreut. - Nein, ich ha-
be es - das gebe ich an dieser Stelle ehrlich zu - nicht 
anders erwartet. 
 

Meine Damen und Herren! Bevor wir jetzt in die Arbeit 
einsteigen, habe ich noch eine angenehme Pflicht zu er-
füllen. Wir haben heute ein Geburtstagskind unter uns. 
Cassandra Hahn vom Gymnasium Osterwieck hat heute 
Geburtstag. 
 

Liebe Cassandra Hahn, ich darf Sie bitten, nach vorn zu 
kommen, damit ich Ihnen diesen Blumenstrauß über-
reichen kann. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Liebe Frau Hahn, alles Gute und Gottes Segen. Bleiben 
Sie so fröhlich. Ich hatte mich schon darauf gefreut, Sie 
als Berichterstatterin zu hören. Aber wir haben natürlich 
alle Verständnis dafür, dass Sie sich an Ihrem Geburts-
tag etwas zurückhalten. Nochmals alles Gute und schön, 
dass Sie da sind. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Meine Damen und Herren! Zum Ablauf. Der Vizepräsi-
dent des Niedersächsischen Landtages und ich werden 
uns die Sitzungsleitung aufteilen. Ich werde das erste 
und das letzte Thema moderieren, Herr Schwarz wird 
die Debatten zum zweiten und dritten Thema leiten. Wir 
hoffen und wünschen, dass es lebhafte Debatten sein 
werden. Davon bin ich überzeugt und davon gehe ich 
auch aus. 
 

Ich ermuntere auch die Politikerinnen und Politiker aus 
dem Landtag sowie den Herrn Staatssekretär, sich kräf-
tig einzumischen und mit den jungen Leuten zu diskutie-
ren. Denn die jungen Leute haben mittlerweile auch ge-
merkt, wie wichtig es ist, mit der Politik ins Gespräch zu 
kommen. 
 

Ich bitte die jungen Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier, wenn Sie sich zu Wort melden, Ihren Namen zu 
nennen, weil alles, was Sie sagen, protokolliert wird. Die 
junge Dame, die hier vorn sitzt - ein herzliches Willkom-
men auch Ihnen! -, ist die Stenografin. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich bitte Sie also, wenn Sie sich zu Wort melden, Ihren 
Namen und Ihre Schule zu nennen, damit es nachher, 



2 Jugendparlament im Landtag von Sachsen-Anhalt • 16.11.2010 
 

wie es auch bei den Landtagsitzungen in Niedersachsen 
und in Sachsen-Anhalt üblich ist, im Protokoll vermerkt 
werden kann. - Das waren die Vorbemerkungen. Wir 
werden nun in die Tagesordnung einsteigen. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 
 
 
 

Demokratie und Partizipation im 20. Jahr der Deut-
schen Einheit 
 

Vorlage des Diskussionsforums 1 - Drs. JP/2010/02 
 
 
 

Wir haben eine Redezeit von fünf Minuten vereinbart. 
Wir werden die Zeit mitstoppen und, wenn die Redezeit 
überzogen wird, das erste Signal geben. Beim dritten 
Mal wird dem Redner das Wort entzogen. Wir wollen 
uns auch hier in Disziplin üben, wie wir das sonst in die-
sem Hohen Hause machen. 
 

Die Berichterstatter des Diskussionsforums 1 sind Frau 
Anjela Meyer vom Gymnasium Hankensbüttel und Frau 
Evelyn Seifert vom Luther-Melanchthon-Gymnasium 
Wittenberg. 
 

Ich erteile jetzt Frau Anjela Meyer das Wort. - Wer 
möchte reden? - Ich wollte den Gästen zuerst das Wort 
erteilen, aber wenn das so vereinbart worden ist, dann 
kann auch Frau Evelyn Seifert beginnen. Bitte, Frau Sei-
fert, Sie haben das Wort. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Frau Seifert, Berichterstatterin des Diskussions-
forums 1:  
 

Das Forum 1 hat sich mit der Demokratie und den Parti-
zipationsmöglichkeiten im 20. Jahr der deutschen Ein-
heit beschäftigt. Unseren Einstieg in Hannover bildeten 
drei Fragen. Was ist Politik? Wer macht Politik? Wie 
kann ich mich selber einbringen? 
 

Daraus haben sich dann ganz schnell drei Themen-
schwerpunkte für die Diskussion in Magdeburg ergeben, 
erstens der Ost-West-Konflikt, zweitens der Rechts-
extremismus und der Linksextremismus und drittens die 
Partizipation und die Politikverdrossenheit. Zu dem letz-
ten Schwerpunkt möchte ich mich heute äußern. 
 

In das Thema einsteigen möchte ich gern mit einem Zi-
tat: 
 

„Die Demokratie ist eine schlechte Staatsform, 
aber die beste, die wir haben.“ 

 

Auch uns hat sich gestern die Frage gestellt, ob Demo-
kratie die eine, die richtige Staatsform ist. - Natürlich, sie 
ist sinnvoll und - mal ehrlich - Alternativen dazu haben 
wir nicht. Die direkte Demokratie verstößt gegen die Ver-
fassung und die Monarchie ist durch die Ewigkeitsklau-
sel sowieso ausgeschlossen. 
 

Außerdem ist eine perfekte Staatsform nicht machbar. 
Irgendwo müssen immer Abstriche gemacht werden. Al-
lein die Demokratie, wie sie im Jahr 1949 durch das 
Grundgesetz festgelegt wurde, verhindert den Macht-
missbrauch. 
 

Es wird immer Probleme geben und Menschen, die nicht 
zufrieden sind. Aber die Mehrheit ist zufrieden. Deshalb 
kann die Demokratie nicht so schlecht sein, wie es von 
manchen behauptet wird. 

Partizipationsmöglichkeiten gibt es übrigens viele. Aller-
dings werden sie zum Beispiel von uns Jugendlichen 
kaum genutzt. Wir haben andere Interessen. Aber es 
fehlt auch die Werbung, das heißt, unsere Aufmerksam-
keit wird gar nicht darauf gerichtet. 
 

Möglichkeiten, sich einzubringen, bieten zum Beispiel 
die Schülervertretungen, die Jugendorganisationen der 
Parteien, also die Jusos oder die Junge Union, oder Ju-
gendparlamente wie dieses. Das Problem dabei ist al-
lerdings, dass wir die Grundlagen nicht haben. Der Poli-
tik- bzw. Sozialkundeunterricht ist in den Schulen nicht 
verpflichtend. Das muss sich ändern. 
 

Jugendliche können sich einbringen, haben aber allein 
keine Macht; denn ihnen fehlen die Druckmittel. Ist man 
über 18 Jahre alt, ergeben sich ganz andere Möglichkei-
ten: Petition, Lobbyismus, Volksentscheide, Volksbegeh-
ren, Verbände und natürlich das Wahlrecht. 
 

Bürger, die 18 Jahre und älter sind, haben die Möglich-
keit, in der Politik mitzuwirken. Aber es kommt, wie bei 
den Jugendlichen, immer auf das Druckmittel an. Je 
besser sich ein Verband organisiert, umso mehr Macht 
hat er auch. 
 

Werden die Interessen aber nicht durchgesetzt, entsteht 
Politikverdrossenheit. Das schließt Politik, Politiker und 
Parlamente mit ein. Sigmar Gabriel, der SPD-Chef, hat 
sich dazu geäußert. Er sagt, es gebe heute eine Bewe-
gung gegen politische Entscheidungen und gegen die 
etablierte Politik. 
 

Und es gibt ein Grundgefühl in der Bevölkerung: Die da 
oben, wir hier unten. Uns stellt sich nun die Frage: Wo-
her kommt das eigentlich? - Zum Teil fehlt das Vertrauen 
in die Politiker. Sie haben ihre Wahlversprechen nicht 
eingehalten oder den normalen Bürgern kommt es so 
vor, als hätten sie den Bezug zur Basis verloren und 
seien schlichtweg abgehoben. 
 

Daraus resultiert natürlich Ärger auf diese Parteien. Vie-
le machen deshalb von ihrem Wahlrecht gar keinen 
Gebrauch. In Sachsen-Anhalt lag die Wahlbeteiligung im 
Jahr 2006 zum Beispiel bei 44 %. Das heißt, nicht ein-
mal mehr jeder zweite wählt. 
 

Der Grund dafür kann sein, dass sie keine Ahnung von 
der Materie oder kein Interesse haben. Es kann aber 
auch daran liegen, dass die Parteiprogramme nahezu 
identisch sind. Viele Punkte ähneln sich und die eigent-
lichen Ziele, die die einzelnen Parteien verfolgen, sind 
nicht mehr klar zu erkennen. Es stellt sich die Frage: 
Was wollen diese Parteien eigentlich? 
 

Im Übrigen spielt auch der Einfluss der Eltern eine ent-
scheidende Rolle. Eltern, die nicht wählen, leben das na-
türlich ihren Kindern vor. Diese stellen sich irgendwann 
auch die Frage, warum sie denn zur Wahl gehen sollten. 
Sie haben auch oft die Vorstellung, dass ihre Stimme 
gar keinen Einfluss hat. 
 

Häufig sieht man in den Nachrichten langwierige Debat-
ten oder hört von irgendwelchen Gesetzesabstimmun-
gen im Bundestag, die sich über Monate hinziehen. Da-
durch wird der gesamte Politikprozess unüberschaubar. 
 

Das führt auch zu sinkenden Mitgliederzahlen bei den 
Parteien. Die SPD ist zum Beispiel von eine Million Mit-
gliedern auf 529 000 geschrumpft. Das heißt, es besteht 
zwar ein Interesse an Mitbestimmung, aber die Men-
schen sagen, jetzt haben wir andere Sorgen, weil sie es 
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für selbstverständlich halten. - So lautet ein Ausspruch 
von Wolfgang Schäuble. 
 

Diese Ansicht muss durchbrochen werden. Denn die 
Distanz zu Parteien und zur Politik hat eine gewisse 
Tradition im Bürgertum. Deshalb wollen wir mehr Volks-
entscheide, auch auf der Bundesebene. Die entspre-
chenden Hürden - etwa die Regelung, dass 25 % der 
Wahlberechtigten zustimmen müssen - müssen verrin-
gert werden. 
 

Eine weitere Möglichkeit sind so genannte Townhall 
Meetings, in denen sich Politiker im direkten Gespräch 
den Bürgern stellen und deren Fragen beantworten. Au-
ßerdem sollte es mehr Werbung für Verbände und Par-
teien geben. 
 

Der Politik- und Sozialkundeunterricht muss verpflich-
tend werden. 
 

Des Weiteren fordern wir eine Informationspflicht. Das 
heißt, Referenten informieren die Bürger über bestimmte 
Parteien. Erst dann können sie entscheiden, ob sie wäh-
len wollen oder nicht. 
 

Sehr geehrter Landtagspräsident Herr Steinecke! Liebe 
Landtagsabgeordnete von Sachsen-Anhalt! Ich bedanke 
mich bei Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. Ich hoffe, dass 
einige der Vorschläge des Jugendparlamentes umge-
setzt werden können. - Danke schön. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Ich darf mich herzlich für den engagierten Vortrag von 
Anjela Meyer bedanken. Wir kommen zu dem Beitrag 
von Frau Evelyn Seifert. 
 

(Heiterkeit bei der Fraktion Gymnasium Hankens-
büttel) 

 

- Es war natürlich Evelyn Seifert, die gesprochen hat. 
Jetzt erteile ich Anjela Meyer das Wort. Also, Anjela 
Meyer vom Gymnasium Hankensbüttel, Sie haben das 
Wort. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Frau Meyer, Berichterstatterin des Diskussions-
forums 1: 
 

Wie meine Vorrednerin schon sagte, haben wir uns in 
drei Gruppen aufgeteilt. Wie sind wir dazu gekommen? 
- In unserem Forum sollten zunächst alle aufschreiben, 
über welche politischen Themen sie gern diskutieren 
würden. Wir haben einige dieser Vorschläge herausge-
strichen; denn zum Beispiel befasst sich ein Diskus-
sionsforum mit der Bildung. 
 

Übrig blieben die von Frau Seifert genannten drei The-
men. Auf das erste ist sie schon eingegangen. Ich möch-
te Ihnen jetzt die beiden anderen Themen vorstellen. 
 

Eine Gruppe hat sich mit dem Ost-West-Konflikt be-
schäftigt. Wir haben dabei vor allem materielle Unter-
schiede festgestellt - ihr könnt das in dem Thesenpapier 
nachlesen - und Vorurteile, die durch die Elterngenera-
tion weitergegeben werden, mit deren Konsequenzen 
wir leben müssen. 
 

Allgemein kann man den Statistiken entnehmen, dass 
die Jugendlichen in Ostdeutschland, also auf dem Ge-
biet der früheren DDR, genau so zufrieden sind wie die 

Jugendlichen in Westdeutschland. Wenn sie unzufrieden 
sind, so hängt das eher von den persönlichen Lebens-
umständen ab. 
 

Um Vorurteile abzubauen, fördern wir Veranstaltungen 
wie dieses Treffen, große Dialoge und kleine Seminare, 
in denen die jungen Leute sich untereinander austau-
schen können. 
 

Den dritten Schwerpunkt bildet das Thema „Extremis-
mus“. Uns geht es vor allem darum, Links- und Rechts-
extremismus gleichermaßen zu betrachten. Im Vergleich 
zum Rechtsextremismus ist der Linksextremismus in 
Deutschland relativ unpopulär. Wir sehen dabei die be-
sondere Gewaltbereitschaft. 
 

Wir haben festgestellt, dass Unzufriedenheit und Unwis-
senheit oft zu Extremismus führt. Deshalb fordern wir 
Aufklärung, um die Spaltung der Gesellschaft zu verhin-
dern. Zum Beispiel gibt es Ausländerfeindlichkeit, die 
teilweise auf Extremismus beruht. Damit hat sich auch 
das Diskussionsforum 4 unter der Überschrift „Toleranz 
- Integration - Demokratie“ auseinandergesetzt. 
 

Außerdem fordern wir eine Erhöhung des Strafmaßes 
- ich glaube, das habe ich in der Vorlage des Diskus-
sionsforums 4 auch gelesen - und ein Verbot von Mar-
ken, die eindeutig den extremistischen Szenen zugeord-
net werden können, wobei das Verbot nicht in privaten 
Häusern, sondern auf öffentlichen Plätzen, wie in Fuß-
ballstadien etc. gelten sollte. Damit könnte man einfach 
die Zeichen, die diese Gruppen aussenden bzw. ihre 
Ausstrahlung vermindern. - Das waren die Hauptpunkte 
unseres Thesenpapiers. - Danke schön. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Herzlichen Dank, Anjela Meyer vom Gymnasium Han-
kenbüttel. - Meine lieben Jungparlamentarier, wünscht 
jemand spontan das Wort zu den beiden Berichterstat-
tungen? - Wenn das nicht der Fall ist, dann würde ich 
jetzt den Kolleginnen und Kollegen aus dem Landtag 
bzw. der Landesregierung das Wort erteilen. 
 

Wünscht jemand von den anwesenden Politikern, ein 
Statement abzugeben? Wer möchte sprechen? - Ich se-
he, Frau von Angern reizt es schon, etwas zu sagen. 
Frau von Angern ist insbesondere im Jugendbereich bei 
uns im Parlament aktiv tätig. Bitte schön, Sie haben das 
Wort. 
 
 

Frau von Angern (DIE LINKE): 
 

Danke, Herr Präsident. - Sehr geehrte Schülerinnen und 
Schüler! Ich möchte Sie im Namen der Parlamentarie-
rinnen und Parlamentarier ganz herzlich im Landtag von 
Sachsen-Anhalt begrüßen. Wir bedanken uns für das 
Material, das Sie uns zu den Themen zur Verfügung ge-
stellt haben. 
 

Es ist inzwischen, so glaube ich, das neunte Jugendpar-
lament, an dem ich für die Fraktion DIE LINKE im Land-
tag von Sachsen-Anhalt teilnehmen darf. Die Papiere, 
die uns im Nachgang zu einem Jugendparlament über-
mittelt werden, spielen danach auf ganz unterschiedliche 
Art und Weise eine Rolle. 
 

Zum Teil beraten wir nur in den Fraktionen darüber. 
Teilweise werden die Themen aber auch in den Aus-
schüssen aufgegriffen, indem wir uns von der Landes-
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regierung darüber berichten lassen, wie ihre Position zu 
bestimmten Punkten, die Sie einfordern, ist bzw. inwie-
weit diese Dinge in Sachsen-Anhalt auch schon stattfin-
den.  
 

Manchmal ist es nämlich nur nicht so bekannt. Zum Bei-
spiel finden die von Ihnen gewünschten Foren des 
deutsch-deutschen Miteinanders bereits statt. Sowohl 
von der Landeszentrale für politische Bildung als auch 
von den Jugendverbänden, die in Sachsen-Anhalt enga-
giert tätig sind, werden solche Veranstaltungen angebo-
ten. 
 

Das heißt, im Ergebnis stellen wir manchmal fest, dass 
es das schon gibt, dass aber mehr Öffentlichkeitsarbeit 
geleistet werden sollte, vielleicht unter Einbeziehung der 
Schulen und der Lehrerinnen und Lehrer, damit eben für 
solche Veranstaltungen, die Sie zu Recht einfordern, 
mehr Werbung gemacht wird und damit die Schülerin-
nen und Schüler auch erfahren, dass so etwas passiert. 
 

Ich möchte zu den drei Punkten, die Sie vorgetragen 
haben, kurz Stellung nehmen. Sie haben zum einen ge-
fordert, dass es mehr öffentliche Foren geben sollte, bei 
denen man mit Abgeordneten - ich denke, damit mei-
nen Sie die Abgeordneten aller politischen Ebenen in 
Deutschland - ins Gespräch kommen kann. 
 

Hier läuft gar keine Zeit. Das ist ja schön. 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Ich beobachte das. 
 
 

Frau von Angern (DIE LINKE): 
 

Danke für den Hinweis. - Sonst läuft hier vorn nämlich 
die Uhr mit und in der letzten Minute der Redezeit blinkt 
es rot auf. Dann weiß man, es ist gleich Schluss. 
 

Zu den öffentlichen Foren, die Sie eingefordert haben: 
Daran haben wir Politikerinnen und Politiker sehr großes 
Interesse. Wir kommen sehr gern mit Ihnen ins Ge-
spräch. Deswegen sind auch alle Fraktionen heute hier 
vertreten. 
 

Den Kolleginnen Mittendorf und Hüskens sowie mir ist 
es gestern wieder einmal gelungen, in eine Schule hin-
einzukommen und mit Schülerinnen und Schülern der 
11. Klasse ins Gespräch zu kommen. Das ist nicht im-
mer leicht. 
 

Was ich vielleicht in Ihre Richtung zurückgeben kann, ist 
Folgendes: Sie haben in jedem Ort, aber auf jeden Fall 
in den Städten Abgeordnete, die sich um Ihre speziellen 
Belange kümmern. Ich gebe Ihnen den Rat mit auf den 
Weg, laden Sie Abgeordnete zu sich in die Schule ein. 
Dann brauchen Sie auch kein öffentliches Meeting auf 
dem Marktplatz abzuhalten, sondern Sie können das in 
der Schule machen. Es ist auch eine andere Gesprächs-
kultur, die man dann pflegen kann. Nutzen Sie die Frei-
räume, die Sie möglicherweise nur in geringen Maßen in 
Ihrer Schulzeit haben, für solche Kontakte. 
 

Ich finde es natürlich interessant, dass ein besonderer 
Politikunterricht eingeführt werden soll. Dazu würde mich 
interessieren - ich kann jetzt nicht rückfragen -, wie das 
denn genau aussehen soll. 
 

Ich weiß, dass es sehr engagierte Lehrerinnen und Leh-
rer gibt, die Sie auch dabei unterstützt haben, heute hier 
zu sein, und die ein offenes Ohr dafür haben. Ich weiß 

auch, dass das politische System der Bundesrepublik an 
Ihren Schulen im Rahmen des Sozialkundeunterrichts 
eine Rolle spielen muss; das ist auch gut so. Ich denke, 
Sie sollten gemeinsam mit Ihren Lehrerinnen und Leh-
rern versuchen, diesen Rahmen zu erweitern, in dem 
Sie bestimmte Themen diskutieren können. 
 

Ansonsten wäre jetzt meine Frage an die Abgeordneten: 
Möchte jemand von Ihnen etwas zum Thema „Volksent-
scheide“ sagen? 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 

- Dann werde ich es dabei belassen. Ich habe das Zei-
chen wahrgenommen. - Danke. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank, Frau von Angern. - Wer wünscht das Wort? 
- Frau Dr. Hüskens, bitte. 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
an das anschließen, was Frau von Angern bereits aus-
geführt hat. Ich möchte mich dem dritten Schwerpunkt 
zuwenden. 
 

Ich habe gestern Abend gesehen, dass Ihre Beschlüsse 
in diese Richtung gehen. Deshalb habe ich heute Mor-
gen extra meine schwarze Jacke angezogen. Sie stammt 
aus dem süddeutschen Raum aus dem Trachtenbereich. 
Sie hat hier ein Zeichen. Frau von Angern hat gerade zu 
mir gesagt, das seien vier Einsen. Es sind nicht vier Ein-
sen, sondern vier Berge. Es ist das Logo der Stadt Gar-
misch-Patenkirchen. 
 

Ich habe diese Jacke deshalb angezogen, um die Frage 
zu provozieren, ob sie eindeutig dem rechtsextremen 
oder linksextremen Spektrum zuzuordnen ist. Dieser 
Punkt in Ihrem Beschluss hat mich gestern Abend, als 
ich ihn gelesen habe, ein bisschen irritiert. Als Liberale 
ist die Forderung nach einem Verbot etwas, das einen in 
Sorge bringt. Die Frage ist nämlich, was eindeutig ist. 
 

Natürlich haben die Rechten und Linken klare Erken-
nungszeichen, die immer wieder benutzt werden, 
 

(Zuruf von Frau von Angern, DIE LINKE) 
 

die dann auch entsprechend - Entschuldigung, Frau von 
Angern, ich meinte: Rechts- und Linksextreme - vom 
Verfassungsschutz aufgenommen und als die entspre-
chenden Logos dargestellt werden. 
 

Das Problem ist nur, dass es gerade bei diesen Gruppen 
hin und wieder eine Neigung zu bestimmten Marken 
gibt, obwohl das Unternehmen gar nichts dafür kann; 
das ist bei Thor-Steinar etwas anders. 
 

Aber in der Regel ist es so, dass sich ein Unternehmen 
schlecht dagegen wehren kann, dass Rechts- oder Links-
extreme seine Sachen tragen, dass sie schwarze oder 
rote Sachen, irgendwelche Embleme oder bestimmte 
Marken bevorzugen. 
 

Wir haben einfach die Schwierigkeit zu entscheiden, wie 
wir damit umgehen. Wollen wir als Gesellschaft nach 
und nach diese Marken verbieten, nur weil sie von ent-
sprechenden Gruppen getragen werden? - Ich bitte Sie, 
noch einmal darüber nachzudenken, ob ein Verbot tat-
sächlich der richtige Weg ist. 
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Vor allen Dingen bitte ich Sie, auch einmal darüber zu 
diskutieren, ob uns ein Verbot weiterhilft. Wir sind ja im-
mer relativ schnell dabei, nicht nur die Marke, die dort 
getragen wird, sondern gleich die ganze Partei zu ver-
bieten. Ich denke jetzt zum Beispiel an die NPD. 
 

An dieser Stelle ist für mich die Frage, was dann pas-
siert. Drücken wir damit eine solche Richtung nur in den 
Untergrund? Haben wir dann nicht noch größere 
Schwierigkeiten zu beobachten, was dort passiert? Und 
vor allem: Drücken wir sie aus dem öffentlichen Be-
wusstsein heraus und nehmen uns im Endeffekt damit 
selber die Möglichkeit, darüber zu diskutieren? Oder 
setzen wir uns offen damit auseinander? - Von Letzte-
rem halte ich viel mehr. 
 

Zum Beispiel haben die Rechten gerade in Hohenmöl-
sen - das ist ein kleiner Ort im Süden unseres Bundes-
landes - eine Veranstaltung durchgeführt. Bei uns in 
Sachsen-Anhalt versuchen - das wird in Niedersachsen 
wahrscheinlich ähnlich sein - Gewerkschaften, Kirchen 
und Parteien entsprechende Veranstaltungen dagegen 
zu organisieren. Wir nutzen diese dazu, um uns damit 
auseinanderzusetzen. 
 

Wir haben in Magdeburg am 16. Januar eines jeden 
Jahres Besuch von rechts. Dem versuchen die Bürger 
dieser Stadt in jedem Jahr zu begegnen. Inzwischen 
sind wir zu einer so genannten Meile der Demokratie 
übergegangen. Das heißt, in der ganzen Innenstadt fin-
den Veranstaltungen für Demokratie statt. 
 

Wir sind der Auffassung, dass es der richtige Weg ist, 
junge Leute davon zu überzeugen, dass die Demokratie 
zwar, wie schon Winston Churchill festgestellt hat, keine 
ideale Staatsform ist, aber dass es die beste Staatsform 
ist, die der Mensch bisher auf diesem schönen Erdball 
gefunden hat. 
 

Sie ist manchmal zäh, sie ist manchmal schwierig, sie 
stellt niemanden von uns vollauf zufrieden, aber es ist 
die Staatsform, in der wir alle am besten leben können 
und in der wir uns vor allem selber am besten verwirk-
lichen können, ohne in die Rechte anderer einzugreifen. 
 

Ich glaube, dass Verbote uns einfach nur eine trügeri-
sche Sicherheit vorgaukeln, die es tatsächlich nicht gibt. 
Deshalb bitte ich Sie darum, noch einmal zu überden-
ken, ob Verbote im Bereich der Kleidung oder im Be-
reich von Parteien tatsächlich zu den Ergebnissen füh-
ren, die Sie im Blick haben, oder ob eine offene Ausein-
andersetzung nicht besser ist. - Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Herzlichen Dank, Frau Dr. Hüskens, für Ihren Beitrag. 
- Gibt es Fragen oder Bemerkungen? - Das sehe ich 
nicht. Dann bitte ich Frau Mittendorf von der SPD-Frak-
tion, ihr Statement abzugeben. Bitte schön. 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und Her-
ren! Liebe Schülerinnen und Schüler! Der Volksmund 
sagt nicht umsonst, verbotene Früchte schmecken am 
besten. Genau das, so glaube ich, wollte Frau Dr. Hüs-
kens mit ihrem Beitrag zum Ausdruck bringen. Ich will 
mich dazu nicht weiter äußern, sondern ich will mich an 
das Thema „Politikverdrossenheit und Politikerverdros-
senheit“ wagen. 

Ich sage das vor dem Hintergrund einer Generation, die 
in der ehemaligen DDR geboren wurde, nämlich im Jahr 
1950, und die wie die gesamte ehemalige DDR, die 
neuen Bundesländer diesen schwierigen Transforma-
tionsprozess aus einer sozialistischen Diktatur heraus in 
die freie bürgerliche Gesellschaft mitgemacht hat. 
 

Die jungen Leute und auch die Menschen in den alten 
Bundesländern haben natürlich viel länger Erfahrungen 
mit Demokratie gesammelt. Trotzdem muss ich persön-
lich feststellen - ich sehe es auch bei meinen Halbbrü-
dern, die in den alten Bundesländern leben -, dass es 
ähnliche oder sogar die gleichen Probleme gibt im Um-
gang mit dem, was wir unter Demokratie nicht nur ver-
stehen, sondern was wir als Demokratie erleben und le-
ben. 
 

Ich persönlich vertrete die Auffassung - ich habe festge-
stellt, dass mir darin durchaus viele zustimmen -, dass 
wir in den letzten 20 Jahren in den neuen Bundeslän-
dern, vor allen Dingen auch in Sachsen-Anhalt die Pro-
bleme der alten Bundesländer wie im Zeitraffer durch-
gemacht haben. Es begann mit großer Zustimmung und 
wandelte sich dann hin zur Abkehr von vielen Dingen, 
die man lange gefordert hatte und über deren Existenz 
man eigentlich froh war. 
 

Für mich - ich bin eine sehr pragmatische Frau - gibt es 
immer ganz konkrete praktische Hintergründe, warum 
das so ist. Für mich liegt eine wie ich glaube nachvoll-
ziehbare Erklärung in einer völlig menschlichen Verhal-
tensweise, nämlich dass die Wünsche und die Erwar-
tungshaltung an alles, was mit Demokratie verbunden 
ist, bei ganz vielen Menschen - bei jedem einzelnen; 
auch bei mir war das so - einfach viel höher sind bzw. 
waren, als es von einem demokratischen Staat umsetz-
bar und leistbar ist. 
 

Ein wichtiger Punkt dabei ist, dass man auch die struktu-
rellen und finanziellen Möglichkeiten hat, diese Wünsche 
zu erfüllen. An dieser Stelle sage ich immer Folgendes: 
Eine Familie, die ein bestimmtes Einkommen hat und 
plant, wie sie mit diesem Geld auskommen kann, wird 
sich auch nicht alle Wünsche erfüllen können. So ein-
fach oder so schwer ist es eben auch für einen Staat. 
 

Ich habe wirklich die Erfahrung gemacht - ich denke, 
meine Kolleginnen und Kollegen von den anderen Par-
teien werden das vielleicht bestätigen; das ist in den al-
ten Ländern ebenfalls zu beobachten, aber es ist in den 
neuen Ländern noch verstärkt wegen des Zeitrafferef-
fekts -, dass man sich, wenn bestimmte Wünsche nicht 
erfüllt werden, zurückzieht, dass man zum Beispiel nicht 
mehr zur Wahl geht. Aber genau das ist der falsche 
Weg. 
 

Sich zurückzuziehen, das war eine übliche Methode in 
der ehemaligen DDR. Man hat sich seine Nische ge-
sucht und nicht mehr mitgemacht. Das ist genau der fal-
sche Weg. 
 

Man wird nicht alle Probleme gleich lösen können, für 
manche brauchen wir etwas länger. Aber sich zurückzu-
ziehen, sich auszuklinken, im Sessel zu sitzen und zu 
sagen: lass die mal machen, ist viel einfacher als etwas 
zu verändern. Jeder weiß, wie es beim Fußball sein 
müsste, wenn er zuschaut. Aber wenn er selbst auf dem 
Rasen steht, ist es ganz anders. 
 

Uns, die wir in der Politik tätig sind, wird eine wirklich 
schwierige Aufgabe gestellt. Sie stellt sich jeden Tag 
neu, wenn man unterwegs ist und versucht, Menschen, 
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die unzufrieden sind - mitunter berechtigt, aber manch-
mal auch unberechtigt - zu erklären, warum es so ist. 
 

Meckern, auch wenn es zu Recht geschieht, ist das ei-
ne. Aber das andere ist, sich zu informieren, warum et-
was so ist. Das ist die spannende Frage. Doch häufig 
kommen wir über das Stadium des Meckerns nicht hin-
aus. Es gibt ganz viele Informationsmöglichkeiten und 
Teilhabemöglichkeiten; darüber ist schon gesprochen 
worden. Wer das will, kann das auch tun. 
 

Das ist der Widerspruch zum realen Leben. Jede Abge-
ordnete und jeder Abgeordnete hat ein Bürgerbüro in ih-
rem oder seinem Wahlkreis. Wenn ich einmal nachrech-
ne, wie viele Bürger wirklich kommen, dann sind das 
sehr wenige. Stehe ich mit einem Stand auf der Straße, 
so sind es ein paar mehr. Aber ich kann während der 
normalen Plenarzeit nicht ständig auf der Straße stehen. 
 

Informationen sind heute für jeden zugänglich. Das In-
ternet und die neuen Kommunikationstechniken bieten 
zahlreiche Möglichkeiten. Noch nie war der Zugang zu 
Information so breit gefächert und auch so leicht. Aber 
es ist so, dass diejenigen, die klug damit umgehen, klü-
ger werden, und diejenigen, die nicht klug damit um-
gehen, eben nicht klüger werden. 
 

Im Übrigen geht es nicht darum, dass Sie Druck auf uns 
Politiker ausüben; manchmal hilft das ja. Wir wissen 
ganz gut, was die jungen Menschen bewegt, weil wir fast 
alle Kinder und Enkelkinder haben. Viel wichtiger ist es 
- das hat auch Frau Dr. Hüskens vorhin gesagt; wir wa-
ren gestern gemeinsam in einer Schule -, dass sich die 
jungen Leute in demokratischen Parteien engagieren 
und sich einbringen, damit nicht nur wir Älteren Ent-
scheidungen treffen und damit wir den Bezug zu den 
Jungen haben. 
 

Abschließend will ich sagen, warum diese Verdrossen-
heit entstanden ist, und zwar sowohl in den alten Län-
dern als auch in den neuen Ländern. Viele Menschen in 
meiner Generation sind seit zehn und mehr Jahren ar-
beitslos. Sie haben den Anschluss verloren und haben 
es sehr schwer. 
 

Insgesamt geht die soziale Schere nicht zusammen, 
sondern sie geht weiter auseinander. Das ist ein Pro-
blem; an dem wir arbeiten müssen. Das tun wir auch so 
gut wir es können. Aber es werden sich nicht alle Prob-
leme an einem Tag lösen lassen. Vor dem Hintergrund 
der gerade überstandenen Krise ist das eine Aufgabe, 
die weiterhin vor uns steht. 
 

Ich glaube, wir Alten sind es - wenn ich das einmal so 
sagen darf -, die überwiegend noch den so genannten 
Ost-West-Konflikt benennen. Für die jungen Leute ist 
das kein Thema mehr. Mein Sohn - er ist zwar schon 
35 Jahre alt - lebt und arbeitet in Bayern und er kommt 
damit ganz gut zurecht. - Vielen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank, Frau Mittendorf. - Herr Scheurell von der 
CDU-Fraktion hat um das Wort gebeten. Bitte schön, 
Herr Scheurell. 
 
 

Herr Scheurell (CDU): 
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Sehr geehrte Schülerinnen und Schü-

ler! Zunächst einmal möchte ich voranstellen, dass wir 
es der unkonventionellen Partizipation verdanken, dass 
wir heute überhaupt zusammensitzen. 
 

Vor mehr als 20 Jahren sind die Bürgerinnen und Bür-
ger, die seit dem Zweiten Weltkrieg unterdrückt in einer 
Diktatur leben mussten, nämlich die Bürgerinnen und 
Bürger der ehemaligen DDR, die 60 Jahre Diktatur über 
sich ergehen lassen mussten, auf die Straße gegangen 
und haben es möglich gemacht, dass wir heute hier zu-
sammensitzen können. 
 

Sie kommen aus dem demokratischen Deutschland. Ich 
vermeide die Worte „alte“ und „neue“ Bundesländer; 
denn die beiden Teile Deutschlands sind gleich alt. Wir 
haben eine mehr als tausendjährige Geschichte. Des-
halb sind wir alle Deutsche in einem Land. Wir sind im-
mer eine ungeteilte Nation gewesen. Darauf beziehen 
wir uns bei allem, was wir heute demokratisch durchset-
zen. 
 

Es freut mich, dass heute Schülerinnen und Schüler 
zweier Partnerstädte zusammenkommen. Wir können 
jetzt die Partnerschaft leben, die uns vom ersten Sekre-
tär der SED und dem Vorsitzenden des Staatsrates der 
DDR verordnet wurde. Göttingen wollte ursprünglich 
nicht die Partnerstadt von Wittenberg werden; die Göt-
tinger wollten eine andere Partnerstadt. Wir haben Göt-
tingen zugeteilt bekommen und sind heute dafür sehr 
dankbar. 
 

Die Städtepartnerschaft war erst einmal nicht zu leben, 
weil sie in der DDR entstanden ist. Dass sie jetzt gelebte 
Wirklichkeit ist, verdanken wir auch der deutschen Ein-
heit. 
 

An dieser Stelle möchte ich Ihnen stellvertretend für Ihre 
Eltern und Großeltern danken für die Leistungen, die sie 
im Transformationsprozess erbracht haben. Ich denke 
dabei an den Solidarbeitrag und an die vielen Steuermil-
liarden, die in erster Linie sie erarbeitet und zur Ver-
fügung gestellt haben, um uns zu helfen. Nehmen Sie 
diesen Dank bitte mit nach Hause. Das meine ich sehr 
ernst. 
 

Liebe Schülerinnen und Schüler aus Wittenberg und Os-
terwieck! Ihren Eltern und Großeltern möchte ich dafür 
danken, dass sie bereit waren, diesen Prozess mitzu-
gestalten. Ich möchte ihnen dafür danken, dass sie in 
Wittenberg und in den anderen Städten Ostdeutschlands 
auf die Straße gegangen sind. Ich möchte ihnen auch 
dafür danken, dass sie diese Aufbauleistung 20 Jahre 
lang mit erbracht haben. 
 

Unsere Bundesländer liegen nebeneinander und das 
Land Sachsen-Anhalt hat sehr stark von der Partner-
schaft mit Niedersachsen profitiert. Auf dieses Thema 
können wir unter einem anderen Tagesordnungspunkt 
noch einmal zu sprechen kommen. 
 

Zurück zu dem Thema „Demokratie und Partizipation im 
20. Jahr der deutschen Einheit“. Nur 2,3 % der Bevölke-
rung sind in Parteien organisiert. Rund 16 % der Bevöl-
kerung sind immerhin noch so weit politisch interessiert, 
dass sie an Veranstaltungen von Parteien teilnehmen. 
Was machen die anderen 80 %? Sind sie deswegen 
weniger an Politik interessiert? - Ich denke nein. 
 

Jeder von uns hat politische und gesellschaftliche Grund-
einstellungen. Im privaten Umfeld ist jeder bereit, diese 
zu verteidigen. Aber schon, wenn jemand, der einem 
nicht so gut bekannt ist, danach fragt, ist man erst ein-
mal neutral, zumindest das Gros der Menschen. Ich 
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denke, das ist der Ansatzpunkt, den wir nutzen sollten. 
Wir sollten viel öfter für unsere Einstellungen und für un-
sere Grundüberzeugungen eintreten. 
 

Das machen Menschen immer wieder etwa in Bürger-
initiativen. In Sachsen-Anhalt ist es ganz aktuell die Dis-
kussion über die CCS-Verpressung. Bei Ihnen in Nie-
dersachsen, im Wendland - das ist auch ganz aktuell - 
geht es um die Atompolitik der Bundesregierung. Ich 
spreche nicht für oder gegen diese Atompolitik. Ich spre-
che davon, dass sich dort Menschen zusammentun und 
von ihrem demokratischen Recht Gebrauch machen, ih-
re Meinung kundzutun. 
 

Das ist der große Vorteil der Demokratie, die wir in der 
DDR nicht hatten. Wir waren damals alle illegal auf der 
Straße; so war das. Ich weiß, Sie werden sagen: Jetzt 
stellt der sich hierhin und erzählt uns etwas, was zu ei-
ner Zeit passiert ist, in der wir noch nicht lebten. Wenn 
wir uns aber auf das 20. Jahr der deutschen Einheit be-
ziehen, müssen wir an diese Dinge zurückdenken. 
 

Wo können sich Menschen einbringen? - In Bürgerinitia-
tiven. 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Herr Scheurell. 
 
 

Herr Scheurell (CDU): 
 

Lauter? - Ach so, ich soll mich kürzer fassen? 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 

- Das hatte ich jetzt nicht verstanden. Gut, dann fasse 
ich mich jetzt ganz kurz. 
 

Wir haben 20 Jahre lang im Großen und Ganzen den 
Westen nachgebaut mit seien vielen positiven Seiten, 
aber auch mit einigen Schattenseiten. In einem Punkt 
sind wir jetzt der Demokratie und dem Entwicklungspro-
zess in den Bundesländern, die es seit dem Jahr 1949 
gibt, jedoch voraus, nämlich bei der Frage, wie wir mit 
der demografischen Situation umgehen. 
 

Wir in Sachsen-Anhalt haben die Demografiekongresse, 
die von der Landespolitik begleitet wurden, in den letzten 
zwei Jahren ganz besonders intensiv geführt. Das ist ein 
großes Problem, das jetzt auf die Länder westlich der 
Elbe zukommt. Ein Stück weit haben diese Länder an 
der Jugend der ehemaligen DDR partizipieren können. 
 

Die demografische Situation holt aber jetzt alle ein. Folg-
lich ist das einer der ersten Punkte, bei dem die Länder 
westlich der Elbe von uns etwas lernen können, bei dem 
sie etwas für ihre Politik, für ihre Stadtplanung und für ih-
re Gesellschaftsplanung übernehmen können. Es ist al-
so ein Geben und Nehmen, und zwar nicht nur im 
20. Jahr der deutschen Einheit. - Danke. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Herzlichen Dank, Herr Scheurell. - Ich schaue jetzt zur 
Regierungsbank. Möchte von den Politikerinnen und Po-
litikern noch jemand das Wort nehmen? - Das ist nicht 
der Fall. 
 

Dann möchte ich die jungen Leute fragen: Was sagen 
Sie zu dem, was die Damen und Herren gesagt haben? 

Gibt es dazu eine Auffassung, eine Meinung? Liebe 
Freunde aus Hankensbüttel, aus Göttingen, aus Witten-
berg oder aus Osterwieck, möchte jemand von Ihnen 
dazu das Wort nehmen? Vielleicht die Einbringer? War 
das so in Ihrem Sinne? - Gut, ich möchte Sie nicht dazu 
zwingen. 
 

Das war der erste Einstieg, die erste Übung hier im Ple-
narsaal. Ich glaube, bei dem zweiten, dritten und vierten 
Thema werden die Diskussionen vielleicht noch lebhaf-
ter werden. Man muss es ja auch erst üben. 
 

Es ist meist so - Herr Schwarz und ich werden auch 
großzügig sein -, dass Politiker, wenn sie das Wort neh-
men, immer ein bisschen mehr sagen müssen; das ist 
ganz normal. 
 

Wir haben im Parlament strenge Regeln. Es ist verein-
bart, dass für die Diskussionsbeiträge fünf Minuten zur 
Verfügung stehen. Dann blinkt das Licht. Es wird einmal 
ermahnt und beim zweiten Mal, wenn der Betreffende 
dann noch nicht zum Ende kommt, schneiden wir das 
Wort, damit sich die Politiker kurz fassen; denn in der 
Kürze liegt die Würze. 
 

Wir haben in unserer Geschäftsordnung vereinbart, dass 
wir keine Beschlüsse zu den Ergebnissen aus den Dis-
kussionsforen fassen. Aber wir, die wir gemeinsam poli-
tische Verantwortung tragen, nehmen mit großer Freude 
zur Kenntnis, dass das, was Sie zu Papier gebracht ha-
ben, sehr anspruchsvoll ist. 
 

Ich sagen Ihnen auch im Beisein der politisch Verant-
wortlichen zu, dass sowohl der Niedersächsische Land-
tag als auch der Landtag von Sachsen-Anhalt die Er-
gebnisse an die Fraktionen weiterleiten wird mit der Bit-
te, sich damit auseinanderzusetzen und Ihnen vielleicht 
- das möchte ich anmahnen, weil es guter Stil und guter 
Brauch ist - aus den Fraktionen eine Rückmeldung zu 
geben, damit Sie wissen, wie wir damit verfahren wer-
den. Das würde ich als Quintessenz so vorschlagen. 
 

Ich übergebe die Sitzungsleitung jetzt meinem Kollegen 
Herrn Schwarz für das zweite und dritte Thema. Wir 
wechseln dazu die Plätze. 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Herzlichen Dank, Herr Präsident. - Wenn ich auf die Uhr 
schaue, dann stelle ich fest, dass wir bei dem ersten 
Thema eine Punktlandung hinbekommen haben. Jetzt 
stehen uns noch einmal 45 Minuten zur Verfügung, um 
das zweite Thema abzuhandeln. 
 

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, wenigstens noch 
zwei Vorbemerkungen zu machen. Zunächst einmal 
überbringe ich Ihnen die herzlichen Grüße des Nieder-
sächsischen Landtages, insbesondere des Landtags-
präsidenten Herrn Dinkla, der zurzeit beim Parteitag der 
CDU in Karlsruhe weilt. 
 

Aber nicht nur er lässt Sie grüßen. Ich habe mit unserem 
Kultusminister Herrn Althusmann gesprochen. Auch er 
hat mich gebeten, dem Jugendparlament herzliche Grü-
ße zu übermitteln. 
 

Ich möchte mich bei dem Präsidenten des Landtages 
von Sachsen-Anhalt Herrn Steinecke recht herzlich dafür 
bedanken, dass er die Initiative ergriffen und Schülerin-
nen und Schüler aus Niedersachsen zu dem Jugendpar-
lament eingeladen hat. 
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Ich möchte auch denjenigen herzlich danken, die diese 
Veranstaltung vorbereitet haben. In enger Kooperation 
mit dem Niedersächsischen Landtag wurde hier vorzüg-
lich gearbeitet. 
 

Ich möchte an dieser Stelle noch eine letzte Bemerkung 
machen. In Zeiten, in denen man den Eindruck hat, dass 
die Menschen mehr an Problemen als an Lösungen inte-
ressiert sind, tut es ausgesprochen gut zu sehen, dass 
sich junge Menschen für Politik interessieren und diese 
Themen so engagiert bearbeiten. Insofern möchte ich 
Ihnen jetzt schon ein großes Kompliment machen. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 
 
 
 

Niedersachsen und Sachsen-Anhalt in Europa nach 
dem Lissabon-Vetrag 
 

Vorlage des Diskussionsforums 2 - Drs. JP/2010/03 
 
 
 

Aus dem Diskussionsforum 2 gibt es zwei Berichterstat-
terinnen, und zwar Jennifer Bartels und Frau Ute Sur-
borg, beide vom Gymnasium Hankensbüttel. 
 

(Unruhe) 
 

- „Hankensbüttel“ habe ich richtig ausgesprochen. 
 

(Heiterkeit) 
 

Ich bin aber auch an Hankensbüttel gewöhnt. 
 

(Präsident Herr Steinecke: Sie hat sich gefreut, 
dass sie jetzt spricht!) 

 

- Ach so, dass ist der Grund. - Wer beginnt? Frau Jenni-
fer Bartels, ist das richtig? - Nein, es beginnt Frau Ute 
Surborg. Bitte schön. Ich erteile Ihnen das Wort. - Sie 
kommen beide; aber herzlich gern. Das ist ein Novum. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich darf einmal darauf hinweisen, dass es gut tut, wenn 
man die Dinge gemeinsam erledigen kann. Ich werde 
das unseren Parlamentariern im Niedersächsischen 
Landtag auch empfehlen, wenn sie ein bisschen aufge-
regt sind. Das hilft vielleicht. 
 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 
 

Bitte schön, Sie haben das Wort. 
 
 

Frau Surborg, Berichterstatterin des Diskussions-
forums 2: 
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Liebe Schüler und Schülerinnen! Wir wollen für 
das Diskussionsforum 2 sprechen. Das Thema lautet 
wie bereits vorgestellt „Sachsen-Anhalt und Niedersach-
sen in der EU nach dem Lissabon-Vertrag“. 
 

Wir hatten uns vor einigen Monaten in Hannover getrof-
fen und dort eine Einführung in den Lissabon-Vertrag 
erhalten. Ausgehend von diesem Grundwissen haben 
wir darüber debattiert, was die EU uns Jugendlichen bie-
ten sollte. Nun haben wir hier in Magdeburg die wichtigs-
ten Wünsche herausgefiltert. 
 

Wir sind uns eigentlich alle darüber einig geworden, 
dass Mobilität innerhalb der EU und Bildung im interna-
tionalen Rahmen für uns im Vordergrund steht. Jennifer 
wird euch jetzt unsere Forderungen vorstellen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 

Frau Bartels, Berichterstatterin des Diskussions-
forums 2: 
 

Wir finden, dass es für die zukünftige Entwicklung der 
Jugend Deutschlands und Europas wichtig ist, dass 
mehr Wert auf Auslandsaufenthalte während der Schul-
zeit gelegt wird und dass sie wirklich für jeden möglich 
sind, damit jeder neue Erfahrungen sammeln und ande-
re Kulturen kennen lernen kann. 
 

Auslandsaufenthalte sollen jedoch keine Pflicht werden 
- nicht jeder möchte ins Ausland gehen und das ist auch 
völlig in Ordnung -, sondern das sollte auf freiwilliger Ba-
sis geschehen. Damit ein Auslandsaufenthalt für jeden 
möglich ist, soll es eine finanzielle Bezuschussung über 
ein so genanntes Sponsorenprogramm geben. 
 

Darüber hinaus sollte eine Partnerschulpflicht bestehen, 
damit zum Beispiel das Gymnasium Hankensbüttel Kon-
takt mit einer Schule in Frankreich hat, sodass ein Aus-
tausch wirklich stattfinden kann. Dadurch soll den Schü-
lern die Angst vor dem Ausland genommen werden. Sie 
sollen das Gefühl bekommen: Ich fahre eben mal ins 
Ausland; das ist kein Problem; ich sammle dort neue Er-
fahrungen. 
 

Außerdem soll ein Qualifikationspass eingeführt werden. 
Denkbar wäre eine Erweiterung des bereits vorhande-
nen Europasses. Darin sollen alle ehrenamtlichen und 
außerschulischen Tätigkeiten dokumentiert werden zum 
Beispiel, dass wir an einem Jugendparlament teilge-
nommen haben oder dass wir bei dieser oder jener Ein-
richtung ein Praktikum abgeleistet haben. 
 

Diese Aktivitäten sollen in verschiedenen Sprachen do-
kumentiert werden, damit wirklich alle Qualifikationen, 
die wir erworben haben, vergleichbar werden. 
 

Des Weiteren wollen wir eine Youth-on-the-move-Card 
einführen. Diese soll verschiedene Vorteile bringen etwa 
Preisnachlässe, damit Jugendliche, die eine Aus- oder 
Weiterbildung im Ausland machen wollen, nicht an fi-
nanziellen Problemen scheitern. Im Übrigen soll diese 
Card Jugendliche motivieren, sich europaweit zu bewe-
gen und nicht nur in ihrem eigenen Land zu bleiben. 
 

Es sollte aber darauf geachtet werden, dass Abstufun-
gen stattfinden, dass beispielsweise ein Jugendlicher, 
der nebenbei schon arbeitet, einen geringeren Zuschuss 
bekommt als ein Jugendlicher, der noch gar kein Ein-
kommen hat. Derzeit richtet sich die Höhe des BAföG 
nach den Einkommen der Eltern. Das soll hier nicht der 
Fall sein. Es soll nur das Einkommen des Jugendlichen 
selber berücksichtigt werden. 
 

Ich komme nun zu einem ganz heiklen Punkt. Wir for-
dern, dass jeder Jugendliche sechs Monate nach der 
Beendigung der Schule einen Ausbildungs-, Arbeits-, 
Praktikums- oder Studienplatz bekommt, damit eine 
schnelle Integration in die Gesellschaft stattfindet. Die 
Verteilung dieser Plätze soll nach den im Abschluss-
zeugnis nachgewiesenen Leistungen erfolgen. 
 

Personen, die absehbar keinen Abschluss erreichen 
werden, sollen durch Motivations- und Förderungspro-
gramme unterstützt und davor bewahrt werden, die 
Schule ohne einen Aufschluss zu verlassen. Es soll sich 
dabei um eine Motivation handeln, sodass der Betref-
fende weiß, wenn er sich jetzt anstrengt, bekommt er 
später einen guten Job. 
 

Alternativ dazu sollen Weiterbildungen oder Maßnahmen 
wie ein Auslandsjahr oder ein freiwilliges soziales Jahr 
angeboten werden. Deshalb bitten wir darum, dass ver-
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stärkt darauf aufmerksam gemacht wird, dass es diese 
Weiterbildungen gibt und wie man sie in Anspruch neh-
men kann. 
 

Schließlich wollen wir die Schulabbrecherquote von 
15 % auf 10 % senken. An dieser Stelle muss man zwi-
schen Schulabbrechern und Schulverweigerern einen 
Unterschied machen. Bei Schulabbrechern handelt es 
sich beispielsweise um eine Jugendliche, die mit 
14 Jahren schwanger wird und deshalb die Schule ab-
bricht. Ihr sollte man sagen, dass das nicht notwendig 
ist. Viele sehen das einfach nicht ein. Auf diese Jugend-
lichen muss man stärker eingehen. 
 

Dann gibt es auch noch diejenigen, die sagen: Schule, 
das ist doch überflüssig. - Das muss es einfach nicht 
geben. Dafür soll es Programme geben, die diese Ju-
gendlichen motivieren und ihnen vermitteln, dass sie ein 
Ziel haben und einen Abschluss brauchen. 
 

Wenn man mehr Wert darauf legt, die Schulabbrecher-
quote zu senken, braucht man später weniger Geld für 
Sozialhilfe und Ähnliches auszugeben. Deshalb ist das 
ein wichtiger Punkt. - So weit die von uns erarbeiteten 
Forderungen. 
 

Wir würden uns freuen, wenn sie heute nicht nur ange-
hört - heute Nachmittag fahren wir alle wieder nach 
Hause -, sondern demnächst auch berücksichtigt wer-
den. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Ich danke Ihnen herzlich für die Beiträge und frage nach, 
ob es aus dem Stand heraus Diskussionsbedarf gibt. 
- Bitte schön, Frau Meyer. 
 

(Zuruf) 
 

- Frau Seifert, richtig. Wenn man es einmal falsch ge-
macht hat - - Also bitte, Frau Seifert. Ich weiß nicht, ob 
es hier die Möglichkeit gibt, vom Platz aus zu sprechen. 
 

(Präsident Herr Steinecke: Sie kann von dort 
sprechen!) 

 

- Das kann von dort aus gesteuert werden. 
 
 

Frau Seifert (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich habe eine Frage an die beiden Berichterstatterinnen. 
Ihr habt von dem European Skills Pass gesprochen. Da-
zu möchte ich wissen, für welche Altersgruppen dieser 
Pass gelten soll, also für 13- bis 18-Jährige oder für 13- 
bis 20-Jährige? Wie wollt ihr das machen? Das ändert 
sich doch ständig. 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Ist die Frage verstanden worden? 
 

(Zuruf) 
 

- Erklären Sie es noch einmal genauer. 
 
 

Frau Seifert (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ihr habt ja von diesem European Skills Pass geredet und 
gesagt, dass er für Jugendliche sein soll. Ich habe ge-
fragt, für welche Altersgruppe er sein soll. 

Das Alter ändert sich ständig. Wie wollt ihr das machen? 
- Wenn der Pass eingeführt wird, dann wird es einige 
Zeit dauern, bevor diese Bewegung in Gang kommt, be-
vor die Pässe ausgeteilt werden. Dann sind manche aus 
dem Alter schon wieder heraus, andere kommen in die 
Altersgruppe hinein. 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtags Herr 
Schwarz: 
 

Gibt es dazu eine Antwort? - Bitte schön, der junge 
Mann hier vorn in der ersten Reihe. 
 
 

Herr Golin (Gymnasium Hankensbüttel): 
 

Ich heiße Eduard Golin. Wir meinen, dass dieser Pass 
keine Altersbeschränkung haben sollte. So kann man 
ihn später, beispielsweise wenn man eine neue Arbeits-
stelle sucht, weiter benutzen. Die Aktivitäten werden auf 
der Karte gespeichert. Es ist eine Art Chipkarte, die man 
digital immer wieder aktualisieren kann und die von den 
Arbeitgebern eingesehen werden kann. - Das war es 
erst mal. 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Reicht das als Antwort? 
 
 

Frau Seifert (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich habe noch eine Frage. 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Bitte. 
 
 

Frau Seifert (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Also könnten die Pässe theoretisch auch von 50- oder 
60-Jährigen genutzt werden? 
 
 

Herr Golin (Gymnasium Hankensbüttel): 
 

Ja, natürlich. 
 
 

Frau Seifert (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Danke, das wollte ich nur wissen. 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Danke. - Gibt es weitere Wortmeldungen? - In der letz-
ten Reihe, bitte schön. 
 
 

Frau Seiler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich will das, was die Berichterstatterinnen gesagt haben, 
nicht schlechtreden, aber ich glaube, dass wir in 
Deutschland - ich will das einmal loben - sehr viele För-
derprogramme haben. Ich bin der Meinung, dass die 
Card eine Superidee ist. Gleichwohl sollte jeder Schüler 
irgendwo auch Eigeninitiative zeigen; und das kann er in 
Deutschland. 
 

Es gibt zahlreiche Prüfungen, die man ablegen kann, 
etwa in allen möglich Sprachen, die beweisen und dem 
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Arbeitgeber zeigen, dass derjenige etwas kann. Man 
kann sich bei allen möglichen unterschiedlichen Sponso-
ren bewerben. Man kann verschiedene Stipendien bean-
tragen, die es einem erlauben, einen Auslandsaufenthalt 
zu realisieren. 
 

Es ist in meinen Augen nicht möglich, jedem Schüler ei-
nen kostenfreien oder kostenreduzierten Aufenthalt im 
Ausland zu ermöglich. Das ist einfach nicht möglich. Das 
ist meiner Meinung nach wirtschaftlich nicht machbar. 
Das muss man, so finde ich, einmal klar sagen. 
 

Deswegen bin ich der Meinung, dass das, was Forum 
dargestellt hat, durchaus richtig war. Aber es gibt in 
Deutschland schon eine ganz große Vielzahl von Maß-
nahmen. - Das wollte ich nur anmerken. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Vielen Dank. - Das war noch eine Bemerkung zur Um-
setzung, wie man das machen kann. 
 

Ich bitte Sie noch einmal darum, bei Wortmeldungen Ih-
ren Namen zu nennen. Dann habe ich auch die Möglich-
keit, Sie persönlich anzusprechen und wir alle wissen, 
mit wem wir es zu tun haben. 
 

Gibt es weitere Wortmeldungen? - Das ist im Moment 
nicht der Fall. Dann hat sich Herr Czeke von der Frak-
tion DIE LINKE zu Wort gemeldet. Ich erteile Ihnen das 
Wort, Herr Czeke. 
 
 

Herr Czeke (DIE LINKE): 
 

Herr Präsident, vielen Dank. - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen Jugendparlamentarier! Ich finde das, was uns 
hier und heute von Ihnen vorgelegt wurde, schon sehr 
interessant. 
 

Ich will einmal versuchen, den Zusammenhang zwi-
schen Europa und Demokratie herzustellen. Denn auch 
die Europäische Union ist demokratisch verfasst. Ob-
wohl ich als Linker oft Kritik daran anmelde, so muss ich 
doch sagen, sie könnte demokratischer verfasst sein. 
 

Der Lissabon-Vertrag - das Thema lautet ja „Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt in Europa nach dem Lis-
sabon-Vetrag“ - ist sehr starr gehalten. Gerade der Be-
reich der Bildung wird vom Lissabon-Vertrag so gut wie 
nicht berührt. 
 

Darüber hinaus - das ist meine Kritik - wurde der Lissa-
bon-Vertrag in der Bundesrepublik ohne ein Referendum 
vollzogen. Andere Mitgliedstaaten, zum Beispiel Irland, 
haben das anders organisiert und praktiziert. 
 

Es ist ein Defizit innerhalb der Demokratie, dass wir ein 
Europaparlament wählen und die Kolleginnen und Kolle-
gen Abgeordneten keine Gesetzgebungskompetenz ha-
ben. Diese liegt beim Rat und bei der Kommission. Das 
würde ich mir tatsächlich anders wünschen; deshalb 
auch meine Kritik. 
 

Was Sie uns heute vorgelegt haben, auch was Aus-
landsaufenthalte angeht, finde ich sehr bemerkenswert. 
Sie kritisieren nicht nur die eine oder andere Schwach-
stelle, nein, Sie fordern auch gleich im ersten Punkt eine 
finanzielle Bezuschussung durch Dritte, also ein Spon-
sorenprogramm. 
 

Es ist durchaus berechtigt, dass man die Wirtschaft, die 
- das ist meine persönliche Sicht - durch Europa Vorteile 

hat, in die Pflicht nimmt. Die Unternehmen wollen Sie 
später als gut ausgebildete Fachkräfte gewinnen. Also 
sollten sie sich auch stärker daran beteiligen, Auslands-
aufenthalte zu ermöglichen. 
 

Sie müssen nicht nur Ihre eigene Scheu oder Angst da-
vor, ins Ausland zu gehen, überwinden. Ich kann Ihnen 
aus eigenem Erleben sagen, dass Sie Ihre in der Schule 
erworben Sprachkenntnisse nicht nur anwenden, son-
dern auch festigen können. 
 

Ich war schon überrascht und auch ein wenig ängstlich 
- das gebe ich zu -, als meine Tochter vor drei Jahren 
als eine der Letzten nach 13 Jahren Schulzeit ihr Abitur 
abgelegt hatte und sagte: So Papa, jetzt bin ich 13 Jahre 
in der Schule gewesen; jetzt muss ein bisschen Ruhe 
hineinkommen; ich gehe mal für ein Jahr über das Pro-
gramm „Work and Travel“ nach Australien. 
 

Das Ergebnis war, dass sie mit einer Unterbrechung von 
14 Tagen nach einem Jahr noch ein zweites Jahr dran-
gehängt hat. Da war - das musste ich zu meinem eige-
nen Erstaunen feststellen - meine Angst gewichen, weil 
ich gemerkt habe, dass sie damit zurechtkommt. 
 

Ihnen steht während der Schulzeit nicht nur die Möglich-
keit offen, Veranstaltungen der Landeszentrale für politi-
sche Bildung wie den Europatag bzw. die Europawoche 
dazu zu nutzen, sich Politikerinnen und Politiker einzula-
den, sondern Sie können auch darüber hinaus die Initia-
tive ergreifen. 
 

Ich habe in der Vorlage eines anderen Diskussions-
forums die Forderung gelesen, ein Schulfach „Europa“ 
zu verankern. Mich würde interessieren, welche Mei-
nung Sie dazu haben. Es geht letztlich einfach darum, 
den Menschen Europa näher zu bringen und sie mitzu-
nehmen. 
 

Das Ziel, die Schulabbrecherquote von 15 % auf 10 % 
zu senken, halte ich für sehr wirkungsvoll, wenn es denn 
erreicht werden kann. Mich würden Ihre Ideen zur Her-
angehensweise interessieren. Ich finde es auch sehr 
gut, dass Sie zwischen Schulabbrecherinnen und Schul-
abbrechern sowie Schulverweigerinnen und Schulver-
weigern unterscheiden und dass Sie die Hintergründe in 
Klammern mit benennen. 
 

Ich bin durchaus skeptisch, was die Praktika angeht. 
Man hat vor einiger Zeit von einer Generation Praktikum 
gesprochen. Die Erfahrung hat gezeigt, dass weniger die 
Gefahr besteht, dass Sie für die niederen Dienste wie 
Kaffeekochen abgestellt werden - es sind gut ausgebil-
dete junge Leute, die ein Praktikum absolvieren -, son-
dern dass es auch finanziert werden muss. 
 

Deshalb sollte man die Unternehmen, die eine junge 
Absolventin oder einen jungen Absolventen im Rahmen 
eines Praktikums beschäftigen, dazu verpflichten, letzt-
endlich die Existenz abzusichern. Denn man kann 
schließlich nicht ein Praktikum nach dem anderen absol-
vieren. 
 

Die Zahlen sind sehr bedrückend. Nur 13 % aller Prakti-
kantinnen und Praktikanten werden anschließend auch 
eingestellt. Meine Überlegung zur Finanzierung ist fol-
gende: Wir haben eine Pfändungsgrenze, die in der Eu-
ropäischen Union bei knapp 1 000 € liegt; diesen Betrag 
sollten Praktikanten als Entgelt für ihre Leistungen erhal-
ten. 
 

Es ist richtig, dass die europäische Ebene Ihnen die 
Möglichkeit bietet und über das Programm „Jugend in 
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Bewegung“ mehr Unterstützung zusichert. Man spricht 
von mehr EU-Stipendien. Das ist die eine Sache. Aber 
es gibt dann auch eine Zeremonie, auf die ich abschlie-
ßend eingehen möchte. 
 

Die Bundesrepublik Deutschland reagiert als nationaler 
Mitgliedsstaat nach meiner Auffassung mit einer typi-
schen Zeremonie. Der Bundesrat, sprich die Länder-
kammer, in der auch unser Bundesland vertreten ist, hat 
sich am 5. November dieses Jahres in einer Stellung-
nahme dazu geäußert. Dieser Stellungnahme konnten 
wir entnehmen, dass die Bundesrepublik - so heißt es in 
zwei Stellungnahmen der zuständigen Fachausschüsse 
des Bundesrates - mit großer Zurückhaltung reagiert. 
 

Das will heißen - ich übersetze -: Die Bundesrepublik 
Deutschland als Mitgliedsstaat der Europäischen Union 
findet das Vorgehen der Europäischen Union nicht so 
toll und verweist darauf, dass die Hoheit bei der Bundes-
regierung bzw. - die Bildung ist Ländersache - bei den 
einzelnen Bundesländern liege. 
 

Es ist tatsächlich so, dass sie auf den vom Ansatz her 
positiven Vorschlag, den ich absolut begrüße, reagieren. 
Gleichwohl sagen sie, dass sie sich in finanzieller Hin-
sicht aber nicht hineinreden ließen und ihren Beitrag 
leisteten. Dieses Verfahren muss vom Kopf auf die Füße 
gestellt werden. 
 

Die Europäische Union muss ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen sozialer Forderung und Förderung und 
dem, was der Markt verlangt und bereit ist mitzutragen, 
erreichen und dies auch aus Steuermitten finanzieren. 
 

Da sind wir bei der Kernaussage „Bildung kostet Geld“. 
An dieser Stelle muss - das ist meine Meinung - auch 
von Ihrer Seite dafür geworben werden. Ich kann es 
nicht paritätisch besetzen und sagen, bei nachlassenden 
Schülerzahlen könne man Geld aus dem System her-
ausnehmen. Nein, das Geld muss so lange bereitgestellt 
werden, wie die Schülerzahlen so sind, damit es auch 
tatsächlich ausreicht. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Vielen Dank, Herr Czeke. - Der Staatssekretär im Minis-
terium für Landesentwicklung und Verkehr Herr Schrö-
der hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile Ihnen das 
Wort. Bitte schön. 
 
 

Herr Schröder, Staatssekretär im Ministerium für 
Landesentwicklung und Verkehr: 
 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Landtagsabgeord-
neten! Liebe Jungparlamentarier! Ich darf aus der Sicht 
des Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr ein 
paar Worte an Sie richten, also nicht aus parlamentari-
scher Sicht. 
 

Europa ist ein Kontinent. Europa ist eine Sagengestalt 
aus der griechischen Mythologie. Europa ist, so glaube 
ich, der dritte Jupitermond. Europa ist aber auch eine 
politische Idee und eine Vision - wenn man so will -, der 
sich Politiker über Generationen und über Jahrzehnte 
hinweg verschrieben haben. Europa als politische Idee 
beweist, dass Politik mehr sein kann als das Tages-
geschäft. 

Das Thema ist der Lissabon-Vertrag. Es ist der größte 
Reformvertrag in der Rechtsgeschichte der europäi-
schen Staaten. Er wird auch EU-Grundlagenvertrag ge-
nannt. Dieser Lissabon-Vertrag zeigt die Grenzen der di-
rekten Demokratie und die Stärken einer parlamenta-
rischen Demokratie auf. Denn die Referenden, die quä-
lenden, sich über die Jahre wiederholenden und recht 
teuren Beteiligungsprozesse haben diesen Prozess nicht 
selten aufgehalten. 
 

Die Neuerungen sind entscheidend. Die rechtliche Fu-
sion von EG und EU ist endlich gelungen. Die Mitent-
scheidungsverfahren im Hinblick auf die polizeiliche und 
justizielle Zusammenarbeit auch in Strafsachen sind 
grundlegend neu organisiert worden. Darüber hinaus ist 
die Einführung einer europäischen Bürgerinitiative Be-
standteil des Vertrages. 
 

Die Kompetenzen des Hohen Vertreters der EU für Au-
ßen- und Sicherheitspolitik - das wird immer als die Ein-
führung eines so genannten EU-Außenministers ver-
standen - sind ausgebaut worden. Die Rechtsverbind-
lichkeit der EU-Grundrechtscharta und die Regelungen 
zum EU-Austritt, all diese Dinge sind Bestandteil des 
Lissabon-Vertrages. 
 

Ich bedanke mich ausdrücklich für Ihre Vorarbeit, für die 
konkreten Punkte, in denen insbesondere der Wunsch 
nach Freizügigkeit ohne Zwang zum Ausdruck kommt. 
Das ist wunderbar; das unterschreibt Ihnen jeder. Frei-
zügigkeit und Austausch, ohne dass daraus Zwang re-
sultiert, sind wunderbar. 
 

An dieser Stelle erleben Sie als Jungparlamentarier 
hautnah, was es bedeutet, dass Politik als die Kunst des 
Machbaren beschrieben wird. Es wird immer schwierig, 
wenn es konkret wird. 
 

Sie wollen die Freizügigkeit ohne Zwang, Sie wollen den 
Austausch verstärken und wissen doch, dass sich mit 
diesem europäischen Austausch zunehmend Berufs-
chancen verbinden. Sie wissen, dass dieser europäische 
Austausch, wenn man in bestimmten Branchen Karriere 
machen will, längst nicht mehr freiwillig ist, sondern dass 
er die Zukunftschancen massiv mitbestimmt. 
 

Sie haben erfahren - das ist in den Wortbeiträgen schon 
deutlich geworden -, dass es die Idee des European 
Skills Passes mit sich bringt, dass Sie sich mit den Da-
tenschützern auseinandersetzen müssen. Denn die 
Möglichkeit, Bewegungsprofile und soziales bzw. bür-
gerschaftliches Engagement abzufragen, berührt zentra-
le Bereiche der Individualität. Auf solche Informationen 
wollen bestimmt viele zugreifen. 
 

Die administrativen Aufwendungen kosten Geld. Es stellt 
sich die Frage, ob Aufwand und Nutzen in einem sinn-
vollen Verhältnis zueinander stehen. Trotzdem braucht 
man dafür Geld. Für andere wichtige Dinge braucht man 
ebenfalls Geld. Die Idee, eine Europasteuer einzuführen, 
wird allerdings abgelehnt. 
 

Wie verhält sich das im konkreten politischen Geschäft? 
- An dieser Stelle merken Sie, es ist bequemer, über Po-
litik zu reden, als Politik zu machen. In diesem Rollen-
spiel merken Sie, dass die Probleme im Detail stecken. 
 

Als Vertreter eines Ministeriums, das sich auch mit ver-
kehrspolitischen Fragen auseinandersetzt, kann ich Ih-
nen nur sagen: Versuchen Sie einmal, bei unterschied-
licher Aufgabenträgerschaft, etwa unter Beteiligung des 
Bus- oder Zugverkehrs einen Verkehrsverbund einzufüh-
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ren, eine Senioren- oder Jugendkarte einzuführen. Das 
ist wahnsinnig schwierig. Und dann versuchen Sie so 
etwas einmal in Europa. 
 

Diese Youth-on-the-move-Card ist eine wunderbare Idee. 
Aber dabei geht es um Aufgabenträgerschaften, die über 
nationale Grenzen hinweg reichen. Es ist eine wahnsin-
nig interessante Idee, die ich gern mitnehme. Aber was 
würde das bedeuten? 
 

An dieser Stelle nenne ich nur einmal einen Fachbegriff 
aus der Verkehrspolitik: Tarifierungsverluste. Diese Tari-
fierungsverluste muss man ausgleichen, indem man für 
solche Kartensysteme Zuschüsse organisiert. Außerdem 
müsste in der Folge die Infrastruktur standardisiert wer-
den. Alle diese Fragen sind im politischen Kontext immer 
dann, wenn es konkret wird, zu diskutieren. 
 

Also, herzlichen Dank für die Gedankenanstöße. Aber 
vielleicht haben Sie auch die Erkenntnis gewonnen, 
dass Freizügigkeit und Austausch ohne Zwang als ein 
politisches Grundmotto wünschenswert ist. Aber immer 
dann, wenn es konkret wird, wenn es um Vorschläge zur 
Umsetzung geht, wird es schwierig. 
 

Zur Fachkräftesituation. Es ist gesagt worden, dass je-
der die Chance haben sollte, einen Abschluss zu errei-
chen. Es wird gefordert, die Quote der Schulabbrecher 
zu senken. Das ist ein wichtiger und zentraler Punkt in 
der Bildungspolitik des Landes. Wir können es uns nicht 
leisten, junge Menschen zurückzulassen. Der demogra-
fische Wandel ist schon angesprochen worden. Es ist 
aber auch eine Tatsache, dass sich in Sachsen-Anhalt 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 

- vorletzte Bemerkung - in wenigen Jahren die Jugend-
arbeitslosigkeit halbiert hat. Bleibewillige junge Men-
schen werden auch in Sachsen-Anhalt bessere Chancen 
haben, als es in den vergangenen Jahren noch der Fall 
war. Das alles sind ganz wichtige Punkte. 
 

Ich möchte Ihnen zurufen: In die Welt hinauszugehen 
und trotzdem die Heimat zu schätzen, ist kein Wider-
spruch. Wir haben derzeit noch ein negatives Wande-
rungssaldo. Aber der Wunsch, Europa und die Welt 
kennenzulernen, und gleichzeitig seine Heimat zu schät-
zen, das muss sich nicht widersprechen. Auch hier wer-
den die Chancen für eine gute Zukunft wachsen. Das ist 
ebenfalls eine Folge des demografischen Wandels. 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir werden 
den Rest unseres Lebens in der Zukunft verbringen. 
Deshalb ist es gut, dass wir uns damit beschäftigen. 
- Herzlichen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Wird zu dem Beitrag des Herrn Staatssekretär das Wort 
gewünscht? - Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann habe 
ich eine Wortmeldung von Frau Dr. Hüskens von der 
FDP-Fraktion im Landtag von Sachsen-Anhalt. Bitte 
schön. 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Herr Präsident! meine Damen und Herren! Ich möchte 
mich weniger pathetisch und eher konkret zu den Vor-
schlägen, die Sie unterbreitet haben, äußern. 

Auslandsaufenthalte werden für Sie enorm wichtig sein, 
nicht zuletzt, weil es Spaß macht. Wir haben uns gerade 
über unsere Auslandsaufenthalte unterhalten, die wir in 
Ihrem Alter hatten. Sie bereichern das eigene Leben. Sie 
machen Freude - es sollte nicht nur eine Pflicht sein - 
und erweitern den Horizont. 
 

Die Angst nehmen. - Den Ausführungen von Herrn Cze-
ke habe ich entnommen, dass die Diskussionen, die ge-
rade bei mir zu Hause stattfinden, normal sind. Mein 
Mann hat es knurrend hingenommen, dass mein 14-jäh-
riger Sohn für drei Wochen nach England fährt. Bei ihm 
selbst muss ich keine Überzeugungsarbeit leisten. 
 

Jetzt bietet die Schule noch eine einwöchige Fahrt nach 
Nowosibirsk an. Dazu meint mein Mann, das gehe gar 
nicht und das sei ja noch weiter weg. Ich habe versucht, 
Nowosibirsk immer weiter an Europa heranzureden, aber 
es hat nicht funktioniert. Also, wir haben da im Augen-
blick noch einiges zu tun. Ich kann Ihnen nur eines mit-
geben: Ja, das ist wichtig. 
 

Natürlich ist es auch wichtig, dafür Sorge zu tragen, 
dass die jungen Menschen, deren Eltern das nicht be-
zahlen können, auch die Möglichkeit bekommen. Aller-
dings ist meine Erfahrung, dass wir zumindest in Sach-
sen-Anhalt - ich weiß nicht, wie es in Niedersachsen ist - 
eigentlich ausreichend Förderprogramme für diesen Be-
reich haben, auf die die Schulen zurückgreifen können. 
 

Zur Partnerschulenpflicht. Liberale kriegen bei dem Wort 
„Pflicht“ immer ein bisschen Bauchschmerzen. Das kann 
man meiner Meinung nach zu leicht unterlaufen. Wenn 
in einer Schule aus der Schülerschaft heraus die Initia-
tive für eine Schulpartnerschaft ergriffen wird, dann ist 
das sicherlich ein guter Ansatz. 
 

Wenn es Lehrer gibt, die diese Partnerschaft mit Leben 
erfüllen, dann funktioniert das. Wenn es nur eine Pflicht 
ist, dann - da brauchen wir uns gegenseitig nichts vor-
zumachen - gibt es ein schönes Protokoll und damit ist 
das Ganze erledigt. 
 

Zum Qualifikationspass. Als ich mich beworben habe 
- das ist jetzt schon ein bisschen her - haben die Arbeit-
geber natürlich auf Zusatzqualifikationen geachtet. Die 
Frage ist aber: Brauchen Sie dafür einen Pass? Brau-
chen Sie eine Karte, auf der alles, was Sie privat ge-
macht haben, vermerkt ist? - Ich bin da skeptisch. 
 

Ich habe eine Trainerlizenz, ich habe eine Schiedsrich-
terlizenz. Ich habe in jungen Jahren verschiedene ande-
re Sachen gemacht. Das habe ich dem Arbeitgeber na-
türlich auch immer gesagt und als gesellschaftliche Akti-
vitäten eingebracht. Ich habe nie Schwierigkeiten ge-
habt, das nachzuweisen. Deshalb stellt sich für mich die 
Frage: Wollen Sie, dass noch mehr persönliche Daten 
irgendwo deponiert werden? 
 

Der Staatssekretär hat schon darauf hingewiesen, dass 
sich die Gesellschaft einmal überlegen muss, welche 
Daten sie preisgeben und zentral speichern lassen will. 
Ich habe damit Probleme. Wenn es nicht nötig ist, dann 
sollte man es meiner Meinung nach nicht tun. 
 

Dass man für Reisen in Europa Preisnachlässe haben 
möchte, ist klar. Auch da muss ich sagen, dass es be-
reits eine ganze Menge gibt. Wenn ich an meine Zeit als 
Rucksacktourist zurückdenke, dann weiß ich, dass es 
eine Reihe von Unternehmen gibt, die auf diesem Gebiet 
führend sind. Ich persönlich stehe der Frage, ob man 
das auch noch staatlicherseits organisieren sollte, sehr 
skeptisch gegenüber. 
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Ich finde es interessant, dass Sie einfordern, nach dem 
Verlassen der Schule einen Arbeitsplatz, einen Ausbil-
dungsplatz oder einen Studienplatz zu bekommen. Ich 
vermute, diese Forderung richtet sich gegen den Staat. 
Das Schöne ist, dass wir alle sagen könnten: Das ist kein 
Problem. Für Sie wird das nämlich kein Problem sein. 
 

Ich bin Jahrgang 1964. Ich bin groß geworden mit der 
Aussage: In eurem Jahrgang gibt es viel zu viele. Ich 
habe es erlebt, dass Professoren zu Beginn des Studi-
ums in der Vorlesung gesagt haben: Sie haben keinen 
Platz; das macht nichts; im Laufe des Semesters wird 
das schon besser; dann können Sie zumindest im Raum 
stehen. 
 

Sie werden, wenn Sie einen ordentlichen Abschluss ha-
ben, von den Arbeitgebern angefordert werden. Sie wer-
den gesucht sein. Deshalb denke ich, dass ich Ihnen 
diese Angst nehmen kann. 
 

Wir versuchen, wenn wir in die Schulen des Landes ge-
hen, den jungen Leuten diese Angst zu nehmen. Es ist 
tatsächlich so, dass Sie aufgrund des demografischen 
Wandels Chancen haben, die anderen Generationen in 
der Intensität sicherlich verschlossen waren. 
 

Das gilt auch für die Schulabbrecherquote. Die Lehrer 
können Ihnen natürlich jeden Tag erzählen, dass Sie 
nicht für die Schule, sondern für das Leben lernen. Ich 
vermute, dass Sie sich das genauso anhören müssen, 
wie ich das damals habe anhören müssen. Man glaubt 
das in Ihrem Alter immer nicht so richtig. Aber es ist na-
türlich schon ein Punkt, den man im Hinterkopf haben 
sollte. 
 

Wenn man glaubt, es sei völlig egal, ob man sich an-
strengt und einen ordentlichen Abschluss schafft, weil 
man hinterher ohnehin auf der Straße sitzt - so ist es in 
Sachsen-Anhalt für viele Schülerinnen und Schüler über 
lange Zeit gewesen; das muss man sich vor Augen hal-
ten -, dann ist man natürlich weniger motiviert als wenn 
man weiß, mit einem ordentlichen Abschluss hat man 
die Chance, das eigene Leben in die Hand zu nehmen, 
ordentlich Geld zu verdienen und Karriere zu machen. 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 

Darüber hinaus müssen wir im Bundesland noch Maß-
nahmen ergreifen. Wir müssen den jungen Menschen 
den Leistungsgedanken noch stärker nahebringen. Dar-
über werden wir auch in Sachsen-Anhalt weiter diskutie-
ren müssen. 
 

Das Ziel, welches Sie hier vorgegeben haben, ist richtig. 
Wenn wir uns gemeinsam, Sie als Schüler und wir als 
Politiker, die den Rahmen vorgeben, auf diesen Weg 
machen, so denke ich, dass wir das hinbekommen. - Ich 
danke Ihnen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz:  
 

Vielen Dank, Frau Dr. Hüskens. - Gibt es Wortmeldun-
gen oder Nachfragen? - Die Wortmeldung der Parlamen-
tarier habe ich gesehen. Aber zunächst hat sich Frau 
Seifert zu Wort gemeldet. Bitte schön. 
 
 

Frau Seifert (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich habe eine Frage. Wenn sich die Jugendlichen be-
werben, aber es gibt keine Stellen - man darf auch nicht 

vergessen, dass es immer noch andere Generationen 
gibt, 20-, 30- und 40-Jährige, die auch noch einen Job 
suchen -, dann müsste man die Unternehmen eigentlich 
verpflichten, bevorzugt Jugendliche einzustellen. Ver-
stehen Sie, was ich meine? 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Ja. - Ich habe an dieser Stelle ein Problem. Einen Ar-
beitgeber kann man nicht verpflichten. Es gruselt mich 
als Liberale ein bisschen, wenn Sie sagen, Sie wollen 
einen Unternehmer dazu verpflichten, diesen oder jenen 
einzustellen. Nein, ein Unternehmer wird sich die für ihn 
geeigneten, die zu ihm passenden Arbeitnehmer su-
chen. Insofern kann man den Staat nicht verpflichten, 
jedem einen Arbeitsplatz anzubieten. 
 

Für Sie ist es spannend, dass der Unternehmer in der 
Praxis tatsächlich die jungen Leute nimmt. Sicherlich 
sucht er auch Fachkräfte, die über die entsprechenden 
Erfahrungen verfügen. Aber das ist kein 40-Jähriger, der 
bis dahin nicht gearbeitet hat, um einmal ein Extrembei-
spiel zu nennen. 
 

An der Stelle hat das Land natürlich eine ganz andere 
Aufgabe. Die Sozial- und Arbeitsmarktpolitiker haben die 
Aufgabe, Menschen, die über einen langen Zeitraum 
nicht in Arbeit waren, überhaupt erst einmal an den Ar-
beitsmarkt heranzuführen. 
 

Sie wissen, dass es Ihnen nach sechs Wochen Ferien in 
der Schule zunächst etwas schwerer fällt. Ebenso ist ein 
Mensch, der über mehrere Jahre hinweg nicht mehr in 
Arbeit war, auch nicht in der Lage, entsprechend zu ar-
beiten. Deshalb gibt es Programme, die solche Men-
schen an den Arbeitsmarkt heranführen und integrieren 
sollen. 
 

Also, ein Unternehmer wird immer auf junge Leute 
zugreifen. Darüber brauchen Sie sich keine Sorgen zu 
machen. Die anderen Sorgen müssen wir uns machen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Gibt es weitere Wortmeldungen? Das möchte ich gern 
noch abfragen, Frau Kollegin. - Das ist nicht der Fall. Es 
spricht Frau Mittendorf für die SPD-Fraktion. Bitte schön. 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Schüle-
rinnen und Schüler! Ich fange einmal mit den Punkten 
auf der zweiten Seite Ihrer Vorlage an. Dort geht es zu-
nächst um den Zugang zu Ausbildungs-, Studien- und 
Praktikumsplätzen. 
 

Wir sind zumindest im Moment in der glücklichen Situa-
tion, dass die Schülerinnen und Schüler, die die Schule 
verlassen, keine Probleme haben werden, einen Ausbil-
dungsplatz zu finden, sofern ihre Leistungen reichen. 
Die Leistungsfrage steht natürlich immer dahinter. 
 

Ähnliches gilt für Studienplätze, besonders bei NC-
Fächern, also bei Fächern, für die der Numerus clausus 
gilt. Aber insgesamt sind die Zugangsmöglichkeiten, so 
glaube ich, ganz gut. 
 

Zu der Schulabbrecherquote. Das ist ein richtig wunder 
Punkt, gerade in Sachsen-Anhalt. Für Niedersachsen 
kann ich das nicht einschätzen. In Sachsen-Anhalt liegt 
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die Quote derjenigen, die die Schule ohne einen Ab-
schluss bzw. nur mit einem Hauptschulabschluss verlas-
sen, zwischen 20 % und 25 %. 
 

Das ist natürlich eine Ausgangslage, die für die Betroffe-
nen ein ganz großes Problem darstellt, weil sie damit 
eben keinen Zugang zu beruflicher Bildung bekommen. 
Das wiederum ist die Voraussetzung dafür, um vernünf-
tig an der Gesellschaft partizipieren zu können. 
 

Wir haben zwar in Sachsen-Anhalt inzwischen eine Rei-
he von zusätzlichen Förderprogrammen, insbesondere 
für den Bereich der Sekundarschule. Aber das reicht bei 
weitem noch nicht aus. 
 

Ich persönlich glaube, dass das Problem von Schul-
abbrechern und von Schulverweigerern - unabhängig 
davon, dass zwischen ihnen sicherlich Unterschiede be-
stehen - auch in dem System begründet ist, wie Schule 
heute organisiert ist und funktioniert. Ich glaube, wir 
müssen in den nächsten Jahren wirklich grundlegende 
und vielleicht auch andere Überlegungen anstellen als 
bisher. 
 

Zu den Punkten auf der ersten Seite Ihrer Vorlage will 
ich auch noch etwas sagen. Ich finde es schon interes-
sant, dass junge Leute aus Niedersachsen und Sach-
sen-Anhalt schreiben, man sollte Jugendlichen die Angst 
vor dem Ausland nehmen. Ich kann das gar nicht ver-
stehen - das muss ich einfach sagen -, vielleicht bin ich 
inzwischen zu alt. 
 

Ich gehöre einer Generation an, die in der DDR lebte, 
wo der Käfig zu war. Wir kamen, abgesehen von ganz 
wenigen Ländern, in die eine Reise möglich war, gar 
nicht heraus. Ich glaube, insgesamt ist die Welt seit 
Jahrzehnten so offen und so sicher, dass man vor einem 
Auslandsaufenthalt keine Angst zu haben braucht, zu-
mal sie auch gut begleitet werden. 
 

Das viel größere Problem, das ich hinsichtlich aktiver 
Kontakte zu Partnerschulen sehe, ist die Finanzierung 
dieser Auslandsaufenthalte. Ich habe vorhin von der so-
zialen Schere gesprochen. 
 

Für die Elternhäuser, die sich in einer guten Position be-
finden, ist es sicherlich kein Problem. Wer dreimal im 
Jahr in den Urlaub fliegt, der kann auch das Geld auf-
bringen, um den Bildungsaufenthalt seines Kindes zu fi-
nanzieren. Das gehört ebenso zur Wahrheit. 
 

Aber es gibt Elternhäuser, die genau das nicht können. 
Da wird es dann schwierig. Deshalb muss man schauen, 
inwieweit man solche Dinge über staatliche Programme 
absichern kann. Ich weiß, dass das sehr schwer ist. Wir 
haben diese Debatten ständig, wenn es um unseren 
Landeshaushalt geht. 
 

Mit dem European Skills Pass soll die Vergleichbarkeit 
bestimmter Aktivitäten gewährleistet werden. Ich finde 
es schon ganz gut, so etwas zu erfassen. Ich teile 
gleichwohl die Befürchtungen hinsichtlich des Daten-
schutzes. Es besteht die Gefahr, dass man zu viel von 
seiner eigenen Persönlichkeit preisgibt. 
 

Aber das ist offensichtlich sehr modern. Ich nenne nur 
die Stichworte „Facebook“ oder „Twittern“. Dort breiten 
Leute alles aus, was man sich denken oder auch nicht 
denken kann. Ich wage es ernsthaft zu bezweifeln, dass 
das richtig ist. Darüber sollte man auf jeden Fall nach-
denken. 
 

Zum letzten Punkt. Es ist gefordert worden, elternunab-
hängig eine finanzielle Unterstützung für bestimmte Be-

reiche zu geben. Das ist ein schwieriges Thema. Ich 
kann mir die Gründe sehr gut vorstellen, weil der elter-
liche Druck auf gewisse Entscheidungen bei Jugend-
lichen eine gewaltige Rolle spielen kann. 
 

Ist genügend Geld im Topf, dann kann man solche Vor-
stellungen sicherlich umsetzen - ich würde das unterstüt-
zen -, ist das nicht der Fall, dann haben wir ein Problem. 
Dann müssen die Eltern mit ins Boot. - Vielen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Herzlichen Dank. - Wird hierzu das Wort gewünscht? 
- Das ist nicht der Fall. 
 

Sie wissen alle, dass die Sitzungsleitung sich nicht zur 
Sache äußern darf. Ich möchte an dieser Stelle gern ei-
ne Ausnahme machen und eine Information weiter-
geben. 
 

Die Schulabbrecherquote in Niedersachsen ist von na-
hezu 10 % auf knapp unter 7 % gesenkt worden. Ich hät-
te mich jetzt natürlich nicht zu Wort gemeldet, wenn die 
Zahlen schlechter gewesen wären. 
 

(Heiterkeit und Zustimmung im ganzen Hause) 
 

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen mehr. Dann 
haben wir auch bei diesem Thema nahezu eine Punkt-
landung geschafft. Ich möchte mich ganz herzlich für Ihr 
Engagement und die Beteiligung an der Diskussion be-
danken. 
 

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Das Jugendpar-
lament setzt seine Sitzung um 13.30 Uhr fort. 
 

Unterbrechung: 12.32 Uhr. 
 

Wiederbeginn: 13.34 Uhr. 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Darf ich Sie 
bitten, wieder Platz zu nehmen. Ich hoffe, Sie konnten 
Ihre Mittagspause nicht nur versorgungstechnisch ge-
nießen, sondern auch die Gespräche weiterführen und 
vertiefen. 
 

Ich möchte Ihnen mitteilen, dass wir jetzt eine andere 
Besetzung haben. Für die Fraktion der CDU ist Frau 
Feußner hinzugekommen. Ihr Schwerpunkt liegt im Bil-
dungsbereich. Herzlich willkommen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Des Weiteren nimmt Frau Fiedler für die Fraktion DIE 
LINKE an der Sitzung teil. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Außerdem ist Frau Bröcker, Staatssekretärin im Sozial-
ministerium, anwesend. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Last but not least begrüße ich den Leiter der Landes-
zentrale für politische Bildung Herrn Bernd Lüdkemeier. 
Ein herzliches Willkommen auch Ihnen! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich rufe den 
Tagesordnungspunkt 3 auf: 
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Schule zwischen Anspruch und Wirklichkeit 
 

Vorlage des Diskussionsforums 3 - Drs. JP/2010/04 
 

Die Berichterstatter aus dem Diskussionsforum sind Herr 
Jonathan Dittmer vom Gymnasium Hankensbüttel und 
Frau Melissa Stephan vom Luther-Melanchthon-Gym-
nasium Wittenberg. Wer von Ihnen fängt an? Haben Sie 
sich geeinigt? - Der junge Mann fängt an. Dann erteile 
ich Herrn Jonathan Dittmer das Wort. Bitte schön. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Herr Dittmer, Berichterstatter des Diskussionsforums 3: 
 

Hallo! Die Gruppe 3 hat sich mit dem Thema „Schule 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit“ befasst. Das hat 
der Präsident schon gesagt. Ich lese Ihnen einmal den 
Prolog, den wir dazu geschrieben haben - er liegt Ihnen 
allen vor - vor: 
 

„Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Ju-
gendparlaments „Zukunftswerkstatt deutsche Ein-
heit“, Schülerinnen und Schüler der 11. Klassen 
aus dem Hainberg-Gymnasium Göttingen, dem 
Gymnasium Hankensbüttel, dem Fallstein-Gym-
nasium Osterwieck und dem Luther-Melanch-
thon-Gymnasium Wittenberg, stellen fest, dass 
es eine erhebliche Diskrepanz zwischen An-
spruch und Wirklichkeit in der Institution Schule 
gibt.“ 

 

Eines möchte ich ganz zu Anfang klarstellen 
 

(Herr Dittmer trinkt - Heiterkeit) 
 

- das muss ja auch mal genutzt werden -: Schule bzw. 
Bildung ist ein Recht, ein Privileg. Jeder einzelne von 
uns hat das Recht, sich zu bilden. Jeder einzelne von 
uns hat das Recht auf schulische Bildung. Diesem Recht 
nach Artikel 26 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 
1948 sollte unserer Meinung nach nichts im Weg stehen. 
 

Uns ist aufgefallen - es ist eigentlich eine Frechheit -, 
dass wir Geld dafür zahlen müssen, um zu unserer 
Schule zu kommen. Ich habe jetzt für meine Busfahrkar-
te, so glaube ich, 300 € bezahlt. Ich weiß es nicht so ge-
nau, weil das meine Eltern bezahlt haben. 
 

In unserer Gruppe haben wir auch darüber diskutiert. Ei-
nige bezahlen 50 € im Monat. Also, das ist wirklich eine 
Frechheit. Das kann nicht sein. Dem Recht und unserem 
Privileg, Bildung zu bekommen, sollten keine Fahrtkos-
ten im Wege stehen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Es gibt Familien, die können sich so etwas nicht leisten; 
das ist wirklich so. Für manche sind 300 € ein halber 
Monatslohn. Das kann nicht sein. Das empfinde ich wirk-
lich als eine Anmaßung. 
 

Das gilt auch für die Lernmittelausleihe. Ich habe mir ein 
Buch gekauft für 36 €. Ich habe aber nie hineingeguckt, 
nicht ein einziges Mal. So etwas muss doch wirklich 
nicht sein, oder? 
 

Auf jeden Fall fordern wir, was die Chancengleichheit 
angeht, dass Lehrkräfte sowie Schülerinnen und Schüler 
sich gegenseitig akzeptieren, damit der Lehrer in der 
Lage ist, hinter die Fassade eines Schülers zu schauen. 
Es bringt niemandem etwas, wenn der Lehrer schlechte 
Noten verteilt, nur weil es bei dem Schüler gerade in der 
Familienkonstellation nicht so läuft oder weil sich die El-

tern haben scheiden lassen. Der Lehrer sollte in der La-
ge sein, hinter die Fassade zu schauen. Das können lei-
der die wenigsten. Aber das finden wir ganz wichtig. 
 

Außerdem fordern wir die Gleichberechtigung, die Aner-
kennung und eine angemessene Ausstattung für alle 
Schulformen. Dazu werden wir später noch einiges hö-
ren. Darauf möchte ich jetzt nicht eingehen. 
 

Schule lebt von guten Lehrkräften - ich wiederhole: 
Schule lebt von guten Lehrkräften -, nicht von allen, son-
dern von guten. 
 

(Heiterkeit) 
 

- Ja, es ist doch so. Es gibt teilweise Lehrer - - Na gut. 
 

(Herr Scheurell, CDU: Details!) 
 

- Ja, dazu komme ich noch. Immer mit der Ruhe. 
 

(Heiterkeit) 
 

Wir fordern das Etablieren neuer Unterrichtsmethoden 
und neuer Unterrichtsformen. Das heißt, dass Lehrer 
Fortbildungsseminare gerade für neue Sachen belegen 
sollten. Ich meine, der Unterricht ist nicht interessant, 
nur weil man einen Beamer nutzt. 
 

Gleichwohl sollte man die neue Technik wie Beamer, 
elektronische Tafel usw. nutzen. Trotzdem sollte es nicht 
nur neue innovative Formen geben, sondern es sollten 
auch die alten bewährten Systeme beibehalten werden. 
 

Außerdem sollte es eine verstärkte Zusammenarbeit 
zwischen der Schule, den Lehrern, den Eltern und den 
Schülern geben, damit einfach diese Verzahnung da ist 
und damit sich Schüler und Lehrer gegenseitig als Men-
schen sehen. Sie kennen das sicherlich auch. 
 

(Zuruf vom Gymnasium Hankensbüttel) 
 

Früher war es so - ich meine damit die Grundschule -, 
dass der Lehrer mein absolutes Vorbild war. Der Lehrer 
konnte alles, er wusste alles. Dann habe ich ihn einmal 
irgendwo - ich glaube es war auf dem Weihnachts-
markt - gesehen und dachte, er ist ja auch ein Mensch. 
 

(Beifall und Heiterkeit im ganzen Hause) 
 

Der Lehrer muss aber auch den Schüler als Menschen 
sehen. Es ist ja oftmals so, dass der Lehrer einfach sagt: 
Okay, ich nehme meinen Stoff durch; egal wie es dir 
geht, wenn du deine Leistung nicht bringst, dann hast du 
keine Chance. 
 

Der Lehrer sollte auch sehen, dass der Schüler ein 
Mensch ist, der Gefühle hat, der Gefühlsschwankungen 
erlebt und auch schwere Zeiten durchmachen muss. 
Das habe ich ja eben schon angesprochen. 
 

Wir wollen eine verstärkte Neueinstellung von jungen 
Lehrkräften. Auch wenn junge Lehrkräfte teilweise - nicht 
alle - zu locker sind, so sind die alten ja eher konserva-
tiv, zumindest die meisten. Deswegen fordern wir eine 
 

(Frau Dr. Hüskens, FDP: Ausgewogenheit!) 
 

Ausgewogenheit - das wollte ich auch gerade sagen - 
von jungen und alten Lehrern. Das muss einfach da 
sein; das braucht man. 
 

Des Weiteren fordern wir die Bereitstellung von Material 
für die Lehrerfort- und Weiterbildung. Dabei geht es ein-
fach darum - das habe ich eben schon angesprochen -, 
dass der Lehrer mit den neuen Unterrichtsmethoden 
klarkommt. Normalerweise ist es so, dass ein Schüler 
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den PC vorbereiten muss, weil der Lehrer das überhaupt 
nicht auf die Reihe kriegt. 
 

Na ja, jetzt sagen wahrscheinlich unsere lieben Politiker, 
die Bereitstellung von Materialien kostet Geld. - Natür-
lich. Ich meine, Geld wächst nicht auf Bäumen; das sehe 
ich ja ein. Aber es ist natürlich wichtig. Wir sind die Zu-
kunft, niemand anders. Es tut mir leid, das so hart zu 
sagen, aber Sie sind nicht die Zukunft. 
 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 
 

Es ist einfach so. Gucken Sie sich die Leute an. Das 
sind die Menschen, die in ein paar Jahren Firmen leiten. 
Das sind die Menschen, die in ein paar Jahren als Leh-
rer unterrichten. Das sind die Menschen, die in ein paar 
Jahren vielleicht hier vorn stehen und Reden halten. 
 

Ich muss Ihnen das ganz ehrlich sagen: Die Probleme 
der Politik können heute nicht gelöst werden. Ich bin mir 
ziemlich sicher, dass Sie heute Ihre Probleme nicht lö-
sen werden. Diese Probleme werden auf uns übertragen 
und wir werden diese Probleme lösen. Verstehen Sie 
das? 
 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 
 

Wir werden das alles abbekommen. Deswegen ist die 
Bildung so wichtig. 
 

(Heiterkeit und Beifall im ganzen Hause) 
 

Wir werden die Probleme irgendwann lösen müssen. 
Deswegen ist es wichtig, dass wir verstärkt auf die Bil-
dung setzen. Das ist eine Investition, die sich lohnt, da-
mit die Schüler bzw. die jungen Leute auf das Leben 
vorbereitet werden. Das ist wichtig. 
 

(Präsident Herr Steinecke: Das unterschreibe ich 
sofort!) 

 

Es ist die Vorbereitung auf das spätere Berufsleben zum 
Beispiel in Form von Schülerpraktika. Ich war in der 
10. Klasse in einer Grundschule. Ich weiß nun, dass ich 
kein Grundschullehrer werden will. Schön, aber was 
nun? - Ich weiß gar nicht, was ich werden will, ehrlich 
nicht. 
 

Deswegen brauche ich mehr Erfahrungen in der Berufs-
welt. Deswegen fordern wir mehr Schülerpraktika. Es 
bringt auch wirklich etwas. Es bringt teilweise mehr als 
der Schulunterricht, wenn man einen Job kennen lernt. 
Es ist wirklich so. 
 

Des Weiteren fordern wir eine Studienberatung im Sinne 
des Peer-Group-Gedankens. Das heißt, dass Studenten, 
also Jugendliche aus der gleichen Generation, in die 
Schulen gehen und erklären, wie das an der Universität 
so läuft. Dadurch würden wir mehr Informationen dar-
über bekommen, was auf uns zu kommt. 
 

Manche von uns werden vielleicht eine Ausbildung ab-
solvieren, aber einige werden studieren. Sie sollten In-
formationen bekommen, wie sie das machen. Das könn-
ten uns junge Leute aus den Universitäten erklären. Das 
ist vielleicht auch wichtig. 
 

Außerdem fordern wir eine engere Zusammenarbeit 
zwischen den Hochschulen und den Schulen bei der 
Studienberatung, damit einfach eine Verzahnung zu-
stande kommt und Informationen ausgetauscht werden. 
Das ist wichtig. 
 

Ich will jetzt aber nicht nur unsere Lehrer und unsere 
verehrten Politiker ansprechen, sondern ich will auch 

euch ansprechen. Es ist die Lernmotivation, an der nicht 
alle, aber einige von uns arbeiten müssen. Ich gebe es 
zu und ich stehe dazu, selbst wenn ich jetzt Ärger be-
komme, dass ich auch schon mal den Unterricht ge-
schwänzt habe. 
 

(Frau von Angern, DIE LINKE: Oh je!) 
 

Denn teilweise hat es keinen Zweck. Es macht keinen 
Unterschied, ob wir anwesend sind oder nicht, weil der 
Lehrer von dem jeweiligen Fach genauso wenig Ahnung 
hat wie wir. Das ist ja zum Teil wirklich so. 
 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 
 

- Das ist eigentlich nicht zum Lachen, sondern eher trau-
rig. Kennt ihr das nicht? Ihr sitzt in der achten Stunde im 
Unterricht und der Lehrer labert und labert. Es mag sein, 
dass er etwas von seinem Fach versteht, aber er kann 
es nicht rüberbringen. 
 

(Unruhe) 
 

Vielleicht sollten wir einfach einmal selbst den Unterricht 
gestalten, selbst Referate ausarbeiten und uns informie-
ren, weil wir die Informationen, die wir von den Lehrern 
bekommen, in der Zukunft brauchen. Das ist wichtig. 
Deshalb sollte man zunehmend das selbstständige Ler-
nen von Schülerinnen und Schülern unterstützen. 
 

Es ist vielleicht auch wichtig, sich noch einmal darüber 
Gedanken zu machen, ob die Trennung nach vier Jah-
ren Grundschule sinnvoll ist oder ob sie erst nach fünf 
Jahren erfolgen sollte. Darüber waren wir uns in unse-
rem Diskussionsforum nicht ganz im Klaren. Deswegen 
möchte ich das nicht weiter ausführen. 
 

Als Schlussfolgerung möchte ich euch eines mit auf den 
Weg geben: Ihr lernt - Sie haben das vorhin so freund-
lich gesagt - nicht nur für die Schule, sondern für das 
Leben. Aber - ganz ehrlich - wir lernen für das Leben, für 
die Schule und - das ist noch wichtiger - für Deutsch-
land, für dieses Land. 
 

(Unruhe und Zustimmung) 
 

Die Zeit wird kommen, in der wir wieder stolz auf dieses 
Land sein können. Ich meine, wir sind stolz. Es soll nicht 
so werden wie 1933; keinesfalls. Aber es ist Zeit, dass 
wir wieder stolz auf unser Land sein können. Das könnt 
ihr schaffen, indem ihr hinausgeht und der Welt zeigt, 
Deutschland ist da. Wir sind Deutschland. 
 

(Heiterkeit) 
 

Wir repräsentieren Deutschland und geben es der Welt. 
- Danke schön. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Zu dem Thema Gleichberechtigung, Anerkennung und 
Ausstattung aller Schulformen wird meine liebe Freundin 
Melissa Stephan noch einige Worte sagen. 
 

(Heiterkeit) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Vielen Dank für den hoch emotionalen Beitrag. 
 

(Heiterkeit) 
 

Wir hören jetzt die Fortsetzung von Frau Melissa Ste-
phan. Bitte schön. 
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Frau Stephan, Berichterstatterin des Diskussions-
forums 3: 
 

Ich möchte noch ein bisschen ergänzen. Zunächst ein-
mal möchte ich sagen, dass die Schule nicht von Grund 
auf schlecht ist und dass wir dafür wirklich sehr dankbar 
sein können. Wir wissen, dass es nicht überall so ist. Wir 
haben gute Möglichkeiten, die wir nutzen können. 
 

Wir haben uns in unserem Forum viel darüber unterhal-
ten. Dabei sind uns zahlreiche Unterschiede bewusst 
geworden, sowohl innerhalb einer Schulform als auch 
zwischen den einzelnen Schulformen, also zwischen 
dem Gymnasium, der Hauptschule und der Realschule. 
 

Es ist wirklich so - das wird jeder von euch bestätigen -, 
dass man, wenn man das Wort „Hauptschule“ hört, 
gleich denkt: Oh Gott, was ist das denn! Bei Gymnasias-
ten heißt es hingegen: Tolle Schüler, alles ist prima. - Ich 
frage mich aber, warum man so denkt. Sicherlich hat 
das mit dem Verhalten der Schüler zu tun. Aber es stellt 
sich die Frage, warum diese Schüler so sind. 
 

Die Hauptschüler und die Realschüler bekommen diese 
Diskussionen natürlich mit. Ich habe gehört, dass es im 
letzten Jahr beim Jugendparlament unter anderem dar-
um ging, das Fach „Benimmkunde“ einzuführen. War-
um? - Das wird einfach auch von außen hereingetragen. 
Die Schüler bekommen das Gefühl vermittelt, Gymna-
siasten seien etwas Besseres und in die Gymnasien 
werde alles investiert. 
 

Wenn ich mir manche Schulen anschaue, muss ich sa-
gen, dass die Ausstattung teilweise richtig schlecht ist. 
Dann fragt man uns, was wir an den Gymnasien besser 
machen würden, was wir bräuchten. Meist heißt es 
dann: Mehr Technik. 
 

Aber ich frage mich, ob wir diese Technik wirklich brau-
chen. Brauchen wir jeden Tag Computer, Fernseher 
usw. oder können wir nicht etwas davon an die Schulen 
abgeben, die es nötiger haben? Dann bekommen deren 
Schüler auch ein besseres Gefühl und kommen sich 
nicht minderwertig vor. Und es würde eine bessere Zu-
sammenarbeit entstehen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Daran muss noch ganz stark gearbeitet werden, damit 
diese Investitionen nicht nur in die Gymnasien gehen. 
Vielleicht könnten auch die Gymnasien selbst etwas da-
für tun, dass auch die anderen Schulen gefördert wer-
den. Es sollten eben nicht nur die Gymnasien, sondern 
auch andere Schulen, insbesondere Förderschulen aus-
gebaut werden. 
 

In Wittenberg gibt es beispielsweise eine Schule, die hat 
kaum etwas. Ich weiß das, weil mein Bruder dorthin 
geht. In dieser Schule sind Fenster kaputt. Trotzdem 
wird dort weiter unterrichtet. Mein Bruder sagt dann zu 
Hause auch manchmal: Na toll, wir sind doch eh nichts. 
Dann frage ich mich immer, warum das so sein muss. 
Das verstehe ich nicht. 
 

Vielleicht nicht alle, aber die meisten reden lieber mit ei-
nem Gymnasiasten als mit einem Hauptschüler. Ich den-
ke, an dieser Stelle müsste man ansetzen. Das muss 
nicht nur von uns kommen, sondern auch von außen. 
Sicherlich hat das auch etwas mit Geld zu tun. Genau 
das ist dann wieder die Frage. 
 

Außerdem haben wir uns noch über ein einheitliches 
Schulsystem in ganz Deutschland unterhalten, sprich: 
ein einheitliches Abitur. Denn im Grunde genommen 

sind wir ein Deutschland und es kann doch nicht sein, 
dass Schüler, die im Nordosten der Bundesrepublik ihr 
Abitur abgelegt haben, zum Beispiel an einer Universität 
in Bayern nicht angenommen werden, weil das Abitur 
nicht ausreicht. Was soll denn das? - Wir sind ein 
Deutschland; wir gehören alle zusammen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Dadurch ist man einfach eingeschränkt. Man kann sich 
nicht ausleben. Man fragt sich selber, was das soll und 
warum man das macht, wenn man hinterher nicht dort-
hin gehen kann, wohin man möchte. Wir wünschen uns 
sehr, dass ein einheitliches Abitur möglichst schnell in 
Kraft tritt. 
 

Des Weiteren haben wir Unterschiede zwischen Nieder-
sachsen und Sachsen-Anhalt festgestellt. Beispielsweise 
sind wir nachmittags viel früher zu Hause als die Schüler 
in Niedersachsen, obwohl wir die gleiche Anzahl an Un-
terrichtsstunden haben. 
 

Darüber hinaus können die Schüler in Niedersachsen 
von Anfang an wählen, in welchen Fächern sie auf Leis-
tungskursniveau bzw. auf Grundkursniveau unterrichtet 
werden wollen. Wir fänden es gut, wenn das in ganz 
Deutschland eingeführt wird. Denn man weiß ja, in wel-
che Richtung man später gehen möchte. 
 

Das heißt, man könnte gleich entscheiden, in welchen 
Fächern man das Leistungskursniveau oder das Grund-
kursniveau wählt. Denn diejenigen, die in Mathematik 
nicht gut sind, werden in diesem Fach nicht den Leis-
tungskurs absolvieren. 
 

Sicherlich gibt es einige, die dann noch einmal wechseln 
möchten, weil sie erkennen, dass ihnen irgendein Fach 
doch nicht so liegt. Deshalb sollte ein Wechsel vom 
Leistungs- in den Grundkurs möglich sein. Ich denke, 
diese Möglichkeit sollte es schon geben, und zwar in 
ganz Deutschland, sodass es keine Abstufungen mehr 
gibt. Wir sind ein Deutschland und sollten überall die 
gleiche Schulform haben, damit man sich wirklich frei 
entfalten und sein Leben überall gut leben kann. - Dan-
ke. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Das waren in beiden Beiträgen sehr spannende Thesen. 
Gibt es dazu Wortmeldungen? - Ich sehe im Moment 
trotz der wirklich spannenden Fragen noch keine Wort-
meldungen. - Doch, bitte schön. Nennen Sie bitte Ihren 
Namen. 
 
 

Frau Seiler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich bin Lisa Seiler. Man muss ganz klar sagen, das, was 
die beiden gesagt haben, stimmt in jeder Hinsicht. Vor 
allem ist es ganz wichtig, sich noch viel stärker mit der 
Frage auseinanderzusetzen, ob man die Zeit, in der alle 
Schüler zusammen lernen, nicht verlängern sollte. Denn 
man fängt in unserer Gesellschaft bereits in der Schul-
zeit damit an, die Gruppen zu klassifizieren. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Wir werden eingeteilt, wir werden abgestempelt. Das 
Problem verfolgt uns bis hin zu unserer beruflichen 
Laufbahn. Das ist einfach grundlegend falsch. Das war 
vielleicht das Positive an dem DDR-Schulsystem, in dem 
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alle bis zur 10. Klasse in eine Schule gegangen sind. Die 
Starken haben die Schwächeren mitgezogen. Das muss 
auch jetzt noch so sein. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Danke. - Gibt es weitere Wortmeldungen? - Bitte schön. 
 
 

Herr Gabler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Mein Name ist Tobias Gabler. Ich habe mir zu mehreren 
Punkten Gedanken gemacht. Erstens zu der Ausstat-
tung von Schulen. Es wurde eben gesagt, dass Gymna-
sien Hauptschulen unterstützen sollen. Wie ist es aber, 
wenn es genau anders herum ist? 
 

Unser Gymnasium in Wittenberg wurde, als das Gebäu-
de umgebaut wurde, technisch neu ausgestattet. Jetzt 
wurde die Sekundarschule Friedrichstadt mit Haupt- und 
Realschulzweig völlig neu mit technischen Geräten ein-
gerichtet. Dort gibt es jetzt Flachbildfernseher, neue 
Computer usw. Wir arbeiten an unserer Schule mit dem 
Betriebssystem „Windows 2000“. 
 

Die Rechner brauchen fünf Minuten, um den Internet-
Explorer zu öffnen, falls es überhaupt klappt. Wenn alle 
Schüler einer Klasse zur selben Zeit ins Internet gehen, 
fliegt die Sicherung heraus. Also, ich möchte nur zu be-
denken geben, dass die Gymnasien nicht generell am 
besten ausgestattet sind. Vielmehr muss differenziert 
werden. 
 

Zweitens. Lisa hat auf jeden Fall Recht. Wir waren von 
der siebten bis zur 10. Klasse zusammen. Wir hatten 
vier Jahre lang einen super Klassenzusammenhalt. In 
der 11. und 12. Klasse wurden wir nun auseinander-
gerissen. Dadurch geht der ganze Zusammenhalt einer 
Klasse verloren. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Hinzu kommt, dass der Klassenzusammenhalt in diesen 
zwei Jahren noch nicht einmal durch eine gemeinsam 
durchgeführte Klassenfahrt gefördert wird. Statt einer 
Abschlussfahrt im Klassenverband machen wir Studien-
fahrten in den Kursen, sodass wir wieder auseinander-
gerissen werden. Das ist zwar schön und gut, aber ich 
denke, dass der Klassenverband wenigstens dadurch 
gefördert werden sollte, dass man für zwei, drei Tage 
gemeinsam wegfährt. - Das wollte ich nur noch sagen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Nur zum Verständnis. Die Klassen lernen in den Klas-
senstufen 7 bis 10 zusammen und werden dann in Kur-
se aufgeteilt? 
 
 

Herr Gabler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ja. 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Danke. - Zuerst die junge Dame hier vorn, dann Sie da-
hinter. 

Frau Hesse (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich bin Anne Hesse. Melissa hat das Problem der Haupt-
schulen angesprochen. Ich denke nicht, dass wir sie nur 
materiell ausstatten sollten. Ich meine vielmehr, wenn 
wir den Schülern mehr Respekt entgegenbringen wür-
den, dann würden sie ihr Verhalten auch ändern. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Mein Bruder geht auf eine Hauptschule. Meine Eltern 
und ich, die ganze Familie und seine Freunde bringen 
ihm den nötigen Respekt entgegen und vermitteln ihm, 
dass er nicht schlechter ist als andere, nur weil er auf ei-
ner anderen Schule ist. Er verhält sich super, er ist ruhig 
im Unterricht, er bekommt nur gute Noten. Ich bin sehr 
stolz auf ihn, auch wenn er auf solch eine Schule geht. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich denke, wenn auch die Lehrer von Anfang an diese 
Haltung einnehmen würden, dann würden die Schüler 
ihr Verhalten sicherlich verbessern. Denn in der Schule, 
in die mein Bruder geht, ist das Verhalten wirklich sehr 
schlecht. 
 

Weiterhin möchte ich sagen, dass ich dafür wäre, die 
Schulzeit wieder auf 13 Jahre zu verlängern. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich persönlich spüre das jetzt schon. Wir haben noch 
nicht einmal ein Halbjahr hinter uns und ich bin völlig fer-
tig vom Lernen, von Klassenarbeiten und von Tests. Mir 
persönlich käme das sehr gelegen. Deshalb denke ich, 
dass es einfach besser wäre, die Schulzeit wieder auf 
13 Jahre zu verlängern; denn der Unterrichtsstoff könnte 
dann besser verteilt werden und man hätte einfach viel 
mehr Zeit. - Das war es schon. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Bitte sehr. 
 
 

Frau Stephan (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Melissa Stephan. Zu der Aufteilung nach der 10. Klasse 
möchte ich sagen, dass ich das eigentlich sehr gut finde. 
 

(Zustimmung vom Hainberg-Gymnasium Göttin-
gen - Heiterkeit) 

 

Sicherlich muss das Lernen Spaß machen; das ist klar. 
Aber man ist in der Schule um zu lernen. Seine Freunde 
sieht man in den Pausen. Im Unterricht sollte man ei-
gentlich aufpassen und lernen und sich nicht mit dem 
Nachbarn beschäftigen. 
 

Wie soll man Menschenkenntnis entwickeln, wenn man 
die ganze Zeit mit den gleichen Leuten zu tun hat? Wie 
soll man sich später im Leben integrieren, wenn einem 
das in der Schule nicht beigebracht wurde? - Eigentlich 
wird man dort auf das Leben vorbereitet. 
 

Diese Trennung zeigt sich ja auch überall; man geht 
nicht gemeinsam mit den besten Freunden auf eine Uni-
versität; denn alle haben unterschiedliche Interessen. 
Auf der Universität lernt man neue Leute kennen. Das 
wird einem dann sozusagen beigebracht. Ich finde das 
eigentlich ganz gut, dass die Klassen getrennt werden. 
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Jetzt habe ich vergessen, was ich noch sagen wollte. 
- Ach so, die 13 Jahre. Das, so denke ich, sollte man 
nicht mehr machen. Ich finde zwölf Jahre ganz gut. Ers-
tens hat man nach den zwölf Jahren die Möglichkeit, 
sich zu entwickeln. 
 

Zweitens meine ich, dass man, wenn man gleich zwi-
schen Leistungskurs und Grundkurs wählen könnte, 
nicht mehr so viel Stress hätte. Denn man lernt für die 
Leistungskursfächer, für die Grundkursfächer auch, aber 
man bereitet sich in diesen Fächern nicht auf das Leis-
tungskursniveau vor, wenn es differenziert wird. Das wä-
re viel einfacher. Insgesamt kommt man, so finde ich, 
mit zwölf Jahren eigentlich ganz gut klar. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Vielen Dank, Melissa. - Ich muss jetzt eine Liste führen. 
Wir haben eine ganze Reihe von Wortmeldungen. Zu-
nächst der Herr ganz links außen, bitte. 
 
 

Herr Müller (Fallstein-Gymnasium Osterwieck): 
 

Mein Name ist Philipp Müller. Ich möchte mich auch zu 
der Frage zwölf oder 13 Jahre äußern. Ich bin derselben 
Meinung wie Melissa, dass es bei den zwölf Jahren blei-
ben sollte. Denn der Stundenplan wurde nun auf zwölf 
Jahre zugeschnitten. Es kommt also jetzt nichts mehr 
hinzu. Außerdem kann man dann schneller in das Stu-
dium oder in das Berufsleben einsteigen. Ich schließe 
mich vollkommen Melissas Auffassung an. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Nun erteile ich der jungen Dame hier vorn links das 
Wort. 
 
 

Frau Kozel (Fallstein-Gymnasium Osterwieck): 
 

Ich bin Franziska Kozel. Ich möchte mich zu dem äu-
ßern, was Tobias gesagt hat. Bei uns werden die Klas-
sen alle zwei Jahren neu gemischt. Ich finde das eigent-
lich gar nicht so schlecht, weil man dadurch auf das spä-
tere Leben vorbereitet wird. Denn im Berufsleben arbei-
tet man schließlich auch immer wieder mit neuen Men-
schen zusammen. 
 

Auf diese Situation muss man vorbereitet werden. 
Schließlich ist es nicht selbstverständlich, dass man auf 
Menschen zugeht, die man nicht kennt, und mit ihnen 
zusammenarbeitet. Deshalb finde ich, dass es eine sehr 
gute Vorbereitung ist, wenn man damit schon in der 
Schule beginnt. Letztlich kann man sich im Berufsleben 
seine Kollegen auch nicht aussuchen. 
 

(Beifall im ganzen Hause - Frau Mittendorf, SPD: 
Richtig!) 

 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Ich habe noch die beiden Herren auf meiner Rednerliste 
und dann die junge Dame. - Ich habe Ihren Namen wie-
der vergessen. Bitte. 

Herr Gabler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Noch einmal Tobias Gabler. Ich möchte Folgendes sa-
gen: Durch das Mischen der Klassen - das klingt viel-
leicht ein bisschen drastisch - werden Einzelkämpfer ge-
schaffen. Wir haben keinen Zusammenhalt mehr, wenn 
die Klassen alle zwei Jahre durcheinandergemischt wer-
den. Klar, man knüpft neue Kontakte und man kann 
neue Menschen kennen lernen. Das kann man aber 
auch auf der Straße. 
 

Seien wir ehrlich: Wir haben Freunde, über die wir wie-
der neue Leute kennen lernen; so kann man auch Men-
schen kennen lernen, aber ein Klassenverband ist etwas 
anderes. Mit diesen Menschen verbringst du eine gewis-
se Zeit deines Lebens, wenn du mehrere Jahre lang in 
einem Klassenverband bist. Dadurch entsteht ein inniger 
Verband. 
 

Es ist wissenschaftlich von Instituten erforscht und bes-
tätigt worden, dass ein besserer Zusammenhalt das Ar-
beitsklima und die Arbeitsmoral stärkt und damit auch 
die Produktivität erhöht. Das ist ein Punkt, den auch die 
Wirtschaft berücksichtigen sollte. 
 

Davon einmal abgesehen, glaube ich, dass es jedem 
besser gefällt, viele Freunde zu haben als flüchtige Be-
kannte, mit denen man keine innige Beziehung hat. Ich 
denke, dass Leute, die nie den Zusammenhalt in einer 
Gruppe erleben, vielleicht haufenweise Leute kennen, 
aber keinen davon richtig gut. Auf diese Weise bildet 
sich keine echte Freundschaft heraus und es werden 
tatsächlich Einzelkämpfer geschaffen. Diese können zu 
unserer Gesellschaft eigentlich nicht viel Positives bei-
tragen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Danke für Ihren Beitrag. - Erst spricht Jonathan, dann 
Lisa. 
 
 

Herr Dittmer (Gymnasium Hankensbüttel): 
 

Ich bin Jonathan Dittmer. Ich möchte etwas zu der Frage 
zwölf oder 13 Jahre sagen. Ich habe weder etwas gegen 
zwölf Jahre noch etwas gegen 13 Jahre. Ich finde es 
einfach nicht gut, dass wir nicht gefragt werden, ob wir 
zwölf oder 13 Jahre lernen wollen. Ich wurde jedenfalls 
nicht gefragt. 
 

Ich denke, die Politik sollte uns Schüler stärker einbe-
ziehen und uns fragen, was wir wirklich wollen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Denn Bildung ist eine wichtige Angelegenheit. Dass man 
uns gerade bei so wichtigen Fragen - es ist ja wirklich 
wichtig - völlig außen vor lässt, das finde ich nicht gut. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Ich vermute, die Parlamentarier werden sich dazu auch 
noch äußern. - Jetzt ist Lisa an der Reihe. 
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Frau Seiler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich bin Lisa Seiler. Ich möchte auf die Äußerungen zu 
den Einzelkämpfern eingehen. Ich würde sagen, dass 
diese Frage nicht zur Debatte steht, weil das ein Bereich 
ist, der sich in unserer gesamten Gesellschaft verändert 
hat. Wir fangen damit in der Schule an und das setzt 
sich nachher im Studium fort. 
 

Nur die Creme de la Creme schafft es bis zum Manager. 
Nur die Creme de la Creme wird am Ende einen BMW 
fahren. Das ist so. Das ist ein Problem, dass sich durch 
die Globalisierung und durch alle möglichen Umweltfak-
toren in unserer Gesellschaft ergeben hat. Deshalb soll-
te man das separat debattieren. Aber man kann nicht 
genug betonen, wie wichtig es ist. 
 

Ich weiß, dass die Politik es sehr schwer hat. Es gibt be-
stimmt tausende Ausschüsse, die darüber philosophie-
ren, wie toll es doch ist oder wie man das verändern 
kann. Aber es ändert sich nichts. Wir haben seit so vie-
len Jahren die Einteilung in Hauptschule, Realschule 
und Gymnasium. Ich weiß aus eigener Erfahrung, dass 
im Westen diese Vorurteile noch viel stärker sind als im 
Osten. 
 

Deshalb kann man nicht genug betonen, dass etwas ge-
gen diese Klassifizierung getan werden muss, die in der 
Schule bei uns jungen Menschen anfängt und die sich 
nachher im Studium und überall fortsetzt. Das muss sich 
ändern. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Über die Aufteilung der Klassen in den letzten zwei Jah-
ren sollte man schulintern diskutieren. Ich habe es in 
meiner Schule im Westen anders kennen gelernt. Des-
halb glaube ich, dass wir dafür keine allgemeine Rege-
lung finden werden; denn die Klassenbildung wird schul-
intern vorgenommen. Man wird bei diesem Thema kei-
nen Kompromiss finden können, weil die Aufteilung nach 
Kursen sowohl Vorteile als auch Nachteile hat. 
 

Aber meine Grundthese ist: Es muss etwas getan wer-
den gegen dieses System der Einteilung, auch wenn es 
bestimmt nicht einfach ist - das ist mir bewusst -, so viele 
Schüler zusammen zu unterrichten. Aber in der DDR hat 
es auch funktioniert. 
 

(Zurufe vom Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg) 

 

- Ich bin kein Befürworter der DDR, aber es hat funktio-
niert. Das muss ich jetzt einfach mal so sagen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Vielen Dank. - Mir fällt spontan die Frage ein, wer ist ei-
gentlich die Creme de la Creme in unserer Gesellschaft. 
Darüber kann man auch einmal diskutieren. - Ich erteile 
der jungen Dame das Wort, bitte. 
 
 

Frau Hellwig (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Ich bin Laura Hellwig und komme aus Wittenberg. Ich 
finde es schwachsinnig zu sagen, es wäre schlecht, die 
Schüler nach der 10. Klasse zu teilen. Wir werden ohne-
hin in Kursen unterrichtet. Welche Fächer haben die 
Klassen noch zusammen? - Deutsch, Mathematik und 

ein Profilfach; das war es. Deshalb ist es eigentlich egal, 
ob man nach der 10. Klasse getrennt wird oder nicht. 
 

Unsere Klasse wurde zum Beispiel vor einem Jahr ge-
trennt. Bei uns wechselten ständig die Klassenlehrer, 
weil sie in andere Schulen versetzt wurden. Wir haben 
uns immer an neue Klassen gewöhnt und sind gut mit-
einander zurechtgekommen. 
 

Deshalb finde ich es schwachsinnig zu sagen, dass man 
unbedingt einen Klassenverband braucht, um mit den 
Mitschülern auszukommen. Man gewöhnt sich auch an 
andere Leute, man lernt dadurch neue Leute kennen 
und man kann neue Kontakte knüpfen. Ich finde es nicht 
wichtig, von der 5. bis zur 12. Klasse in einem Klassen-
verband zu bleiben. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Bitte schön. 
 
 

Herr Gabler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Noch einmal zu dem, was Laura eben gesagt hat. Es 
geht nicht darum, dass wir von der 5. bis zur 12. Klasse 
zusammen sind. In der 5. Klasse - das gebe ich ehrlich 
zu - lernt man noch nicht unbedingt, soziale Kontakte zu 
knüpfen. Da lernt man - das ist nicht immer so, aber 
häufig - noch keine wahren Freunde kennen. 
 

Ich habe es selbst erlebt. Die besten Freunde, die ich in 
der 5. Klasse hatte, spielen heute für mich keine Rolle 
mehr. Aber ich denke, ab einem gewissen Alter ist es 
schon wichtig. 
 

Unsere Klasse hat jetzt nur noch die Profilfächer ge-
meinsam, also Geschichte, Mathematik und Deutsch. 
Umso schlimmer fand ich es, dass die Klassen neu auf-
geteilt wurden. Ich hatte gehofft, dass die Klassen, die 
nun neu zusammengesetzt wurden, auch mehr Unter-
richtsfächer gemeinsam hätten. 
 

Wir mussten Fächer wählen, wir mussten uns entschei-
den. Wir mussten uns zum Beispiel für Chemie, Physik 
oder Sprachen entscheiden. Ich hatte gehofft, dass wir 
dadurch dann bestimmte Fächer zusammen haben. Al-
lerdings wurden die Klassen eben nicht nach diesen 
Entscheidungen gebildet. Die neuen Klassen haben 
wieder nur die Profilfächer gemeinsam. Deshalb finde 
ich es umso schlimmer, dass wir aufgeteilt wurden. 
 

Noch mal zu dem, was Lisa gesagt hat. Ich glaube 
schon, dass gerade hier solche Fragen zur Debatte ste-
hen sollten, ob ein fehlender Klassenverband dazu führt, 
dass Schüler zu Einzelkämpfern werden. Denn wo, wenn 
nicht hier sollen wir darüber diskutieren? - Entweder 
fangen wir noch früher an, dann müssen wir es hier erst 
recht aufgreifen. Oder wir greifen es noch später; dann 
stellt sich die Frage, wo. Gerade bei solchen Gelegen-
heiten wie dieser müssen wir über diese Themen reden 
und uns Gedanken machen; denn sonst ist es zu spät. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Danke schön, Tobias. - Bitte diese Wortmeldung und 
dann die junge Dame hier vorn. 
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Herr Köpcke (Hainberg-Gymnasium Göttingen): 
 

Mein Name ist Robert Köpcke. Ich möchte etwas zu dem 
Klassenzusammenhalt sagen. Es wurde gewünscht, 
dass die Klassen im Grunde von der 7. bis zur 13. Klas-
se zusammen bleiben. Wenn man in der 7. Klasse seine 
Freunde kennen lernt und dann mit ihnen bis zur 
13. Klasse - man lernt zwar auch Leute aus anderen 
Klassen kennen, aber in einem viel kleineren Rahmen - 
im Grunde zusammenhängt, dann lernt man vielleicht 
nicht, wie man soziale Kontakte aufbaut. 
 

Daher denke ich, dass es relativ sinnvoll ist, die Klassen 
wieder aufzulösen. Dadurch lernen wir Schüler, neue 
Kontakte zu knüpfen und gehen sozusagen nach der 
12. Klasse mit einem besseren Gefühl und besser auf 
das spätere Leben vorbereitet aus der Schule. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Danke schön, Robert. - Bitte. 
 
 

Frau Hommers (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Lea Hommers. Ich würde gern auf das eingehen, was 
Lisa gesagt hat. Ich finde es ziemlich idealistisch, diese 
Klassifizierung aufzugeben. Denn letztendlich sind wir 
diejenigen, die davon profitieren. Es ist hart, das zu sa-
gen, aber es ist eine leistungsorientierte Gesellschaft. 
Ich denke, dass Leute, die keine Leistungen zeigen - si-
cherlich gibt es dafür ganz viele Gründe -, letztendlich 
selbst Schuld sind. 
 

Diese Gesellschaft ist nun einmal auf Leistung orientiert. 
Man sollte akzeptieren, dass es Unterschiede gibt. Des-
halb meine ich, dass diese Klassifizierung durchaus ge-
rechtfertigt ist. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Bitte sehr. 
 
 

Frau Hesse (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich bin Anne Hesse. Ich persönlich finde die Aufteilung 
der Klassen - das geschieht ja des Öfteren während der 
Schulzeit - nicht gut. Mir ist es im Endeffekt gleichgültig. 
Ich bin nicht der Meinung, dass es unbedingt abge-
schafft oder beibehalten werden sollte. Denn ich denke, 
man findet so oder so Freunde. Es ist nicht so, dass 
man seine Freunde nur in der Klasse hat. 
 

Ich habe Freunde, die auf andere Schulen gehen, und 
ich habe Freunde, die nicht mehr in der Schule sind. 
Man lernt heutzutage immer Freunde kennen, auf Partys 
oder wenn man wegfährt, redet man mit Leuten, mit de-
nen man vorher kaum ein Wort gewechselt hat. 
 

Deswegen ist es im Endeffekt egal, ob man die Klassen 
neu aufteilt. Wenn es geschieht, lernt man sich so ken-
nen. Wenn man die Klassen so lässt, wie sie sind, dann 
lernt man sich woanders kennen. Es gibt immer Wege, 
andere Leute kennen zu lernen, zum Beispiel durch das 
Internet, auf Partys usw. Deshalb ist das das kleinste 
Problem. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Bitte sehr. 
 
 

Herr Müller (Fallstein-Gymnasium Osterwieck): 
 

Philipp Müller noch mal. Genau, das ist richtig. Ich frage 
mich, warum wir hier über die Klassenzusammenset-
zung diskutieren. Denn das Thema hat überhaupt nichts 
damit zu tun, ob man mit einem Freund gemeinsam in 
der Klasse ist oder mit wem man einen Kurs besucht. 
 

Es geht ja um einen selbst. Man will etwas für sich errei-
chen. Später wird man vielleicht auch von den Freunden 
getrennt und muss damit leben. Deswegen ist es sinn-
los, dass man in diesem Rahmen über die Klassen-
zusammensetzungen diskutiert. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Zuerst spricht Lisa, dann Melissa. 
 
 

Frau Seiler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich stimme Philipp übrigens zu. - Ich möchte etwas zu 
Lea sagen. Dem, was sie gesagt hat, ist durchaus zuzu-
stimmen. Aber die Grundlage dafür wird von der Politik 
geschaffen. Denn die Bildung ist ja so, wie es die Politik 
will. Deshalb fordere ich die Politiker auf, uns zu erklä-
ren, warum es so ist und warum man es nicht ändern 
kann. 
 

Also, ich verstehe dieses komplexe System Politik oft 
nicht. Ich möchte gern wissen, warum sich die Kultus-
ministerien der verschiedenen Länder nicht an einen 
Tisch setzen und gemeinsam ein einheitliches System 
schaffen können. Warum geht das nicht? 
 

Das ist eine ganz normale Frage. Aber die hat mir noch 
keiner beantwortet; die hat auch der Kultusminister in 
Hannover nicht beantwortet. Er hat zu mir gesagt, er 
könne in seinem Land das Fach Chemie nur für ein hal-
bes Jahr anbieten, weil zu wenige Lehrkräfte da sind. 
 

Wenn ich aber von Sachsen-Anhalt nach Niedersachsen 
umziehe, dann fehlt mir ein gesamtes Jahr Chemieunter-
richt. Das ist doch keine Erklärung. Das darf nicht pas-
sieren. Wenn ich das Bundesland wechsele, darf es 
nicht sein, dass ich mit so starken Unterschieden kon-
frontiert werde. Das ist in meinen Augen untragbar. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Melissa, bitte. 
 
 

Frau Stephan (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Das, was Lisa angesprochen hat, ist eigentlich das, was 
wir wollen, ein einheitliches Schulsystem. Wenn es das 
gäbe, würde es auch die anderen Probleme nicht mehr 
geben. 
 

Ich finde, wir müssen jetzt nicht über diese Klassen-
zusammensetzung diskutieren. Es hat zwar schon etwas 
damit zu tun, aber wir sollten uns nicht nur darauf ver-
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steifen. Das gilt auch für die Klassifizierung. Es gibt so 
viele Dinge, die man ändern könnte und ändern müsste, 
zum Beispiel auch in der Schule oder bei den Lehrkräf-
ten. 
 

Aber noch einmal zu Lea. Ich bin gerade ein bisschen 
fassungslos. Denn sie hat gesagt, es ist es so, wie es ist 
und wenn einige keine Leistung bringen, dann ist es ihre 
Schuld. - Ja sicherlich. Aber warum bringen sie keine 
Leistungen? Das sollte man sich wirklich einmal fragen. 
 

(Zustimmung von Frau Mittendorf, SPD) 
 

Sicherlich denken diese Schüler ganz anders als wir. 
Aber uns wird es auch so vermittelt. Vielleicht wird es ih-
nen ja gar nicht so vermittelt, wie es uns vermittelt wird. 
Wir haben einfach ganz andere, bessere Chancen und 
Möglichkeiten. 
 

Sicherlich können sie in gewissem Maße etwas dafür. 
Es gibt ja auch Ausnahmen, die herausstechen. Aber die 
Mehrheit zieht sich zurück. Wir tun eben etwas dafür. 
Aber im Endeffekt können sie nichts dafür. Ja, sie brin-
gen vielleicht schlechte Leistungen. Aber, wie gesagt, 
warum tun sie das? 
 

Ich würde sagen, wir sind der Grund dafür. Wir lassen 
sie spüren, dass wir sie für geringer halten, und wir un-
terstützen sie nicht. Ich glaube, das müsste eigentlich 
auch von den Schülern kommen, aber zum größten Teil 
müsste es auch von außen kommen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Ich erteile jetzt noch einmal Jonathan das Wort. 
 
 

Herr Dittmer (Gymnasium Hankensbüttel): 
 

Also, ich finde es zunächst einmal total sinnlos, dass wir 
jetzt über so einen Pillepalle diskutieren 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

und die großen Probleme, die es bei der Bildung gibt, to-
tal übersehen. Um diese Probleme zu lösen, muss sich 
die Schule mehr mit der Politik verbinden. Die Politik lebt 
von Bildung. Ohne Bildung gibt es keine Politik. Deswe-
gen muss die Politik in Sachen Bildung etwas unterneh-
men, so wie wir es jetzt tun. Aber nicht einfach nach 
dem Motto: Okay, wir machen einfach mal G 8 und dann 
gilt eben G 8. - Das ist unmenschlich, das ist bescheu-
ert, das ist doof. 
 

(Heiterkeit) 
 

Diese Probleme mit dem Klassenverband. Wir sind jetzt 
auch getrennt und lernen in verschiedenen Kursen. Aber 
das kratzt mich nicht wirklich. Auf jeden Fall gilt, dass 
sich diese kleine Dinge erst dann beheben lassen, wenn 
wir wirklich die Grundlagen, die großen Probleme gelöst 
haben. Deswegen finde ich es bescheuert, darüber zu 
diskutieren. Politik und Bildung sollten einfach, wie ge-
sagt, mehr miteinander machen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Die junge Dame mit der weißen Bluse, bitte. - Das hat 
sich erledigt. 

Wir merken jetzt, dass das Ventil auf ist und sich jeder 
dazu äußern möchte. Das finde ich ganz wichtig. Viel-
leicht sollten wir aber auch langsam zum Schluss kom-
men, weil ich denke, dass auch die Politiker die Chance 
haben sollten, ihre Positionen dazu darzulegen. Das wä-
re auch nicht uninteressant. 
 

Deshalb nehme ich jetzt noch Ihre Wortmeldung an und 
die des jungen Mannes in der letzten Reihe. Bitte schön. 
 
 

Frau Randewig (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Ich bin Maria Randewig. In Sachsen-Anhalt muss man 
sich in der 4. Klasse entscheiden, ob man das Gymnasi-
um oder die Realschule besuchen will. Es ist ja klar, 
dass man, wenn man Handwerker werden will, nicht das 
Abitur macht, und wenn man Arzt werden will, nicht auf 
die Realschule geht. 
 

Aber man muss sich in der 4. Klasse schon bewusst 
werden, was man später einmal werden will. Die meisten 
wissen das in der 11. und 12. Klasse noch nicht einmal. 
Ich finde es schlimm, dass man da schon diese Diffe-
renzierung vornimmt. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Kein Viertklässler weiß mit zehn Jahren schon, was er 
später einmal werden will. Wenn er jetzt sagt, er hat kei-
ne Lust auf das Gymnasium und geht auf die Realschu-
le, obwohl er eigentlich schlau ist, versaut er sich das 
ganze Leben. 
 

Man kann doch nicht sagen: Du bist dumm, weil du auf 
eine Hauptschule gehst. Vielleicht ist der Betreffende 
viel schlauer als wir es sind. Man kann es nicht anhand 
der Menschen, sondern nur anhand der Leistungen un-
terscheiden. 
 

Ich denke, bis zu einem gewissen Punkt sollten die Kin-
der in einer gemeinsamen Klasse sein und zusammen 
Unterricht haben. Sie wissen nicht, was sie werden wol-
len. Weshalb macht man schon so zeitig einen Unter-
schied? 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Danke. - Jetzt die vorerst letzte Wortmeldung. Hoffent-
lich sind Sie damit einverstanden. Sie können ja dann 
anschließend die Diskussion noch einmal eröffnen. Bitte 
schön. 
 
 

Herr Schmelzer (Fallstein-Gymnasium Osterwieck): 
 

Mein Name ist Marcel Schmelzer. Ich möchte meine 
Meinung zu den vorhin besprochenen Unterschieden 
zwischen Ost und West im Bildungswesen sagen. 
 

Ich kenne das aus eigener Erfahrung. Ich hatte einen 
Freund, der umziehen musste. Dafür gab es persönliche 
Gründe, nämlich die Arbeit der Eltern. Er ist dann in den 
Westen gezogen und musste dort eine Klassenstufe 
wiederholen, weil ganz andere Sachen behandelt wur-
den. Die Themen, die wir damals behandelt hatten - ich 
glaube, es war in der 8. Klasse -, die waren dort noch 
gar nicht an der Reihe. Dafür wurden dort andere The-
men unterrichtet, die wir noch nicht gelernt hatten. 
 

Meines Erachtens kann es nicht sein, dass es Probleme 
gibt, wenn jemand umzieht. Die Kinder sind an die Eltern 
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gebunden. Es kann nicht sein, dass es, wenn wir ein 
vereintes Deutschland sein wollen, derartige Unter-
schiede zwischen den einzelnen Bundesländern gibt. 
 

Wir haben zwar die Wiedervereinigung gehabt, aber 
trotzdem gibt es solche Probleme. Wir müssen erstmal 
das abschaffen, bevor wir von einem vereinten Deutsch-
land reden können. Dann können wir auch über die an-
deren kleinen Probleme, die wir schon besprochen ha-
ben, reden. Wir müssen bei den großen Problemen an-
fangen und können dann erst auf die kleinen eingehen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Wenn Sie damit einverstanden sind, erteile ich jetzt den 
Politikern das Wort, damit sie ihre Auffassungen darstel-
len können. Zunächst hat sich Herr Scheurell von der 
CDU-Fraktion gemeldet. Dann spricht Frau Fiedler von 
der Fraktion DIE LINKE. - Bitte schön, Herr Scheurell, 
Sie haben das Wort. 
 
 

Herr Scheurell (CDU): 
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Schülerinnen und 
Schüler! Ich bin kein Bildungspolitiker. Deshalb werden 
meine Ausführungen auch nicht so pädagogisch streng 
sein. 
 

Erstens steht es der jungen Generation natürlich immer 
zu, in Opposition zu denen zu treten, die die Geschicke 
lenken. Sie können aber froh sein, in einer Demokratie 
zur Schule gehen zu dürfen. Ich warne Sie, die Sie nur 
vom Hörensagen wissen, was das DDR-Schulsystem so 
alles beinhaltete, davor, sich dieses herbeizusehnen. 
 

(Zustimmung vom Luther-Melanchthon-Gymna-
sium Wittenberg und vom Fallstein-Gymnasium 
Osterwieck) 

 

Wenn Sie darüber diskutieren, dann machen Sie das bit-
te in Gänze. 
 

(Frau Mittendorf, SPD: Nein!) 
 

Dann heißt das, dass Sie samstags wieder Unterricht 
haben; das ist nur eine Randerscheinung und das ist 
noch das Billigste. 
 

(Frau Fiedler, DIE LINKE: Das war schon in der 
DDR nicht mehr so, Herr Scheurell! - Heiterkeit) 

 

Sehr geehrte Frau Kollegin Fiedler, ich werde mich be-
mühen, nachher auch nicht dazwischenzureden, wenn 
Sie die Fraktion DIE LINKE hier vertreten. Ich habe als 
Schüler die DDR genießen dürfen und müssen. 
 

(Zuruf vom Fallstein-Gymnasium Osterwieck: Was 
soll denn das?) 

 

Da war es einfach so, dass überhaupt nur 9 % der Schü-
ler die Chance hatten, das Abitur abzulegen. Die ande-
ren waren davon ausgeschlossen, zum Beispiel weil sie 
eine idealistische Weltanschauung vertraten. Damals 
war es ein Kainsmal, wenn man Mitglied einer Kirch-
gemeinde war. - Das war die DDR. 
 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
 

Ja, so war das. Ich habe es erlebt, dass Lehrerinnen ab-
geholt wurden, nur weil sie im Deutschunterricht eine 
Parallele gezogen haben zwischen dem Deutschland-

lied, der Kinderhymne und der Ode an die Freude. - So 
war das. 
 

Wissen Sie, ich wurde im Jahr 1972 vor meinen Mitschü-
lern vom Schuldirektor gemaßregelt, weil ich ein Kind 
von Bonner Helfershelfern sei. Meine Eltern wurden da-
mals morgens früh um 4 Uhr abgeholt und auf einen Lkw 
getrieben. Nach viereinhalb Jahren kam mein Vater wie-
der. - So war die DDR. Ich denke, das wünschen wir uns 
alle nicht zurück. 
 

(Zustimmung vom Luther-Melanchthon-Gymna-
sium Wittenberg, vom Gymnasium Hankensbüttel 
und vom Fallstein-Gymnasium Osterwieck - Zuruf 
vom Hainberg-Gymnasium Göttingen: Was soll 
denn das?) 

 

Zu etwas anderem. Jonathan war hier wohl der kleine 
Revoluzzer. Bei seiner Rede habe ich gedacht: Ja, das 
passt. - Ich habe gesehen, dass der Stuhl hier vorn leer 
ist und gedacht, der Reformator des Bildungssystems 
kommt auch aus Wittenberg. Aber so war es dann doch 
nicht. 
 

Niedersachsen kann in dieser Hinsicht von Sachsen-
Anhalt lernen. Nehmen Sie das bitte mit - Ihr Vizepräsi-
dent wird das vielleicht in die Fraktionen des Nieder-
sächsischen Landtages tragen -: In Sachsen-Anhalt ist 
die Schülerbeförderung für die Elternhäuser günstiger 
geregelt. Bei uns sind 100 € im Jahr für die Schüler-
beförderung zu zahlen, und zwar in der 11. und 12. Klas-
se. Für die jüngeren Schüler ist sie kostenlos. 
 

Das ist nicht in allen Bundesländern so. In Sachsen zah-
len die Eltern zum Beispiel für die Schülerbeförderung 
ab dem ersten Schuljahr. In dieser Hinsicht ist Sachsen-
Anhalt sehr weit, obwohl es ein armes Bundesland ist. 
Aber wir haben uns gemeinsam mit unserem Koalitions-
partner, der SPD-Fraktion - das wird die sehr geehrte 
Frau Mittendorf nachher sicherlich auch noch ausführen - 
 

(Frau Mittendorf, SPD, schüttelt den Kopf - Hei-
terkeit) 

 

trotz klammer Kassen dazu entschlossen, diesen Weg 
zu gehen, um eben verschiedene Bevölkerungsschich-
ten nicht einkommensbedingt von der Bildung auszu-
schließen. Das, so denke ich, ist der richtige Weg. 
 

Ich hätte mich ja so gefreut, Jonathan - - Sie gestatten, 
dass ich einfach Jonathan sage, weil mir Ihr Zuname 
nicht erinnerlich ist bzw. bei mir nicht ankam? 
 

(Herr Dittmer, Gymnasium Hankensbüttel: Ja!) 
 

Überhaupt ist die Akustik in diesem Raum so, dass Sie 
alles gut verstehen können. Aber diejenigen, die an der 
Seite sitzen, verstehen Sie sehr schlecht, wenn sehr 
schnell gesprochen wird. Das war mir nicht bekannt. 
 

(Zuruf) 
 

- Ja, weil dort sonst die CDU-Minister sitzen? 
 

(Frau Mittendorf, SPD: Die wollen das nicht hö-
ren!) 

 

- Nein, nein, die hören gut zu. Die haben Ihnen einiges 
voraus, sehr geehrte Frau - - Ach, lassen wir das jetzt. 
 

(Heiterkeit) 
 

Ich würde es ja toll finden, wenn die älteren Lehrer wirk-
lich konservativ wären - wenn es geht, christlich-konser-
vativ -; denn dann wären wir besser aufgestellt für die 
nächste Landtagswahl. - Nein, ich habe eher den Ein-
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druck, dass viele eher der 68er-Bewegung zugehörig 
sind. 
 

(Zuruf von Frau Mittendorf, SPD) 
 

Habe ich Recht? - Manchmal könnte man diesen Ein-
druck haben. Deshalb gehe ich leider nicht konform mit 
der These, dass ältere Lehrer 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 

- ja ich höre gleich auf - konservativ sind. 
 

Ich habe mir noch so vieles aufgeschrieben. Sie haben 
Recht, das Abitur muss in ganz Deutschland gleicher-
maßen gewürdigt werden. Es kann auch nicht sein, dass 
jemand, der das Abitur abgelegt hat, in einem anderen 
deutschen Bundesland etwa in Bayern noch einmal eine 
extra Aufnahmeprüfung absolvieren muss. Das ist eine 
Diskriminierung und gehört eigentlich verboten. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Es kann nicht sein, dass ein in Bremen erworbenes Abi-
tur, nur weil irgendeine Statistik oder irgendeine Studie 
das besagt, als minderwertiger angesehen wird als ein 
Abitur, das in Niedersachsen oder in Sachsen-Anhalt 
erworben wurde. Das ist eine Anmaßung. 
 

(Zustimmung vom Luther-Melanchthon-Gymna-
sium Wittenberg und vom Hainberg-Gymnasium 
Göttingen) 

 

Ich wollte noch sagen, dass die Schülerbeförderung un-
ser Bundesland 4 Millionen € kostet, zusätzlich zu den 
Kosten, die wir ohnehin schon tragen. 
 

Eines hat mir sehr gefallen. Das war Ihr Bekenntnis zu 
Deutschland. 
 

(Zustimmung vom Luther-Melanchthon-Gymna-
sium Wittenberg und vom Hainberg-Gymnasium 
Göttingen) 

 

Ich wünsche mir, dass die Generationen nach uns un-
verklemmt mit unserer Geschichte und mit unserer Na-
tion umgehen. Denn unsere Nation und unsere Ge-
schichte beinhalten mehr als die zwölf Jahre, die uns 
immer wieder einholen. 
 

(Frau von Angern, DIE LINKE: Man kann sie aber 
nicht ausblenden!) 

 

- Die blendet niemand aus. Dazu haben wir eine tief ver-
wurzelte Gedenkkultur. Ich habe auch nicht vor, irgend-
einen Gedenktag in Abrede zu stellen. 
 

(Frau von Angern, DIE LINKE: Na gut!) 
 

Aber ich finde es einfach nicht zeitgemäß und nicht an-
gemessen, dass mir jemand, wenn ich irgendwo im Aus-
land bin, sagt: Ja, ja, Nazi! - Das sind wir nicht. Es ist 
richtig, dass Sie dafür eintreten. Wir sind keine Nazis. 
 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Zum Stichwort „Schülerbeförderung“ nur zur Ergänzung. 
In Niedersachsen, Herr Scheurell, haben wir die Verant-
wortung an die Schulträger, sprich: an die Landkreise 
und Gemeinden übertragen. Dort werden die Schüler-
beförderungskosten geregelt. 
 

(Herr Scheurell, CDU: Es ist ganz schön teuer!) 

Ich sage das nur, damit das Plenum weiß, wie es bei 
uns in Niedersachsen ist. Insofern ist es nicht zwingend 
eine landestechnische Frage, es sei denn, man würde ir-
gendwann beschließen, dass das Land die Kosten über-
nehmen solle. Aber das ist aus finanziellen Gründen 
schon sehr schwierig. 
 

Mir liegt zu dem Beitrag von Herrn Scheurell jetzt noch 
eine Wortmeldung von Lisa Seiler vor. Bitte schön. 
 
 

Frau Seiler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich fühle mich jetzt ein bisschen angegriffen - ganz ehr-
lich -, weil ich es war, die die These mit dem DDR-Schul-
system aufgestellt hat. Ich möchte nicht wissen, wie 
schlimm es war. Ich weiß es; denn meine Oma war auch 
Lehrerin. Ich kenne die schlimmen Dinge. Ich möchte 
mich als Person verteidigen und sagen, dass ich mir 
nicht wünsche, dass das DDR-Schulsystem wieder-
kommt. Damals gab es auch Probleme. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich habe nur gesagt, dass ich diesen einen Punkt posi-
tiv finde und befürworte. Darüber lohnt es sich nach-
zudenken. Es lohnt sich vielleicht, daraus Rückschlüs-
se zu ziehen und sich darüber Gedanken zu machen. 
Ich kann es nicht beurteilen, weil ich mich nicht aus-
kenne. 
 

Aber noch eines: Ich als junger Mensch habe mir Hoff-
nung gemacht, dass ich jetzt einmal eine Antwort be-
komme. Die Antwort, die Sie mir gegeben haben, war in 
meinen Augen nicht sachlich. Ich möchte eine Antwort 
auf die Frage, warum es nicht funktioniert, warum es so 
kompliziert und so komplex ist, dass ich es nicht ver-
stehe. - Das war die Frage. 
 

(Beifall im ganzen Hause - Herr Scheurell, CDU: 
Gestatten Sie noch einen Satz?) 

 

Ich hoffe, dass ich sie zum letzten Mal stellen muss. Die 
Politiker, die jetzt sprechen, bitte ich, einfach einmal die 
konkrete Frage zu beantworten. Auch wir versuchen, 
konkret zu sein, obwohl wir vielleicht von manchen Din-
gen keine Ahnung haben. Also, entschuldigen Sie, dass 
wir die Dinge manchmal nicht so sagen können, wie Sie 
es vielleicht gern hätten. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Dafür braucht man sich nicht zu entschuldigen. - Einen 
einzigen Satz von Herrn Scheurell lasse ich noch zu. Ich 
zähle aber mit. 
 
 

Herr Scheurell (CDU): 
 

Entschuldigen Sie bitte, dass ich am Thema vorbei ge-
sprochen habe. Aber gestatten Sie mir zu sagen, dass 
wir uns gegenseitig Respekt schulden. Dazu gehört, 
dass wir uns ohne Kaugummi im Mund ansprechen. Das 
gehört ein Stück weit zur Bildung dazu, vor allem, 
wenn ich meine, ich sei besser als die unteren Schul-
gänge. 
 

(Frau Seiler, Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg: Wann habe ich das gesagt? - Zuruf: 
Nein, das hat sie nicht gesagt! - Unruhe) 
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Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Jetzt eröffnen wir die Diskussion wieder. Eigentlich woll-
ten wir die Parlamentarier hören. Ich lasse jetzt trotzdem 
Wortmeldungen zu, wenn sie relativ kurz sind. Melissa, 
Jonathan und dann Evelyn Seifert. 
 
 

Frau Stephan (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Ich habe Jonathan so verstanden, dass es ein Unding 
ist, dass wir überhaupt dafür bezahlen müssen, um zur 
Schule zu kommen. Sicherlich geht es nicht anders. Das 
ist klar. 
 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
 

Aber es ist einfach so, dass manche Schüler fast neben 
der Schule wohnen und andere weiter weg. Man kann 
nichts für den Wohnort. Darum geht es uns eigentlich bei 
diesem Punkt. 
 

Ich meinte vorhin, dass ich stolz darauf bin, solch ein 
Schulsystem zu haben. Ich bin jedoch nicht stolz auf un-
sere Geschichte. Selbstverständlich bin ich kein Nazi. 
Aber ich werde auch offen sein, Antworten geben und 
mich auch in dieser Hinsicht verteidigen. Das werden wir 
nie vergessen. Ich finde, man kann ruhig in die Vergan-
genheit zurückblicken. Das muss erhalten bleiben, das 
gehört zu uns und das werden wir immer sein. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Jonathan, bitte. 
 
 

Herr Dittmer (Gymnasium Hankensbüttel): 
 

Es ist - Melissa hat es schon angesprochen - ein Privi-
leg, dass wir uns bilden dürfen. Dafür sollten wir wirklich 
nichts bezahlen. Es gibt einfach ein Recht auf Bildung 
und für ein Recht muss ich nicht bezahlen. 
 

Es ist Zeit, so denke ich, dass wir wieder stolz auf 
Deutschland sein können. Das habe ich schon gesagt. 
In den Jahren 1933 bis 1945 ist viel Schlimmes passiert. 
Das werden wir nie vergessen. Es ist auch gut, dass wir 
es nicht vergessen werden. 
 

Aber es ist jetzt eine neue Zeit angebrochen. Wir sind 
eine ganz neue Generation. Wir haben mit der DDR 
kaum noch etwas zu tun. Wir haben mit dem Zweiten 
Weltkrieg eigentlich nichts zu tun, außer dass es unser 
Land war, das ihn begonnen hat. Aber ich finde, es ist 
Zeit, wieder stolz auf Deutschland zu sein. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Ich erteile jetzt Evelyn das Wort und dann der jungen 
Frau in der weißen Bluse. 
 
 

Frau Seifert (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich finde das, was Melissa und Jonathan gesagt haben, 
richtig. In Sachsen-Anhalt sind die Fahrkarten bis zur 
10. Klasse kostenlos. Aber in der 11. und 12. Klasse 
müssen wir auf einmal dafür bezahlen. 
 

(Frau Mittendorf, SPD: 100 € im Jahr!) 

Für mich stellt sich die Frage, warum. Werden wir dafür 
bestraft, dass wir aufs Gymnasium gehen? - Das kommt 
zumindest so an. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Jetzt die letzte Wortmeldung. - Das hat sich erledigt. 
Dann erteile ich jetzt Frau Fiedler das Wort. Bitte schön, 
Frau Fiedler. 
 
 

Frau Fiedler (DIE LINKE): 
 

Danke, Herr Präsident. - Liebe junge Leute! Ich würde 
so gern noch einmal - ich war es 40 Jahre lang - Lehre-
rin sein, um Sie zu unterrichten. Es ist einfach fantas-
tisch, hier zu sein und euch zu erleben; wunderbar. 
 

Jonathan, Sie haben vorhin in einem Halbsatz gesagt, 
es wäre so die gängige Meinung, dass man nicht für die 
Schule, sondern für das Leben lerne. Ich frage Sie: Was 
ist denn Bildung? Wofür lernen wir eigentlich? 
 

Bildung - ich weiß nicht, ob sie diesen schönen Satz 
kennen - ist das, was übrig bleibt, wenn man alles ver-
gessen hat, was einem in der Schule eingetrichtert wur-
de. Ich denke, bei Ihnen bleibt ganz viel übrig. 
 

Ich habe zum Beispiel in meiner Zeit als Lehrerin mit 
meinen Schülern - ich war Deutschlehrerin - das freie 
Sprechen trainiert. Jeder Schüler musste - natürlich 
muss man im Unterricht ständig frei antworten -, aber bei 
Kurzvorträgen oder in Diskussionsrunden frei sprechen. 
Ich denke einmal, das freie Sprechen bleibt Ihnen. Es ist 
eine richtige tolle Überraschung, Sie dabei zu erleben. 
 

Für wen oder wofür lerne ich eigentlich? - Vorhin ist ge-
sagt worden, man lernt auch für Deutschland. Ja richtig, 
sicher lernt man auch für sein eigenes Land. Aber lernt 
man nicht in erster Linie für sich selbst? Versucht man 
nicht, für sich selbst so viel wie möglich an Bildungs-
erfolg und an Erfolgserlebnissen mitzunehmen, damit es 
einem selbst Stärke gibt? 
 

Ich sage immer, dort, wo keine Ich-Stärke ist, wo man 
sich nicht seiner selbst bewusst ist, kann auch keine Du-
Stärke sein und dort kann auch keine Gemeinsamkeit 
entstehen. 
 

Wir brauchen Gemeinsamkeit. Sie wünschen sich in der 
Schule, dass Ihre Klassen möglichst nicht aufgeteilt 
werden und dass der Klassenlehrer nicht ständig wech-
selt. Sie wünschen sich Gemeinsamkeit in Ihrem sozia-
len Umfeld, in Ihrer Peer Group oder in der Familie. 
 

Wofür brauchen wir die Gemeinsamkeit? Einfach nur, 
um Freundschaften zu pflegen? - Ja sicher, auch. Ich 
habe Freundschaften, die über 50 Jahre zurückreichen. 
Ich bin richtig stolz darauf, dass sie so lange gehalten 
haben. 
 

Aber Gemeinsamkeit ist besonders wichtig, damit man 
sich gegenseitig hilft. Ich finde, dass muss die Schule 
leisten können. Man muss in der Schule so lernen kön-
nen, dass man sich gegenseitig helfen kann. Das 
scheint mir wichtig zu sein. Diese gegenseitige Hilfe ist 
nur dort möglich, wo Gemeinsamkeit überhaupt möglich 
ist. 
 

Ich bin Ihnen unter Nennung meiner Partei- bzw. Frak-
tionszugehörigkeit vorgestellt worden. Uns schwebt das 
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längere gemeinsame Lernen vor, mindestens von der 
1. bis zur 9. Klasse. Denn ich denke, dann kann Ge-
meinsamkeit entstehen, dann lernt man auch, mit ande-
ren umzugehen. 
 

Es wurde auch der Begriff „Leistung“ angesprochen. 
Was ist denn Leistung? Heißt „Leistung bringen“, in der 
Schule Einsen zu haben? Oder heißt es nicht auch, so-
ziale Kompetenz zu haben, den anderen anzunehmen, 
sich in den anderen hineinzufühlen, empathiefähig zu 
sein? - Das, so scheint mir, ist auch Leistung. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Eine Leistung kann auch jemand zeigen, der zum Bei-
spiel in Deutsch eine Vier hat, der sich keine englischen 
Vokabeln merken kann oder der mathematische oder 
physikalische Formeln durcheinanderbringt. Wenn die-
ser Mensch im handwerklichen Bereich etwas Ordent-
liches zustande bringt, dann ist das doch auch eine Leis-
tung. 
 

Man bekommt das schon in der Schule gewissermaßen 
eingeimpft; nicht unbedingt vordergründig, das gebe ich 
gerne zu. Kein Lehrer wird Ihnen sagen, Sie seien etwas 
Besseres, weil sie am Gymnasium sind. Aber irgendwie 
ist unterschwellig doch der Gedanke da, na ja, die in der 
Hauptschule - es klang vorhin schon einmal an - sind ja 
selber daran Schuld, dass sie dort sind. 
 

Liebe junge Leute! Kein Mensch ist allein aus sich her-
aus für sein Glück verantwortlich. Sicherlich gibt es viele 
Komponenten, die dabei eine Rolle spielen. Aber es gibt 
auch ganz viele Lebensumstände, die den einen eine 
andere Richtung einschlagen lassen als den anderen. 
Dennoch sind diese Menschen wertvoll; und dennoch 
erbringen sie auf irgendeine Art und Weise Leistungen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich lasse meine anderen Anmerkungen jetzt einfach 
einmal weg und wünsche Ihnen alles Gute. Ich wünsche 
Ihnen einen guten Lebensweg, viel Erfolg und viel Spaß. 
- Machen Sie etwas aus sich! 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Frau Feußner, Sie sind jetzt an der Reihe. 
 

(Frau Mittendorf, SPD: Da war noch eine Frage!) 
 

- Evelyn, bitte. 
 
 

Frau Seifert (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich habe noch eine Anmerkung. Man darf doch auch 
nicht vergessen, was die Gesellschaft unter dem Begriff 
„Leistung“ versteht. Die Unternehmen schauen nicht auf 
die Noten für Sozialverhalten. Okay, sie freuen sich, 
wenn man dort eine Eins hat. Aber wenn man dann in 
Deutsch, Mathematik oder Englisch eine Vier hat, wird 
man trotzdem aussortiert. Liegt darin nicht das Problem 
begründet? 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Bitte sehr. 

Frau Hellwig (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Laura Hellwig. Ich möchte nur daran erinnern, dass es 
den Spruch gibt: Schule - Eins, Leben - Fünf. Ich denke, 
wenn man studiert hat, einen Job sucht und sich in ei-
nem Vorstellungsgespräch absolut nicht vermarkten 
kann bzw. schlechtes Benehmen an den Tag legt, dann 
bekommt man auch keinen guten Job. - Danke. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Bitte sehr. 
 
 

Frau Greschok (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Ich bin Anna-Marie Greschok. Ich denke, selbst wenn 
man für das Sozialverhalten gute Noten bekommt und 
sozial engagiert ist, aber in Mathematik, Wirtschaft oder 
Physik eine Vier auf dem Zeugnis hat, wird man keinen 
Job bekommen. Denn kein Unternehmen wird jemanden 
einstellen, der einfach nicht die Leistungen bringt bzw. 
das Wissen nicht hat, selbst wenn der Betreffende sozial 
engagiert und ein herzlicher Mensch ist. 
 

Die Gesellschaft ist nun einmal leistungsorientiert. Man 
muss Leistungen erbringen, man muss etwas können 
und man muss sich vor allem behaupten. Ich habe im-
mer wieder gehört, es ist eine Ellenbogengesellschaft, in 
der man sich durchkämpfen muss. 
 

Eigentlich ist man so ziemlich ein Einzelkämpfer. Jeder 
kämpft darum, den nächst besseren Posten im Unter-
nehmen zu ergattern, um mehr Geld auf dem Konto zu 
haben und vielleicht auch um sagen zu können: Das ha-
be ich erreicht. 
 

Deswegen geht der soziale Faktor auch so ziemlich un-
ter. Ich denke, dass wir daran nicht wirklich viel ändern 
können, weil es ein Allgemeinbild ist. Man müsste die 
Bevölkerung Deutschlands komplett einer Gehirnwäsche 
unterziehen, wenn man das erreichen wollte. 
 

Das ist - das will ich zur Verteidigung der Politik sagen - 
nicht unbedingt ihr Problem, sondern es ist eher gesell-
schaftlich bedingt, weil es in allen Köpfen verankert ist. 
Somit wird es wahrscheinlich schwieriger zu ändern sein 
als andere Dinge. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Zunächst hat sich Tobias zu Wort gemeldet und dann 
noch ganz rechts jemand. Bitte. 
 
 

Herr Gabler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich bin auf jeden Fall ein Verfechter der Kopfnoten, und 
zwar aus folgendem Grund: Für mich klang das jetzt so 
ein bisschen wie „entweder oder“. Aber nichts im Leben 
ist wirklich entweder so oder so, sondern es gibt immer 
eine Abstufung. Klar, wenn man Architekt werden möch-
te, sind die Noten in Mathematik, Physik und Kunst be-
stimmt am wichtigsten. In diesen Fächern sollte man 
keine Vieren oder Fünfen haben. 
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Ich denke aber, dass ein Durchschnittsschüler, der Ein-
sen oder Zweien hat 
 

(Heiterkeit bei allen Fraktionen) 
 

- okay, sagen wir 2,5 - sicherlich auch keinen Job be-
kommen würde, wenn sein Betragen mit einer Fünf be-
wertet wurde, also wenn er menschlich gesehen eine 
Katastrophe ist. Das ist meine Meinung. Denn irgendwie 
gehören diese Werte einfach dazu. 
 

Ich glaube sehr wohl, dass auch das eine Aufgabe der 
Politik ist. Es ist vielleicht nicht das vorrangige Problem, 
mit dem man sich am meisten beschäftigen muss. Aber 
ich denke, dass darüber gesprochen werden muss und 
dass es gefördert werden sollte. Denn ich finde es nicht 
gut, dass das Soziale untergeht und dass es eine ganze 
Menge Einzelkämpfer gibt. Das ist einfach nicht hilfreich. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Jetzt erteile ich der jungen Dame hier rechts das Wort. 
Bitte. 
 
 

Frau Körner (Gymnasium Hankensbüttel): 
 

Ich bin Janne K. Man kann die sozialen Bedingungen 
wahrscheinlich nicht ändern, aber man sollte diesen As-
pekt auch nicht untergehen lassen. Das einzige, was 
man tun kann, ist, dem sozialen Bereich mehr Zeit ein-
zuräumen. 
 

Zum Beispiel hat G 8 die Probleme nicht entschärft, 
sondern eher verschlimmert. Wir haben weniger Zeit für 
den Unterricht. Wir haben kaum Zeit für Gruppenarbei-
ten. Wir arbeiten in einer Unterrichtsstunde sechs Seiten 
im Lehrbuch durch. 
 

Wie sollen wir das noch aufarbeiten? Wenn ich nach 
Hause komme, denke ich: Oh Gott, wie soll ich das alles 
schaffen? Wie soll ich das nacharbeiten? Wo soll ich die 
Zeit zum Lernen hernehmen? 
 

Wenn ich nicht sofort alles mitkriege und verstehe und 
deshalb bei den Klausuren durchfalle, dann falle ich 
durch das Raster dieser Gesellschaft und muss auf eine 
andere Schule gehen. Dann stehen mir die Möglichkei-
ten, die ich gern hätte, nicht mehr offen. - Danke schön. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Ich denke, das waren alle Wortmeldungen aus dem Ple-
num. - dann ist jetzt Frau Dr. Hüskens von der FDP-
Fraktion an der Reihe. 
 

(Frau Dr. Hüskens, FDP: Nein, Frau Feußner!) 
 

- Verzeihung, Frau Feußner. Ich hatte Sie auf meiner 
Liste schon gestrichen und ich weiß nicht, warum. 
 

(Heiterkeit) 
 

Frau Feußner, bitte, dann Frau Dr. Hüskens. 
 
 

Frau Feußner (CDU): 
 

Liebe Jugendliche! Einer von Ihnen - ich habe mir lei-
der die Namen nicht alle gemerkt; bitte sehen Sie mir 
das nach - hat gesagt, die heutigen Probleme könnten 
nicht gelöst werden; wir müssten mehr in die Zukunft 

schauen. Ich kann nur sagen, die Politik - unabhängig 
davon, welche Partei derzeit in welchem Bundesland 
Regierungsverantwortung hat - muss die Probleme der 
Vergangenheit bewältigen und darüber hinaus in die Zu-
kunft schauen. Das ist nicht immer so einfach. 
 

Sie wollen Antworten von der Politik haben. Sie stellten 
die Frage, warum Ihnen das niemand erklärt und warum 
die Bildungspolitik nicht einheitlich gemacht wird. So wie 
es jetzt in dieser Debatte war, ist es auch in dem Parla-
ment, das sonst hier sitzt. Man streitet sich über die un-
terschiedlichen Auffassungen. 
 

In diesem Jugendparlament gibt es ebenfalls keine ein-
heitlichen Auffassungen zu den verschiedenen Themen, 
die Sie angesprochen haben. Nicht anders ist es in der 
wirklichen Politik. Wer sich ein bisschen mit der Demo-
kratie auseinandergesetzt hat, weiß, dass dann zum 
Schluss eben die Mehrheit Entscheidungen trifft, die 
dann entsprechend umgesetzt werden. Politik ist nicht 
einfach. Das erleben Sie jetzt selbst an dieser Stelle. 
 

Wenn es um Sozialkompetenz und Wirtschaftsunterneh-
men geht, dann wird meist der Blick in Richtung Gesell-
schaft gelenkt. Die Gesellschaft - dass will ich Ihnen nur 
sagen - sind wir alle. Ihre Eltern, Ihre Großeltern, Sie alle 
und auch ich, wir gestalten unsere Gesellschaft alle mit-
einander. Die Politik selbst kann immer nur den Rahmen 
setzen. Sie kann aber die Gesellschaft an sich nur wenig 
verändern. Das können wir nur alle gemeinsam. 
 

Sie sind die Zukunft in unserer Gesellschaft. Ich kann 
Sie nur auffordern, Ihre Verantwortung auch wahrzuneh-
men und das, worüber Sie heute debattiert haben, ent-
sprechend umzusetzen. Dabei sollten Sie immer daran 
denken, dass jeder einen kleinen Beitrag in unserer Ge-
sellschaft leisten kann, sollte und muss. 
 

An dieser Stelle komme ich gleich auf das Schulthema 
zurück. Hier wurde immer nur von den Rechten gespro-
chen. Ich habe nicht einmal von Ihnen gehört, dass es 
auch eine Schulpflicht gibt. Sie haben also nicht nur das 
Recht, in die Schule zu gehen, sondern es gibt auch ei-
ne Schulpflicht, und diese Pflicht ist genauso einzuhal-
ten. 
 

Natürlich haben Sie alle Rechte, aber es gibt auch ge-
wisse Pflichten. Die Pflicht gegenüber unserer Gesell-
schaft, die Pflicht gegenüber unseren Bundesländern 
und gegenüber der Bundesrepublik Deutschland. Ich 
denke schon, dass Sie sich auch einmal selbst fragen 
sollten, ob Sie alle Ihre Pflichten regelmäßig einhalten. 
Ich beziehe mich an dieser Stelle auch mit ein. Wenn 
man sich einmal überlegt, welche Pflichten man viel-
leicht an der einen oder anderen Stelle nicht so ganz 
einhält, dann kann man schon einen kleinen Beitrag da-
zu leisten. 
 

Im Laufe der Debatte wurde von Ihnen ein einheitliches 
Schulsystem gefordert. Dann sprach man von einem 
einheitlichen Abitur; das ist immer noch etwas anderes. 
Aber ich glaube, sie wollten darauf hinaus, dass man 
vonseiten der Bundesregierung in allen Bundesländern 
ein einheitliches Schulsystem installieren sollte. Darüber 
wird auch in der Politik sehr kontrovers diskutiert. 
 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass wir in einem föderalen 
Staat leben, dass wir die einzelnen Bundesländer ha-
ben. Die Kultur- und Schulhoheit liegt bei den Ländern. 
Wer sich ein bisschen damit beschäftigt hat, der weiß, 
dass es zwei Föderalismuskommissionen gab. Dort 
wurde noch einmal eindeutig von allen Bundesländern 
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festgehalten, dass das auch so bleiben soll. So wird es 
auch zukünftig sein. 
 

Ich will aber auch auf ein Risiko hinweisen, das selbst 
dann bestehen würde, wenn es andersherum gekom-
men wäre. Wir haben in Sachsen-Anhalt - die Schüler 
aus Sachsen-Anhalt wissen das vielleicht - aufgrund un-
terschiedlicher politischer Konstellationen verschiedene 
Bildungssysteme durchlaufen. Sie wurden häufig ge-
ändert. 
 

Das war für unser Schulsystem nicht unbedingt hilfreich. 
Das haben wir Politiker selbst im Nachhinein erkannt. 
Ich hoffe, dass auch die Politiker, die zukünftig Verant-
wortung tragen werden, es so sehen, dass ständige 
Veränderungen im Bildungsbereich nicht gut sind. 
 

Selbst wenn für den Schulbereich der Bund zuständig 
wäre, ist man vor Veränderungen auch nicht gefeit, weil 
es auch auf der Bundesebene unterschiedliche politi-
sche Konstellationen gibt und damit unterschiedliche po-
litische Ansichten zur Schulbildung. Das ist das Problem. 
 

Derzeit haben wir eine schwarz-gelbe Bundesregierung, 
die bestimmte Vorstellungen von der Bildungspolitik hat. 
Vielleicht haben wir demnächst eine rot-grüne Bundes-
regierung. Die hat wieder ganz andere Vorstellungen. 
Dann würde das Bildungssystem ebenfalls wieder ver-
ändert werden. Das heißt, eine bundeseinheitliche Re-
gelung schützt uns nicht vor Veränderungen. 
 

Das kann man einerseits bedauern. Andererseits beför-
dert die bestehende Situation - es mag sein, dass man 
das als Schüler vielleicht nicht ganz so sieht - den Wett-
bewerb zwischen den Bundesländern. 
 

Ich glaube, wenn man sich die Systeme der einzelnen 
Bundesländer anschaut und die Pisa-Ergebnisse mitein-
ander vergleicht, wird deutlich, dass es Bundesländer 
gibt, die sehr weit oben stehen, zum Beispiel Sachsen, 
Bayern, Baden-Württemberg oder Thüringen. Sachsen-
Anhalt ist auch nicht mehr ganz so schlecht; wir haben 
uns recht weit nach vorn gearbeitet. Niedersachsen hat 
noch ein bisschen Nachholbedarf. 
 

(Heiterkeit) 
 

Ich bin der Meinung, dieser Wettbewerb befördert auch 
das Bestreben der für die Schulpolitik Verantwortlichen 
in den jeweiligen Ländern, mehr zu tun. Ich halte das für 
gut. 
 

Sicherlich kann man sich darüber beschweren, dass 
man, wenn man von einem Bundesland in ein anderes 
umzieht, Schwierigkeiten hat. Das hat nichts mit einem 
einheitlichen Bildungssystem zu tun. Das kann man ab-
stellen und das fordern wir auch. 
 

Bei der CDU gibt es eine so genannte Sprecherrunde, in 
der sich die bildungspolitischen Sprecher aller Bundes-
länder halbjährlich treffen. Diese Sprecherrunde hat ein 
Papier verabschiedet, in dem unabhängig von den Inhal-
ten eine gleiche Stundentafel gefordert wird. Die Inhalte 
selbst kann man natürlich nicht vorschreiben, sonst wür-
de man die Kulturhoheit der Länder und den Wettbewerb 
abschaffen. 
 

Wir brauchen jedoch einheitliche Bildungsstandards, die 
im Übrigen schon von der Kultusministerkonferenz erar-
beitet werden. Das ist also bereits auf den Weg gebracht 
worden. 
 

Auch die Vergleichbarkeit des Abiturs ist auf den Weg 
gebracht worden. Ich denke, dass es bald - zumindest 

wird es angestrebt - ein einheitliches bundesweites Abi-
tur geben wird. Das dauert ein bisschen, weil man dafür 
bestimmte Anpassungen vornehmen muss. 
 

Ich stehe als Vertreterin dieser Gruppe vor Ihnen. Wir 
fordern das auch und wenn es die anderen politischen 
Parteien ähnlich sehen, wird es um so leichter werden, 
das umzusetzen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich möchte vielleicht zum Schluss noch eines sagen: Bei 
dem letzten Tagesordnungspunkt geht es um Toleranz, 
Chancengerechtigkeit und Demokratie. In der Debatte ist 
viel über das Verhältnis zwischen Hauptschülern, Real-
schülern und Gymnasiasten gesprochen worden. 
 

Ich habe vorhin an Sie appelliert, sich als Teil unserer 
Gesellschaft zu sehen. Wenn man Menschen nach ihrer 
Schulbildung kategorisiert, dann kann man, so glaube 
ich, nicht unbedingt von Toleranz, von gegenseitigem 
Füreinander-Einstehen oder von freundschaftlichem Mit-
einander - egal, wie man es bezeichnen will - sprechen. 
 

Ich bin es eigentlich leid, die Debatte über Schulstruktu-
ren immer unter dem Aspekt zu führen, der Hauptschü-
ler ist weniger Wert als der Gymnasiast. Wir müssen den 
Menschen in den Blickpunkt nehmen. Der Mensch ist ein 
Individuum, das nach seinen Begabungen und Neigun-
gen gefördert werden sollte und dem entsprechend Hilfe 
zuteil werden muss. 
 

(Zuruf vom Hainberg-Gymnasium Göttingen: Ja, 
richtig!) 

 

Es ist wichtig, dass wir ordentlich miteinander umgehen. 
Wenn man eben sagt, dieser oder jener gehe ja nur in 
die Hauptschule oder nur in die Realschule, dann ist 
das, so glaube ich, schon ein Stück weit menschen-
unwürdig. Da sollte sich jeder einmal an die eigene Nase 
fassen. 
 

Ich wünsche mir für alle Schulformen gleiche Vorausset-
zungen. Übrigens sind wir auch dabei, das zu realisie-
ren. Wir haben ein Sekundarschulprogramm aufgelegt, 
an dem zum Teil auch Grundschulen und Gymnasien 
teilgenommen haben. Wir wollen gleiche Verhältnisse für 
alle Schulformen. Das kommt auch allen Schülern zugu-
te, weil wir diesbezüglich keine Unterschiede machen 
wollen. - Vielen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Vizepräsident des Niedersächsischen Landtages 
Herr Schwarz: 
 

Liebe Schülerinnen und Schüler! Ich werde um 18 Uhr 
einen Termin in Nordwesten von Niedersachsen wahr-
nehmen. Deshalb muss ich mich an dieser Stelle ver-
abschieden. 
 

Ich möchte mich sehr herzlich für die engagierte Diskus-
sion bedanken. Die Bandbreite bei diesem Thema ist 
riesig. Sie haben exzellente Argumente vorgebracht. Ich 
werde eine ganze Reihe davon mitnehmen. 
 

Ich möchte vielleicht nur eine Anmerkung machen, weil 
ich mich gerne an der inhaltlichen Diskussion beteiligt 
hätte. Wir haben Finnland, das berühmte Pisa-Sieger-
land, besucht. Man kann über Pisa denken wie man will, 
aber in einem Punkt, so denke ich, sind uns die Finnen 
in der Tat etwas voraus. 
 

Beispielsweise haben wir mit jungen Lehramtsstudenten 
gesprochen und gefragt, warum sie eigentlich Lehrer 
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werden wollen. Die Antwort war: Weil ich mich damit an 
der Gestaltung unseres Landes beteilige. - Ich finde, ist 
das eine sehr bedenkenswerte Aussage, die übrigens in 
dieser Diskussion auch teilweise zum Ausdruck gekom-
men ist. 
 

Ich bin hierher gekommen, weil ich mich einerseits sehr 
herzlich bedanken wollte, sowohl beim Präsidenten 
Herrn Steinecke als auch bei allen Beteiligten. Anderer-
seits wollte ich Ihnen gegenüber meinen Respekt be-
zeugen. Denn ich halte es für richtig, dass sich junge 
Menschen an der politischen Diskussion beteiligen und 
dass Ihnen die Politiker einmal zuhören. 
 

Ich wünsche Ihnen noch einen ganz tollen Tag und viel 
Erfolg. Ich hoffe, man sieht sich bei der einen oder ande-
ren Veranstaltung wieder. - Vielen Dank und auf Wie-
dersehen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Ich möchte zunächst dem Herrn Vizepräsidenten herz-
lich Dank sagen. 
 

Die Diskussion ist nicht abgeschlossen. Wir sind noch 
nicht am Ende des dritten Themas. Wir wollen jetzt die 
Ausführungen von Frau Dr. Hüskens hören. Frau Mit-
tendorf hat ebenfalls um das Wort gebeten. Frau 
Dr. Hüskens, Sie haben das Wort. 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will es 
jetzt mit Blick auf die Uhr kurz machen. Frau Feußner 
hat den einen oder anderen Punkt schon erwähnt. Mir 
sind in der Diskussion drei Aspekte aufgefallen, auf die 
ich eingehen möchte. 
 

Erstens ist mir aufgefallen, dass fast alle Redner, die 
heute gesprochen haben, tatsächlich klassifizieren, näm-
lich in Menschen, die ein Abitur haben, und in Men-
schen, die kein Abitur haben. 
 

Ich möchte eines noch einmal ganz klar sagen: Wir soll-
ten einmal versuchen, das zu leben, was in unserem 
Grundgesetz steht. Wenn wir akzeptieren, dass jeder 
Mensch gleich viel Wert ist, unabhängig davon, was er 
kann, und unabhängig davon, welchen ökonomischen 
Beitrag er für diese Gesellschaft leistet, dann leben wir 
unsere Verfassung, unser Grundgesetz. Dazu kann je-
der von Ihnen seinen Beitrag leisten. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Zweitens. Zum Sozialverhalten und der Auffassung, man 
könne da nichts machen. Doch, Sie können alle etwas 
tun. Ich finde, wir sind eine ganze Menge Leute hier im 
Raum. Wenn Sie alle in Ihrem zukünftigen Leben an den 
Stellen, an denen Sie tatsächlich entscheiden können, 
sich eben nicht nur für den eigenen kurzfristigen Vorteil 
entscheiden, sondern vielleicht auch die Interessen des 
anderen berücksichtigen, dann haben Sie schon etwas 
dazu beigetragen. Die Ellenbogengesellschaft macht je-
der für sich selbst. 
 

Wir müssen überlegen, ob wir uns nicht selbst etwas 
schönreden, wenn wir sagen: Ich kann ja nicht anders; 
die anderen tun das auch und wenn nicht es ich tue, 
dann tun es die anderen. Jeder von Ihnen ist bald er-
wachsen, er kann für sich selbst entscheiden und er 
kann mit sich selbst darüber ins Reine kommen, wie er 

mit diesem Thema umgehen möchte. - Das möchte ich 
Ihnen gern mit auf den Weg geben. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Drittens. Zu dem Recht, in die Schule zu gehen. Ich war 
überrascht, mit welcher Vehemenz das vorgetragen wor-
den ist. Ich bin Finanzpolitikerin und keine Bildungspoli-
tikerin. Ich werde mich aus dem Thema auch heraushal-
ten, weil ich keinen Ärger mit den Damen und Herren 
hier vorn haben will. 
 

(Frau Mittendorf, SPD: Nö! - Frau Feußner, CDU, 
lacht) 

 

- Morgen wieder, heute nicht. - Wenn Sie nur das Recht 
hätten, in die Schule zu gehen, dann würde ich Sie lau-
fen lassen. Denn dann würden Sie bestimmt auch lau-
fen, um dieses Recht wahrnehmen zu können. Nein, Sie 
haben die Pflicht, in die Schule zu gehen. 
 

Das ist übrigens der Grund dafür, weshalb das Land 
Sachsen-Anhalt, das die Kommunen bei der Umsetzung 
dieser Pflicht nicht im Regen stehen lassen wollte, ur-
sprünglich die Fahrkosten bis zur 10. Klasse finanziert 
hat. Jetzt wird eben der Bereich, für den keine Schul-
pflicht mehr besteht, auch mit ausfinanziert. Das Land 
bezahlt nicht deshalb, weil Sie ein Recht darauf haben, 
sondern weil in dem Fall eine gesetzlich normierte Pflicht 
besteht. 
 

Ich möchte Sie noch auf einen Punkt aufmerksam ma-
chen. Das Geld, von dem die Fahrkosten bezahlt wer-
den, drucken wir nicht im Keller des Landtages. Das 
würde ich mir manchmal wünschen und, ich glaube, der 
Finanzminister würde bestimmt mitmachen. Aber das 
können wir nicht. Wir ziehen das Geld zuvor Ihren Eltern 
aus den Taschen. Deshalb zahlen Ihre Eltern das schon 
alles; das ist so. 
 

Es gibt eine ganze Reihe von Leistungen, die in den 
Ländern unterschiedlich organisiert sind. Wir haben vom 
Vizepräsidenten des Niedersächsischen Landtages vor-
hin gehört, dass das Land Niedersachsen die Schüler-
beförderung wie den öffentlichen Personennahverkehr 
kommunal verortet hat. Das heißt, die Kommunen müs-
sen dieses Geld aus den kommunalen Einnahmen be-
zahlen. Wir sehen das in Sachsen-Anhalt anders. Aber 
das ist eben Länderhoheit. 
 

Der Anspruch auf eine Leistung des Staates bedeutet 
jedoch immer, dass andere diese Leistung bezahlen. In 
diesem Fall sind es Ihre Eltern. Das werden - davon ge-
he ich aus - zukünftig Sie alle sein. 
 

Man bekommt in dem einen oder anderen Fall einen et-
was anderen Blick darauf und fragt sich, ob es gerecht-
fertigt ist, dafür Steuergelder auszugeben. Deshalb ma-
chen wir es uns, wenn wir staatliche Leistungen be-
schließen, nicht so einfach. Wir sagen eben nicht, es 
gibt ein Recht und wir bezahlen, sondern wir überlegen 
jedes Mal, ob es wirklich auf diese oder jene Weise or-
ganisiert werden muss, ob das Geld ausgegeben wer-
den muss. 
 

Das ist auch in Ihrem Interesse. Denn wenn wir leicht-
sinniger mit dem Geld umgehen würden, dann hätten sie 
zukünftig weitaus höhere Zinszahlungen zu leisten und 
viel höhere Schulden zu tragen, dann würden Sie eines 
Tages, wenn Sie etwas älter sind, wahrscheinlich die 
Damen und Herren verfluchen, die jetzt gewisse Ent-
scheidungen treffen. - Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
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Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank, Frau Dr. Hüskens. - Bevor ich jetzt Frau 
Mittendorf das Wort erteile, wollte ich Ihnen, liebe Ju-
gendparlamentarierinnen und Jugendparlamentarier, 
unsere Kultusministerin Frau Professor Dr. Birgitta Wolff 
vorstellen. - Schön, dass Sie da sind. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Sie werden nachher das Wort ergreifen. Wir werden das 
noch einmal zusammentragen, weil es eine ganze Men-
ge Fragen gibt, die Sie vielleicht heute nicht alle beant-
worten können. Aber die eine oder andere werden Sie 
sicherlich in Ihrer Rede aufgreifen können. 
 

Sie haben noch eine Frage an Frau Dr. Hüskens? - Bitte 
schön. 
 
 

Teilnehmerin: 
 

Sie haben davon gesprochen, dass wir eine Schulpflicht 
haben. Wir erfüllen doch unsere Pflicht; wir gehen alle in 
die Schule. Deswegen verstehe ich nicht, warum Sie 
dann die ganze Zeit über von der Pflicht reden und nicht 
von unseren Rechten. Wir versuchen sozusagen, unsere 
Bildung zu verbessern, weil wir das Recht auf Bildung 
haben. Unsere Schulpflicht erfüllen wir doch. Das ver-
stehe ich nicht. 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Die ursprüngliche Frage war ja, ob der Staat, weil Sie 
ein Recht auf Bildung haben, auch noch die An- und Ab-
reise zu finanzieren hat. Die Argumentation ist - das 
Land Sachsen-Anhalt bezahlt anders als Niedersachsen 
das Geld für die Schülerbeförderung an die Landkreise -, 
das Land bezahlt nicht aufgrund des Rechts auf Bildung, 
sondern aufgrund der Schulpflicht. 
 

Sie haben per Gesetz die Pflicht, bis zum 16. Lebensjahr 
in die Schule zu gehen. Genau deshalb bezahlt das 
Land die Schülerbeförderung, damit Sie dieser Schul-
pflicht unabhängig von dem Einkommen Ihrer Eltern in 
der Schulform Ihrer Wahl nachkommen können. Deshalb 
stellt das Land den Landkreisen das Geld zur Ver-
fügung. Das war der Zusammenhang. 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank. - Jetzt hat Frau Mittendorf das Wort. Bitte 
schön. 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und Her-
ren! Liebe junge Leute! Es ist genau so, wie Frau 
Dr. Hüskens es gesagt hat. Alle Menschen sind gleich 
viel Wert. Sie haben die gleichen Rechte und die glei-
chen Pflichten, wenn sie sie erfüllen können. Nichtsdes-
totrotz führt das Leben in der Gesellschaft dazu, dass es 
mitunter den Anschein hat, es sei eben nicht so. 
 

Ich werde versuchen, ein paar Gründe zu nennen. Ich 
hoffe, dass es alle aushalten, ohne aufzuschreien. Weil 
alle Menschen in ihrer unterschiedlichen Ausprägung 
gleich viel Wert sind, ist es einfach notwendig, Respekt 
voreinander zu haben - das ist vorhin auch angespro-
chen worden -, Respekt vor der Person und vor der Mei-
nung, auch wenn sie mir selbst vielleicht nicht gefällt. Ich 

habe kein Recht dazu, die Meinung des anderen abzu-
qualifizieren. - Das ist die erste Bemerkung. 
 

(Zustimmung bei allen Fraktionen) 
 

Zweite Bemerkung. Wir haben eine Schulpflicht, die aber 
nicht bis zum Abitur gilt. Das heißt, wenn Sie sich auf 
dem Gymnasium bis zum Abitur weiterbilden, ist das ein 
Recht, das Ihnen das Schulgesetz eröffnet. Aber aus ju-
ristischer Sicht ist es keine Pflicht. Deshalb sind beson-
dere Bedingungen daran geknüpft. 
 

Ich habe vorhin das soziale Auseinanderdriften der Ge-
sellschaft angesprochen. Wir stellen zunehmend fest, 
dass immer weniger Kinder aus sozial schwachen und 
bildungsfernen Schichten auf ein Gymnasium gehen 
bzw. es bis zum Abitur schaffen und noch weniger stu-
dieren. 
 

Um diesem Missstand abzuhelfen, der auch in Sachsen-
Anhalt massiv anzutreffen ist, hat sich die Koalition nach 
langen Diskussionen dazu durchgerungen, den Eigenan-
teil für die Schülerbeförderung - die Kosten betrugen bis 
zu 1 400 € - auf 100 € im Jahr zu beschränken. 
 

Ich glaube, das war richtig, auch wenn sich manch einer 
wünscht, das Land würde auch die 100 € noch über-
nehmen. Ich wünsche mir das auch. Aber es gibt immer 
auch einen Kompromiss; der bestand in dem Eigenanteil 
von 100 €. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Zu der so genannten Ellenbogengesellschaft und zu den 
Einzelkämpfern. Ja, es ist richtig; das sind leider Kenn-
zeichen dieser Gesellschaft. Aber wir selbst haben es in 
der Hand, das zu ändern. Eigentlich spiegelt die Schule 
nur die Gesellschaft wider. Das Leben in der Schule ist 
für die jungen Leute, für die Kinder ihr Leben. 
 

So wie Schule in Deutschland und auch in Sachsen-An-
halt organisiert ist, sorgt sie dafür, dass Einzelkämpfer 
entstehen. Das hat etwas damit zu tun, dass wir im Ge-
gensatz zu fast allen anderen Ländern in Europa nach 
der Grundschule, in der die Kinder alle gemeinsam ler-
nen, die Eltern zwingen - es sind nicht die Kinder -, zu 
entscheiden, auf welcher Schulform es weiter geht. Das 
ist politisch von bestimmten Entscheidungsträgern ge-
wollt und das wird auch in allen 16 Bundesländern so 
praktiziert. 
 

Mein Kollege Scheurell hat vorhin zu Recht das DDR-
Schulsystem kritisiert. All die Punkte, die er benannt hat, 
waren richtig. Aber das ist nur ein Teil der Wahrheit. Der 
andere Teil der Wahrheit ist - den Erfolg kann man in 
den nordischen Ländern wie in Finnland sehen -, dass 
die Kinder - nur um diesen Zeitraum geht es eigentlich -, 
von der Klassestufe 5 bis zur Klassestufe 8 gemeinsam 
beschult wurden. 
 

Dabei war es egal, was sie später einmal werden woll-
ten. Der Vorteil war, dass jedem mehr Wissen angebo-
ten wurde und dass jeder individuell für sich durch eine 
entsprechende Unterrichtskultur entscheiden konnte, 
auch mehr zu leisten. Die Differenzierung passierte 
durch die Individualität des Schülers, sofern man die 
Leistungen, die Noten nicht überbewertet. 
 

Ein Ergebnis bestand darin, dass die Bildung in der Brei-
te erheblich umfangreicher war, als sie es heute ist - das 
müssen wir einfach so deutlich sagen -, und dass auch 
die Bildung in der Spitze besser war. Es ist ein Problem 
der Bundesrepublik Deutschland, dass wir zu wenige 
Spitzenleistungen und zu viele Verlierer im System ha-
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ben, die noch nicht einmal die unterste Kompetenzstufe 
erreichen. Das sind 20 bis 25 % der Schüler in Sachsen-
Anhalt. 
 

Ja, wenn wir diesen Zwang ausüben - und den üben wir 
per Schulgesetz aus -, dass diese Entscheidung prinzi-
piell bei Zehnjährigen zu treffen ist - es gibt zwar eine 
gewisse Durchlässigkeit zwischen den Schulformen, a-
ber das ist sehr problematisch und funktioniert im Regel-
fall nicht gut -, 
 

(Frau Feußner, CDU: Das stimmt doch gar nicht!) 
 

dann brauchen wir uns nicht zu wundern, dass die Kin-
der oder die Jugendlichen mitunter selbst merken, dass 
sie die Übriggebliebenen sind. Das brauche ich ihnen 
gar nicht zu sagen. 
 

(Frau von Angern, DIE LINKE: Eben!) 
 

Alle Beispiele, die von Ihnen vorgebracht wurden, bestä-
tigen, dass es so ist. Das heißt, wir sorgen selbst für die 
Probleme. Wir machen unser Leid selbst. Verändern 
kann man das nur, wenn man sich anschaut, wie in der 
Politik über Schule diskutiert wird, welche Perspektiven 
und welche Strategien vorgeschlagen werden. 
 

Es ist in Deutschland schwierig. Wir haben 16 Länder 
und in allen 16 Ländern gibt es gegliederte Schulsyste-
me. Aber wir haben inzwischen einen Fortschritt erreicht, 
den es vor ca. zehn Jahren noch nicht gab. Wir haben 
zumindest vergleichbare Bildungsstandards, sodass es 
möglich ist, zwar auf unterschiedlichen Wegen, aber 
doch zu gleichen Zielen zu kommen. Das ist ein Fort-
schritt. 
 

Aber grundsätzlich ist das Problem, das der Föderalis-
mus, den man nicht einfach abschaffen kann, und die 
politischen Entscheidungen, die durch Parteien auf Lan-
desebene getroffen werden, mit sich bringen, so, wie es 
ist. Das kann man ändern. Sie kennen die Möglichkeiten 
sich zu beteiligen, zu entscheiden und zu wählen. - Vie-
len Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Herzlichen Dank, Frau Mittendorf. - Meine lieben jungen 
Freunde! Ich würde jetzt im Interesse der Zeit - das ge-
hört auch zu den Aufgaben des Präsidenten - darauf 
achten, dass die Debatte in dem vorgesehenen Rahmen 
abläuft. 
 

Ich werde jetzt noch eine Nachfrage zulassen; denn 
ohne eine solche Wortmeldung wäre die Diskussion nur 
halb so gut. Dann möchte ich gern zum vierten Thema 
überleiten, wenn Sie damit einverstanden sind. - Sie 
nicken alle. Dann machen wir das so. 
 

Bitte, Sie haben das Wort. 
 
 

Herr Gabler (Luther-Melanchthon-Gymnasium Witten-
berg): 
 

Ich stimme dem, was eben gesagt wurde, in vielen 
Punkten zu. Das ist grundsätzlich auch meine Meinung. 
Aber den Aussagen, die die einheitlichen Bildungsstan-
dards betreffen, möchte ich doch zumindest teilweise 
widersprechen. 
 

Ich habe von Freunden - Lisa hat auch davon berichtet -, 
die aus Niedersachsen zu uns nach Sachsen-Anhalt in 

die Schule gekommen sind, gehört, dass sie manche 
Fächer gar nicht oder nur zeitlich begrenzt hatten. 
 

Auch bezüglich des Inhaltes gibt es erhebliche Unter-
schiede. Beispielsweise wurden im Deutschunterricht bei 
ihnen fast nur Bücher gelesen. Nachdem sie zu uns ka-
men, haben wir ihnen erst einmal eine breite Palette an 
Informationen über Stilmittel, Epochen usw. gegeben. 
Also der Unterrichtsstoff war völlig unterschiedlich. 
 

Auch der Aussage, dass das Abitur angeglichen worden 
sei, muss ich widersprechen. Bekannte sind aus Sach-
sen-Anhalt nach Baden-Württemberg gezogen. Sie woll-
ten ihre Tochter dort am Gymnasium anmelden. Der Di-
rektor hat den Eltern gleich gesagt, wenn sie von einem 
Gymnasium in Sachsen-Anhalt komme, könne sie in 
Baden-Württemberg bestenfalls eine Realschule be-
suchen. - Soviel zu den Bildungsstandards. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Das war ein interessanter Aspekt, den Sie genannt ha-
ben. Aber Lesekompetenz ist natürlich auch etwas 
Wunderbares. 
 

(Heiterkeit) 
 

Wir können alle ein bisschen dazu beitragen, dass nicht 
nur Rendite, Hyperwachstum oder Spaßgesellschaft un-
ser Leben bestimmen. Das Ziel sollte es vielmehr sein 
- darin sehe ich auch den vorrangigen Sinn des Jugend-
parlaments -, eine gerechte und solidarische Welt für die 
Zukunft aufzubauen. Daran können wir alle ein Stück 
weit mitwirken. 
 
 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 
 
 
 

Toleranz - Integration - Demokratie 
 

Vorlage des Diskussionsforums 4 - Drs. JP/2010/05 
 
 
 

Ich möchte Ihnen an dieser Stelle mitteilen, dass wir in 
diesem Parlament im Jahr 2005 einstimmig beschlossen 
haben, ein Netzwerk für Demokratie und Toleranz zu 
gründen. Die Landesregierung hat dazu die Initiative 
„hingucken und einmischen“ entwickelt. Das ist ein wich-
tiges Projekt, das genau dieses Thema berührt. 
 

Berichterstatter des Diskussionsforums 4 ist Tobias Gab-
ler vom Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg. 
Ihm erteile ich jetzt das Wort. Bitte schön. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Herr Gabler, Berichterstatter des Diskussionsforums 4: 
 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Liebe Abgeord-
nete! Meine Damen und Herren Jungparlamentarier! 
Das Forum 4 hat sich mit dem Thema „Toleranz - Inte-
gration - Demokratie“ beschäftigt. Dazu möchte ich eine 
kleine Einführung geben. 
 

Es gibt 15,1 Millionen Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Deutschland. Das sind etwa 19 % der Ge-
samtbevölkerung. 
 

Die Vielfalt in der Gesellschaft kommt aber nicht nur da-
durch zustande, dass Menschen aus verschiedenen Re-
ligionen, Kulturen und Ländern kommen, sondern auch 
dadurch, dass wir alle, auch diejenigen, die keinen Mi-
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grationshintergrund haben, verschieden sind. Es gibt so-
ziale Schichten, Generationen und verschiedene regio-
nale Hintergründe. Ich denke, dass die Unterschiede 
auch hier sehr groß sind. 
 

Die Integration von Migrantinnen und Migranten darf 
nicht allein ihren eigenen Bemühungen überlassen wer-
den. Vielmehr muss jeder einzelne dafür sorgen, dass 
sie in unsere Gesellschaft integriert werden. 
 

Für die Schülerinnen und Schüler des Diskussions-
forums 4 und, wie ich denke, für jeden anderen ist es 
wichtig und eine große Herausforderung, sich mit diesen 
Themen auseinanderzusetzen. 
 

In der Diskussion in unserem Forum haben sich ein paar 
Hauptthemen herauskristallisiert, über die wir uns ein-
gehender unterhalten haben. Diese Hauptthemen sind 
Religion, Generationengerechtigkeit, radikale Strömun-
gen und Demokratie. 
 

Wir haben festgestellt, dass es sehr wichtig ist, über Re-
ligionen, Werte und Kultur möglichst frühzeitig zu reden 
und damit nicht erst anzufangen, wenn es zum Beispiel 
im Ethik- oder im Religionsunterricht eine Rolle spielt. 
Das heißt, diese Auseinandersetzung sollte bereits in 
der 1. und 2. Klasse, vielleicht sogar schon im Kinder-
garten beginnen. 
 

Das bedeutet nicht, dass man kleinen Kindern die Merk-
male einzelner Religionen beibringt. Aber man kann ih-
nen erklären, dass eine Muslimin aufgrund ihres Glau-
bens einen Schleier trägt. Auf diese Weise kann man ih-
nen das Thema „Religion“ näher bringen. 
 

Darüber hinaus ist es wichtig, Werte zu vermitteln. Damit 
meine ich - auch wenn es sehr idealistisch klingt - es-
senzielle Werte wie Pünktlichkeit, Ordnung und Ehrlich-
keit. Diese Werte sollten den Kindern heutzutage beige-
bracht werden. 
 

Zu der Generationengerechtigkeit. Wir haben festge-
stellt, dass es bei jungen und alten Menschen eine zu-
nehmende Verständnislosigkeit gibt und dass ein Aus-
einanderdriften zu verzeichnen ist. Zum Teil verstehen 
wir nicht, was unsere Eltern uns erzählen. Oftmals sind 
wir auch anderer Meinung als unsere Eltern. Das ist lei-
der nicht das einzige Problem. Es gibt in einigen Berei-
chen erhebliche Unterschiede, an deren Beseitigung 
man vielleicht arbeiten sollte. 
 

Wir haben uns unter anderem mit der Frage beschäftigt, 
wie mit lebensverlängernden Maßnahmen umzugehen 
ist. Unserer Meinung nach gehört es auch zur Toleranz, 
dass jeder Mensch für sich selbst entscheiden muss, ob 
er das gut findet oder nicht. Wir sind weiterhin zu der 
Auffassung gekommen, dass die Entscheidung für oder 
gegen lebensverlängernde Maßnahmen immer von der 
Situation und von den einzelnen Menschen abhängig ist. 
 

Zu den radikalen Strömungen. Wir sind nahezu einhellig 
der Ansicht, dass radikale Strömungen zum Beispiel der 
Rechtsextremismus häufig nicht gut genug beobachtet 
und kontrolliert wird und deshalb entsprechende Ver-
gehen nicht stark genug bestraft werden. 
 

Bei dem Thema „Demokratie“ vertreten wir die Meinung, 
dass unsere demokratischen Werte auch anderen Men-
schen näher gebracht werden sollten. Deshalb sollten 
wir gegenüber anderen Staaten, vor allem gegenüber 
antidemokratischen Staaten eine klare Haltung vertre-
ten. 

Im Ergebnis der Diskussion über diese vier Hauptthe-
men haben wir einige Forderungen und Wünsche formu-
liert. 
 

Wir fordern und wünschen, dass die altersgerechte In-
formations- und Wertevermittlung stärker ausgeprägt 
und kontrolliert wird. Das heißt, dass Werte wie - ich 
sagte es vorhin bereits - Ordnung, Pünktlichkeit und Ehr-
lichkeit auch von den Lehrern bzw. von Pädagogen ins-
gesamt gefördert werden. 
 

Wir hoffen, dass Pädagogen schon in ihrer Ausbildung 
vermittelt bekommen, wie sie Kindern diese Werte na-
hebringen und wie sie die Ausprägung dieser Werte för-
dern können. Denn ich habe es selbst erlebt, dass einige 
Lehrer mit einer gewissen Resignation oder Ignoranz in 
den Unterricht gehen, dass sie nur den reinen Unter-
richtsstoff vermitteln, aber auf zwischenmenschliche Be-
ziehungen keinen Wert mehr legen. 
 

Wir fordern des Weiteren eine stärkere Integration von 
Minderheiten. Diese muss sowohl von den Einwande-
rern selbst als auch von uns, der Aufnahmegesellschaft 
vorangetrieben werden. Dazu gehört eben auch, dass 
Menschen, die in unser Land kommen, selbst darauf 
achten, dass sie keine Parallelgesellschaften mehr 
schaffen. Aber auch wir müssen uns bemühen, die ein-
zelnen Menschen zu integrieren. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Es geht darum, nicht nur zu fordern, dass sich diese 
Menschen uns anpassen, sondern auch darum, auf sie 
zuzugehen und ihnen das Gefühl zu geben, dass sie 
wertvolle Mitglieder der Gesellschaft sind, die etwas be-
wirken können und die die gleichen Rechte haben. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Vorhin wurde der Begriff „Rahmenbedingungen“ er-
wähnt. Ich bin der Meinung, der Staat kann nicht überall 
eingreifen und er kann nicht alles regeln, aber er muss 
wenigstens die Rahmenbedingungen schaffen. Denn sie 
sind wichtig und bilden immerhin einen Anfang. Wenn 
der Staat nicht zumindest den Anfang macht, wer soll es 
dann machen? 
 

Wir sind der Auffassung, dass zwischenmenschliche Be-
ziehungen mehr gefördert werden müssen sowohl im 
privaten Bereich zum Beispiel zu unseren Eltern als 
auch öffentlich, vor allem in der Alten- und Behinderten-
pflege. Denn häufig werden in unserer modernen Ge-
sellschaft alte oder behinderte Menschen nur als Belas-
tung empfunden und in Heime abgeschoben. Wir wollen, 
dass zwischenmenschliche Beziehungen gefördert wer-
den. Dafür sollte der Staat die Rahmenbedingungen 
schaffen, indem er etwa bestimmte Projekte fördert. 
 

Darüber hinaus haben wir uns darauf verständigt, dass 
die demokratischen Werte, die in unserer Verfassung 
niedergelegt sind, also Grundrechte wie die Versamm-
lungsfreiheit, die Meinungsfreiheit, die Religionsfreiheit 
auch für andere Menschen gelten sollten. 
 

Deshalb sollte der Staat, also die Bundesrepublik 
Deutschland nicht nur die eigenen Bürger im Blick ha-
ben, sondern in einem gewissen Rahmen auch Verant-
wortung für andere Menschen in der Welt übernehmen. 
Das bedeutet auch, eine klare Haltung gegenüber Staa-
ten oder politischen Institutionen einzunehmen, die die 
Menschenrechte nicht achten. 
 

Schließlich fordern wir, dass verfassungswidrige Organi-
sationen stärker beobachtet und verfolgt und dass rechts-
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widrige Handlungen entsprechend geahndet werden. 
Das klingt vielleicht hart, aber ich glaube, keiner von uns 
will, dass der Nationalsozialismus noch einmal an die 
Macht kommt. Das ist auch gut so. Daran sollten wir 
noch stärker arbeiten. 
 

Ich habe kürzlich in einer Zeitung gelesen, dass wieder 
über ein Verbot der NPD diskutiert wird. Ich persönlich 
unterstütze das auf jeden Fall. - Vielen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Ich danke Herrn Tobias Gabler recht herzlich für die 
Einbringung. - Wünscht jemand von Ihnen das Wort? 
- Eine junge Dame vom Gymnasium Hankensbüttel. Bit-
te. 
 
 

Frau Luther (Gymnasium Hankensbüttel): 
 

Zu den lebensverlängernden Maßnahmen. Ich finde, es 
kommt immer auf die Situation an. Ich denke nicht, dass 
jeder selbst entscheiden sollte, wann das Leben zu En-
de ist. Das sollte man dem Schicksal überlassen. 
 

Wenn ein Mensch schwer krank ist und nicht mehr allein 
essen, nicht laufen oder sprechen kann, dann sollte man 
nicht unbedingt alles dafür tun, dass er noch zwei Mona-
te länger lebt, vor allem wenn er sich nur noch quält. 
Deshalb sollte man immer den jeweiligen Fall sehen. 
 

Im Übrigen kann man, wenn man die Menschen in ein 
Altersheim abschiebt, gar nicht beurteilen, wie es dem 
Betreffenden eigentlich geht. Wenn man den Menschen 
jeden Tag zu Hause pflegt, dann kann man das viel bes-
ser beurteilen. Deshalb denke ich nicht, dass jeder 
selbst entscheiden soll, wann sein Leben zu Ende ist. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank für Ihren Beitrag. - Gibt es weitere Fragen? 
- Die junge Dame dort oben. Bitte nennen Sie Ihren Na-
men. 
 
 

Frau Ramthun (Fallstein-Gymnasium Osterwieck): 
 

Mein Name ist Inken Ramthun. Ich möchte zu dem 
Thema „alte Menschen“ etwas sagen. Ich finde es sehr 
wichtig, dass auch die junge Generation gemeinsam mit 
den alten Menschen etwas unternimmt. Wir können zum 
Teil auch von unseren Großeltern lernen; denn sie ha-
ben in ihrem Leben viel erlebt und können uns vieles 
vermitteln zum Beispiel auch Werte, die vielleicht in un-
serer Gesellschaft schon verloren gegangen sind. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Herzlichen Dank. - Ich sehe im Moment keine Wortmel-
dungen mehr. Dann erteile ich Frau von Angern das 
Wort. Bitte schön. 
 
 

Frau von Angern (DIE LINKE): 
 

Ich möchte gern zu zwei Themen Stellung nehmen. Zu-
nächst zu dem eben angesprochenen Punkt der Gene-
rationengerechtigkeit. Als ich gelesen habe, was zu die-

sem Punkt in Ihrem Forum beschlossen wurde, musste 
ich ein bisschen lächeln, weil dieses Thema in jeder Ge-
neration wieder aufkommt, nämlich das Einfordern von 
Respekt zwischen den Generationen und einer genera-
tionengerechten Politik. 
 

Es ist sicherlich gut, dass man immer wieder darüber re-
det. Aber man muss auch wissen, dass es an dieser 
Stelle Grenzen gibt. Die Erwachsenen sind natürlich 
immer die Schlaueren, weil sie viel mehr Erfahrung und 
Wissen mit sich herumtragen und jungen Menschen ein-
fach bestimmte Fehler ersparen möchten, die sie selbst 
gemacht haben. - Das war jetzt etwas zynisch gemeint. 
Ich hoffe, dass es auch so angekommen ist. 
 

Ich glaube, es ist wichtig, dass die Generationen vorein-
ander Respekt haben. Ich unterstütze die Initiativen, die 
es im Land gibt, zum Beispiel die Mehr-Generationen-
Häuser, durch die gerade diese Kommunikation zwi-
schen den Generationen und das Einbringen der unter-
schiedlichen Kompetenzen gefördert werden soll. Aber 
es wird immer Konflikte zwischen den Generationen ge-
ben. Auch das ist gut so; denn das bringt eine Gesell-
schaft voran. 
 

Die Art und Weise wie Sie heute diskutiert haben, mag 
uns vielleicht nicht gefallen. Aber darauf kommt es auch 
gar nicht an. Eine von Ihnen hat vorhin gesagt: Vielleicht 
reden wir nicht so, wie Sie sich das wünschen. - Das ist 
schnuppe. Ich finde, dass Sie Ihre eigene Sprache ha-
ben müssen und dass Sie Ihre eigene Gesellschaft fort-
entwickeln müssen. 
 

Ich kann keinem von Ihnen raten, die Gesellschaft so zu 
übernehmen, wie wir sie jetzt haben. Ich erwarte sogar 
von Ihnen, dass Sie sie verändern, dass Sie sie voran-
treiben; denn davon lebt eine Gesellschaft. Ich denke, 
das muss immer so sein und das ist auch gut so. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Nun zu einem vielleicht etwas kritischen Punkt. Ich bin 
über Ihre Äußerungen zu radikalen Strömungen gestol-
pert. Sie sagen, dass nicht genug beobachtet und be-
straft werde. In Bezug auf das Beobachten passiert 
schon eine ganze Menge. Ich kann Ihnen den jährlich 
veröffentlichten Verfassungsschutzbericht zur Lektüre 
empfehlen. Darauf kommt es mir jetzt aber gar nicht an. 
 

Der Berichterstatter hat auch noch einmal das NPD-Ver-
bot zur Sprache gebracht und die Frage aufgeworfen, 
wie die Gesellschaft mit verfassungswidrigen Meinungen 
umgehen sollte. Ich denke - das ist heute Vormittag 
schon von Frau Dr. Hüskens gesagt worden -, dass uns 
Verbote überhaupt nicht helfen. 
 

Sie würden mir entgegenkommen, weil ich natürlich die 
NPD in keinem Parlament haben möchte. Ich möchte 
auch nicht, dass sie von Steuergeldern profitieren kann. 
Aber damit hätte ich gesellschaftlich noch nichts erreicht, 
weil ein Verbot das Denken von NPD-Mitgliedern oder 
der Menschen, die sie wählen und damit auch unterstüt-
zen, nicht verändert. 
 

Das heißt, mir ist es viel wichtiger, mich in die Offensive 
zu begeben und zu diskutieren. Deshalb sollten Sie sich, 
wenn Sie zum Beispiel in Ihrer Schule bemerken, dass 
latent rechtsextremes Gedankengut geäußert wird, of-
fensiv dieser Diskussion stellen. Ich glaube, nur dadurch 
kann man tatsächlich langfristig etwas erreichen. 
 

Unsere Geschichte wird uns - ich sage es mal so - im-
mer im Rucksack stecken. Das ist auch gut so, weil es 
bestimmte Fehler gibt, die eine Gesellschaft nicht wie-



34 Jugendparlament im Landtag von Sachsen-Anhalt • 16.11.2010 
 

derholen sollte. Darüber sind wir uns, so denke ich mal, 
einig. 
 

Aber Verbote helfen uns nicht weiter. Wir müssen uns in 
die Diskussion hinein begeben und versuchen herauszu-
finden, wie bestimmte Menschen zu bestimmten Mei-
nungen kommen. Wir sollten dann versuchen, Meinun-
gen zu ändern und für Demokratie zu werben; denn das 
vertritt die NPD mit Sicherheit nicht. - Danke. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank, Frau von Angern. - Jetzt spricht Frau 
Dr. Hüskens. Dann haben Herr Scheurell und Frau 
Feußner noch einmal um das Wort gebeten. 
 
 

Frau Dr. Hüskens (FDP): 
 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
auf zwei Punkte eingehen. 
 

Zum einen ist mir aufgefallen, dass Sie unter dem 
Stichwort „Religion“ eine Wertevermittlung fordern. Es 
würde mich nicht ganz so überraschen, wenn es von 
Schülern aus Niedersachsen gefordert würde. Aber es 
überrascht mich, dass Sie diesen Vorschlag gemeinsam 
unterbreitet haben, weil Sachsen-Anhalt nun gerade kein 
stark christlich geprägtes Land ist. 
 

Mir ist auch nicht ganz klar, ob Sie tatsächlich eine 
christliche Wertevermittlung anstreben oder ob Sie zum 
Ausdruck bringen wollten, dass im Religions- und Ethik-
unterricht christliche Werte erklärt werden sollen. Das ist 
aber etwas anderes. 
 

Ich bin der Auffassung, dass eine Wertevermittlung 
durch die Schule oder den Staat so nicht stattzufinden 
hat, sondern die Aufgabe der Eltern ist. Eine Wertever-
mittlung könnte höchstens in einer konfessionell gebun-
denen Schule stattfinden. In dem Fall entscheiden die 
Eltern bzw. ab einem gewissen Alter die Kinder selber, 
ob sie diese Schule besuchen wollen. 
 

Diese Frage würde ich noch mal in den Raum stellen, ob 
Sie wirklich wollen, dass der Staat, der ja für die Schulen 
verantwortlich ist, christliche Werte vermittelt, also dafür 
Sorge zu tragen hat, dass Sie zu diesen Werten stehen. 
Wenn es um gesellschaftliche Werte ginge, würde ich 
das anders sehen. Aber Sie haben diesen Punkt unter 
dem Stichwort „Religion“ aufgeführt. 
 

Zum anderen möchte ich an das anknüpfen, was Frau 
von Angern gerade gesagt hat. Sie haben gesagt, dass 
verfassungswidrige Meinungen stärker geahndet werden 
sollen. Ich hoffe, wir sind alle der Auffassung, dass Mei-
nungen nicht geahndet werden sollten. Die Gedanken 
sollten in dieser Republik frei sein. Wir verfolgen nie-
manden, der verfassungswidrige Gedanken und Mei-
nungen hat. 
 

Wir verfolgen strafrechtlich nur diejenigen, die diese Ge-
danken in Taten umsetzen und zum Beispiel Volksver-
hetzung betreiben oder versuchen, die Würde anderer 
Menschen anzugreifen, sie verächtlich zu machen. Erst 
dann ist der Staat gefragt. 
 

Aber die Meinungen - ich bitte Sie darum, das zu be-
rücksichtigen - hat ein demokratischer Rechtsstaat und 
dessen Polizei nicht zu ergründen. Im Übrigen müssten 
Sie die Frage beantworten, wie man die Gedanken und 
Meinungen feststellen will. Dafür wären Instrumente er-

forderlich, auf die die Staatssicherheit der DDR neidisch 
gewesen wäre. 
 

Ich bitte Sie, über diese beiden Punkte noch einmal 
nachzudenken und zu prüfen, ob das wirklich in Ihrem 
Sinne war. Ich vermute einmal, dass es sich dabei nur 
um Formulierungsunschärfen handelt und dass Sie das, 
was ich vorgetragen habe, wahrscheinlich mittragen 
können. - Danke. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank, Frau Dr. Hüskens. - Dann erteile ich Frau 
Feußner das Wort. Ich möchte Sie bitten, sich kurz zu 
fassen, weil die Frau Ministerin noch zu den jungen Leu-
ten sprechen möchte. Frau Feußner, Sie haben das 
Wort. 
 
 

Frau Feußner (CDU): 
 

Ich werde mich kurz fassen. - Ich habe gestern an Ihren 
Foren teilgenommen und konnte die Diskussionen ver-
folgen, die mir sehr gut gefallen haben. 
 

In dem Diskussionsforum 4 fand eine Auseinanderset-
zung statt über die Frage, brauchen wir eigentlich Ethik- 
und Religionsunterricht. An dieser Stelle wurde die Fra-
ge aufgeworfen, warum Ethik- und Religionsunterricht im 
Schulgesetz vorgesehen sind. Daraufhin habe ich mich 
in die Diskussion eingebracht und erläutert, dass Sach-
sen-Anhalt wie alle anderen Bundesländern auch diese 
Fächer ganz bewusst installiert hat, weil es Werte bil-
dender Unterricht ist. 
 

Natürlich ist die Wertevermittlung vornehmlich eine Auf-
gabe der Eltern. Darüber sind wir uns einig. Aber - ich 
habe diesbezüglich eine andere Meinung als Frau 
Dr. Hüskens - auch die Schule hat eine gewisse Verant-
wortung, Werte zu vermitteln. Deshalb gibt es diese Fä-
cher. 
 

Man muss nur an einem der beiden Fächer verpflichtend 
teilnehmen. Man kann zwischen dem Religions- und 
dem Ethikunterricht wählen. Das heißt, wenn man sich 
nicht mit christlichen Werten auseinandersetzen möchte, 
muss man das in der Schule auch nicht tun. 
 

Ich möchte noch auf die radikalen Strömungen eingehen. 
In Ihrem Thesenpapier steht - Sie haben das auch vor-
getragen -, sie würden nicht stark genug bestraft und 
beobachtet. Zu der Frage der Beobachtung muss ich 
sagen, das wird ausreichend getan. 
 

Vielleicht werden wir uns dessen gar nicht bewusst. Aber 
es gibt in der Öffentlichkeit eine sehr kontroverse Dis-
kussion darüber, wie viel Beobachtung eigentlich nötig 
sei und durchgeführt werden sollte. Manche fühlen sich 
schon viel zu sehr beobachtet. Darüber kann man si-
cherlich unterschiedlicher Meinung sein. 
 

Ich denke beispielsweise an die Installation von Video-
kameras in Straßenbahnen oder auf öffentlichen Plätzen 
usw. Manche fühlen sich dadurch in ihrer Individualität 
eingeschränkt und zu sehr beobachtet. Dazu gibt es un-
terschiedliche Auffassungen. 
 

Zu der Bestrafung. Ich kann - das ist jetzt meine ganz 
persönliche Meinung - eines nicht verstehen: Man kann 
zu Demonstrationen gehen und dort seinen Willen kund-
tun; das ist ein demokratisches Mittel. Aber ich kann es 
nicht verstehen, dass Demonstranten irgendetwas zer-
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stören, sich gegenseitig verletzen oder die Polizei an-
greifen. Solche Ausschreitungen sind in letzter Zeit lei-
der häufig genug zu beobachten. Es wird ja in den Me-
dien dokumentiert. 
 

Ich denke nur an den letzten Castor-Transport, bei dem 
Schienen zerstört wurden, obwohl es verboten ist, die 
Bahnanlagen zu betreten. Mit solchen Aktionen werden 
Demonstranten zum Risiko für andere Menschen. Zum 
Beispiel hätte dieser Zug dadurch entgleisen können 
und es hätte radioaktive Strahlung freigesetzt werden 
können. Ich glaube, so etwas darf es einfach nicht ge-
ben. 
 

Man kann gegen diese Transporte demonstrieren. Ich 
möchte mich gar nicht zu der Sinnhaftigkeit äußern; das 
ist nicht unser Thema. Aber ich denke, dass unsere Ge-
sellschaft viel zu tolerant ist und solche Zerstörungen 
nicht ausreichend ahndet. 
 

Das Gleiche gilt für Eskalationen bei Fußballspielen. Die 
riesengroßen Polizeieinsätze müssen Ihre Eltern und wir 
alle über die Steuern bezahlen. Das ist nicht wenig. Je-
der von Ihnen kann selbst einen gewissen Beitrag leis-
ten, indem er sich entsprechend verhält. Es ist unbestrit-
ten ein demokratisches Recht, für oder gegen etwas zu 
demonstrieren. Aber trotzdem sollte man sich entspre-
chend verhalten. 
 

Zu der Frage, inwieweit verfassungswidrige Meinungen 
geahndet werden sollten, ist schon einiges gesagt wor-
den. Es ist schwierig, sozusagen Gedankengut zu ver-
urteilen. Wichtiger ist die Auseinandersetzung mit extre-
mistischen oder radikalen Gruppierungen. An dieser 
Stelle haben wir alle eine Aufgabe. 
 

Dabei spielt die Toleranz eine große Rolle. Das bedeu-
tet, dass man sich gegenseitig akzeptiert. Wenn man mit 
verfassungsfeindlichem Gedankengut von ganz links, 
von ganz recht oder von ethisch oder religiös motivierten 
Gruppen konfrontiert wird, dann sollte man sich schon 
mit den Personen verbal auseinandersetzen. Das ist 
ganz wichtig. 
 

Aber eine verfassungswidrige Meinung zu haben, ist 
nach unseren rechtsstaatlichen Prinzipien noch kein 
Grund, jemanden zu verurteilen. Es wäre auch sehr 
schwierig. Wenn allerdings Straftaten begangen werden, 
sieht es anders aus. 
 

Es ist also wichtig, sich einzumischen und nicht wegzu-
gucken. In Sachsen-Anhalt gibt es das Projekt „hin-
gucken und einmischen“. Ich glaube, das allerwichtigste 
ist, dass wir alle wachsam sind und dass wir, wenn sich 
extremistische Gruppen formieren, gegensteuern. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Herzlichen Dank, Frau Feußner. - Jetzt haben Herr 
Scheurell und Frau Mittendorf um das Wort gebeten. 
Herr Scheurell, bitte schön. 
 
 

Herr Scheurell (CDU): 
 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-
terin! Liebe Schülerinnen und Schüler! Ich möchte zwei 
Punkte ansprechen. Zum einen gibt es nämlich nicht nur 
Rechtsradikalismus und Rechtsextreme, sondern es gibt 
auch Linksextreme. Wir haben nicht nur eine faschisti-
sche Vergangenheit, wir haben auch eine stalinistische 
Vergangenheit. 

Ich lade Sie alle ein, auch die Opfer des Stalinismus in 
Ihre Schulen einzuladen. Diese Menschen können Ihnen 
Dinge erzählen, von denen Sie nicht glauben werden, 
dass sie noch vor 30 oder 40 Jahren geschehen sind, 
und zwar alles unter dem Deckmantel der Demokratie. 
 

Zum anderen möchte ich noch einmal betonen, dass 
Verbote, unabhängig davon, ob sie linke Strömungen 
oder rechtsextreme Parteien wie die NPD oder die DVU 
betreffen, die Gesellschaft nicht wirklich weiter bringen. 
Verbotene Früchte schmecken am besten. Das heißt, 
ein Verbot macht sie erst besonders interessant oder 
lässt sie quasi sogar zu Märtyrern werden. 
 

Deshalb ist es wichtig, dass unsere Zivilgesellschaft 
- das sind Sie alle, nicht nur die Parteien, die Kirchen 
und die offiziellen Stellen -, dass jeder selbst bessere 
Angebote hat; denn dann kann weder das eine noch das 
andere im Übermaß gedeihen. 
 

Die anderen Punkte wurden von meinen Kolleginnen be-
reits erörtert. Das möchte ich nicht weiter vertiefen. 
- Danke. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Herzlichen Dank, Herr Scheurell. - Jetzt erteile ich Frau 
Mittendorf das Wort. 
 
 

Frau Mittendorf (SPD): 
 

Herr Präsident! Liebe Jungparlamentarierinnen und 
Jungparlamentarier! Die Gedanken sind frei - so beginnt 
ein Lied, das sicherlich fast alle kennen. Es ist gut, dass 
die Gedanken frei sind. Aber wenn sie in Taten umge-
setzt werden, die nicht den geltenden Gesetzen bzw. 
nicht den demokratischen Vorstellungen unseres Staa-
tes entsprechen, dann müssen sie auch verfolgt und ge-
ahndet werden. - Mehr will ich dazu gar nicht sagen. 
 

Aber ich möchte noch einmal auf das Thema „Werte-
vermittlung“ eingehen. Bei diesen Debatten stört es mich 
- das sage ich auch ganz offen -, dass im Zusammen-
hang mit der Wertevermittlung immer nur der Religions- 
und Ethikunterricht angesprochen wird im Sinne eines 
Alleinstellungsmerkmals. 
 

Das, liebe junge Freundinnen und Freunde, ist es eben 
nicht. Es geht auch nicht nur darum, dass Wertevermitt-
lung im Elternhaus stattfinden muss. Vielmehr kann 
Wertevermittlung - was immer man darunter versteht; an 
dieser Stelle muss man nämlich noch einmal nach-
haken - in jedem Unterrichtsfach stattfinden. Uns wäre 
schon sehr geholfen, wenn die Kolleginnen und Kollegen 
in den Schulen darauf achten, welches Erziehungs-
potenzial ihr Unterrichtsfach bzw. der jeweils behandelte 
Stoff enthält. 
 

Keiner kann mir erzählen, dass man, wenn es etwa 
im Deutschunterricht um klassische Literatur geht, nicht 
über Werte reden kann und muss. Da geht es auch um 
religiöse Werte, aber nicht nur. Gleiches gilt für zeit-
genössische Literatur. 
 

Oder wenn in Geografie die Staaten Afrikas oder Süd-
amerikas behandelt werden, dann muss man auch über 
die politische Situation in diesen Ländern reden. In die-
sem Zusammenhang muss man über Zivilgesellschaft 
und Unterdrückungsmechanismen reden. 
 

Deshalb ist meine Bitte an alle, nicht nur auf den Reli-
gionsunterricht und auf den Ethikunterricht abzustellen, 
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sondern den Erziehungsauftrag des Schulgesetzes ernst 
zu nehmen. Darin heißt es nämlich, dass im Sinne des 
Grundgesetzes gebildet und erzogen werden soll. Es 
geht also um die Einheit von Bildung und Erziehung, und 
zwar vor dem Hintergrund des Grundgesetzes. 
 

Das Grundgesetz fordert Demokratie und Toleranz. Die-
se Eigenschaften gilt es zu entwickeln, um letztendlich 
die Bundesrepublik als demokratischen Staat und die Zi-
vilgesellschaft zu stärken. 
 

Nun sind wir gerade in den neuen Ländern nach 40 Jah-
ren sozialistischer Herrschaft in der Situation, dass die 
Menschen überwiegend nicht religiös geprägt sind. Das 
kann man beklagen. Die Kirchen unternehmen sehr viel, 
um das zu ändern. Natürlich können sich auch Atheisten 
mit religiösen Werten auseinandersetzen. Aber es sollte 
nicht allein um religiöse Werte gehen. Denn es gibt all-
gemeine Menschenrechte, die vor der Religion kommen. 
Ich denke zum Beispiel an die Rolle der Frau im Islam. 
 

Zur Generationengerechtigkeit. Ja, das ist ein schwieri-
ges Thema. Die Situation zwischen jung und alt, zwi-
schen Eltern und Kindern war schon in der Antike 
schwierig. Schon damals wurde beklagt, dass die jungen 
Leute angeblich alles nichts taugen. Und das ist auch 
heute so. Ich behaupte einmal, das wird auch so blei-
ben. 
 

Natürlich ist der Konflikt zwischen Eltern und Kindern 
etwas stärker und wenn es mal ganz schlimm wird, gibt 
es immer noch die Großeltern, zu denen man flüchten 
kann; denn sie sind meist schon wieder etwas toleranter. 
 

Vor dem Hintergrund einer immer älter werdenden Ge-
sellschaft ist die Frage nach dem Ende des Lebens wirk-
lich ganz wichtig. Dieses Thema war auch in Ihrer Dis-
kussion heiß umstritten. Ich denke, die Selbstbestim-
mung - das kann man auch rechtlich verfügen - muss ei-
ne große Rolle spielen. 
 

Ich möchte noch ein Thema aufgreifen, das bisher gar 
nicht erwähnt wurde, über das aber derzeit heiß disku-
tiert wird, nämlich die PID, also die Präimplantations-
diagnostik. Diese Frage ist gerade für junge Menschen, 
die irgendwann einmal eine Familie gründen wollen, die 
einen Kinderwunsch haben, wichtig. Auch in diesem Zu-
sammenhang kann es zu Problemen kommen, mit de-
nen man sich ethisch auseinandersetzen muss und soll. 
Diese Debatte führen wir gerade. 
 

Das heißt, die Themenfülle ist unendlich und die einzel-
nen Entscheidungen sind schwierig. Je nach dem, wo 
man sich religiös oder weltanschaulich verortet, wird 
man auf diese Fragen unterschiedliche Antworten fin-
den. Diese spiegeln sich in den Abstimmungsprozessen 
in den Parlamenten wider. 
 

Letzter Satz: Wenn wir es gemeinsam schaffen, die De-
mokratie zu stärken, wenn wir uns mit unseren unter-
schiedlichen Meinungen respektieren, aber Mehrheits-
entscheidungen akzeptieren, dann kann man die Fragen 
- zumindest fast alle - so regeln, dass wir damit leben 
können. - Vielen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank. - Ich schaue in die Runde und sehe keine 
Wortmeldungen. Dann darf ich mich ganz herzlich bei 
den Diskussionsteilnehmern bedanken. 

Herr Dr. Diaby muss uns verlassen, um seinen Zug zu 
erreichen. - Vielen Dank, dass Sie mitgewirkt haben. Sie 
sind ein toller Mensch. Ich freue mich, dass wir Sie ein-
geladen haben. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich möchte jetzt unserer Kultusministerin Frau Professor 
Dr. Wolff das Wort erteilen. - Unsere jungen Leute sind 
Ihre Klientel, Frau Ministerin, Sie sind dafür zuständig. 
Wir warten gespannt darauf, was Sie uns zu sagen ha-
ben. Bitte schön. 
 
 

Frau Prof. Dr. Wolff, Kultusministerin: 
 

Gern, Herr Präsident. - Liebe Mitstreiter und Mitstreite-
rinnen für die Demokratie! Sie haben jetzt zwei Tage 
Landtag hinter sich. Wie geht es Ihnen? 
 

(Zurufe) 
 

Es ist anstrengend, nicht? Irgendwie hängt man nach 
zwei Tagen wie ein Schluck Wasser in der Kurve. Ich 
mache das auch noch nicht so lange, ich bin noch kein 
halbes Jahr in diesem Amt und kann es noch nachvoll-
ziehen, wie Sie sich fühlen. 
 

Nach zwei Tagen Parlament, so glaube ich, sind die 
meisten von uns froh, wenn irgendwann das weise 
Schlusswort gesprochen worden ist. Die Reihen lichten 
sich dann langsam, sowohl hier als auch da. Die Sitz-
ordnung kennen Sie ja inzwischen. Insofern weiß ich al-
so, dass nur noch ich zwischen Ihnen und dem wohlver-
dienten Feierabend stehe. 
 

Ich bin Quereinsteigerin. Vor einem halben Jahr war 
ich noch als Wirtschaftsprofessorin an der Magdeburger 
Universität tätig. Wenn ich einen Raum wie diesen hier 
mit Ihnen sehe, so ist mein erster Gedanke: Ein Hörsaal 
voller Erstsemestler - super. 
 

Inzwischen habe ich natürlich auch gelernt, dass man in 
diesem Haus nicht so redet, wie in einem Hörsaal voller 
Erstsemestler, sondern dass man eine staatstragende 
Würde an den Tag legt. Das tun wir alle hier auch gern. 
 

Ich bin Ministerin. Das Wort „ministrare“ bedeutet die-
nen. Ich nehme an, Sie kennen den Unterschied zwi-
schen der Exekutive und der Legislative. Als Legislative 
bezeichnet man die Damen und Herren, die die Gesetze 
machen, die die politische Willensbildung vorantreiben. 
Die Minister sind die Mitglieder der Regierung, die aus-
führen sollen, was der Landtag so ansagt. Das ist die  
Idee. In diesem Sinne versuche ich diesen Job auch auf-
zufassen. 
 

Zu dem Ministerium, das ich leiten darf, gehören die Be-
reiche „Schule“, „Bildung und „Wissenschaft“ - das um-
fasst alle Hochschulen und Universitäten unseres Lan-
des - und „Kultur“ im engeren Sinne. Dazu gehört eine 
schöne Sammlung von Kulturstiftungen, die ihrerseits 
Museen betreiben. Wir helfen den Theatern, Orchestern 
und sämtlichen Kultureinrichtungen des Landes sowohl 
direkt als auch indirekt. Also, es ist ein schönes breites 
buntes Aufgaben-Portfolio. 
 

Man lernt sehr schnell, dass man, selbst wenn man mit 
den tollsten Ideen kommt, bei jedem Vorschlag, den 
man unterbreitet, immer gleich auf irgend jemanden 
stößt, der 10 000 gute Gründe hat, warum es nicht geht. 
Man muss deshalb überlegen, wie man Ideen geschickt 
in die Landschaft streut und sie diffundieren lässt, indem 
man sie nicht sofort als die eigene Idee in den Raum 
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stellt in der Hoffnung, dass irgendwann genügend Leute 
diese Idee kennen und sie für ihre eigene halten - dann 
geht es vielleicht. 
 

Das ist ein zeitaufwendiges anstrengendes Geschäft. Ich 
kann Ihnen sagen: Seit ich diesen Job jetzt sozusagen 
von der anderen Seite kenne, weiß ich, dass ich nie wie-
der über Politiker lästern werde. Es ist wirklich ein Kno-
chenjob. 
 

Die Demokratie hat, so denke ich, zwei Feinde. Über 
den einen Typ Feind hat vor allem das Forum 4 intensiv 
diskutiert. Herr Gabler hat auch über Toleranz gespro-
chen. Dieser eine Typ Feinde sind die Extremisten. 
 

Warum Extremisten die Feinde von Demokratie sind, ist 
relativ klar. Sie sind einfach intolerant. Intoleranz kann 
man in einer Demokratie, die auf dem Diskurs, auf dem 
Austausch und Abgleich von Wertvorstellungen und Inte-
ressen beruht, schlichtweg nicht gebrauchen. 
 

Aber die Demokratie hat noch eine zweite Sorte Feinde, 
das sind - es überrascht vielleicht einige von Ihnen - die 
Demokratieenthusiasten, die Fanatiker. Es gibt eine gan-
ze Reihe von Menschen, die an die Demokratie regel-
recht Heilserwartungen haben, so nach dem Motto, 
wenn wir die Demokratie haben, wird jeder gleich 
schlauer, schöner, reicher und mächtiger. 
 

Aber so läuft es eben nicht. Also das mit dem „schöner“ 
erledigt sich von selbst. Damit man schlauer wird, ist 
- das ist schon klar - harte eigene Arbeit erforderlich. 
Aber das gilt auch für „reicher“ und „mächtiger“. Jede 
dieser Kategorien verlangt für sich harte Arbeit und ei-
gene Anstrengungen. 
 

Der berühmte Soziologe Ralf Dahrendorf hat ziemlich 
ausführlich über das Verhältnis zwischen Demokratie 
und wirtschaftlichem Wohlstand gesprochen. Es ist eben 
keineswegs so, dass in einer Demokratie automatisch 
alle reicher sind. Es ist nicht einmal unbedingt so, dass 
der Durchschnitt der Bevölkerung reicher ist. Und erst 
recht ist nicht jeder einzelne mächtiger und darf gleich 
bei allem mitschwätzen. 
 

Zum Beispiel entscheidet eben keine Vertreterversamm-
lung, ob ein Studierender der Medizin seine Prüfungen 
besteht. Vielmehr muss er das Wissen nachweisen, das 
Fachleute von einem angehenden Arzt erwarten. Auch 
die Frage, ob in der Schule die Prozentrechnung auf 
dem Lehrplan steht, entscheiden nicht demokratisch die 
Schüler. 
 

Ebenso können die Mitarbeiter eines Beförderungs-
unternehmens nicht aus einer momentanen Regung her-
aus die Abfahrtszeiten von Schulbussen festlegen. Auch 
bei der Feuerwehr, bei der Polizei oder bei der Bundes-
wehr wird munter angeordnet, gehandelt und nicht dis-
kutiert. 
 

Sie sehen an diesen Beispielen, dass die Demokratie 
eine ganze Reihe von unterschiedlichen Entscheidungs-
regeln kennt, die dazu dienen, dass Verlässlichkeit und 
Kompetenz in allen Situationen hinreichend viel Raum 
gegeben wird. Manchmal kann man Verlässlichkeit und 
Kompetenz eben mehr Raum geben, wenn man nicht 
überall demokratische Basisentscheidungen abwartet. 
 

Das heißt, wir müssen zwischen „demokratisch“ im un-
mittelbaren Sinne und „demokratisch legitimiert“ unter-
scheiden. Das Ganze ist ein ziemlich anstrengendes 
Verfahren. Demokratiefanatiker oder Demokratieenthu-
siasten haben falsche Erwartungen. Sie täuschen sich 
und werden dann zwangsläufig auch enttäuscht. 

Erlauben Sie mir zum Abschluss dieser Plenarsitzung 
den Hinweis, dass nicht nur Demokratiegegner, also Ex-
tremisten gefährlich sind, sondern auch überzogene Er-
wartungen. Wir müssen fortwährend alle hart für die 
Demokratie arbeiten. Das ist, wie gesagt, anstrengend, 
aber es lohnt sich. 
 

In Anlehnung an Winston Churchill kann ich nur sagen, 
dass die Demokratie vielleicht nicht das Beste und das 
Ideale ist, aber wir haben eben nichts Besseres. Wenn 
diese zwei Tage dazu beigetragen haben, diese Über-
zeugung in Ihnen zu nähren und auch die Bereitschaft, 
sich dafür ein zu setzen, dann, so glaube ich, können wir 
alle glücklich und zufrieden sein. 
 

Wenn Sie jetzt noch die Energie dazu haben, würde ich 
mich über ein paar abschließende Statements, Kom-
mentare oder Fragen herzlich freuen. - Ihnen weiterhin 
alles Gute und vielen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Liebe Frau Ministerin, am Beifall haben Sie gemerkt, 
dass Ihre Rede bei den jungen Leuten angekommen ist. 
- Ich frage Sie jetzt, ob jemand den Wunsch hat, der Mi-
nisterin eine Frage zu stellen? - Dort gibt es eine erste 
Wortmeldung, bitte. 
 
 

Frau Stephan (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Die Förderschulen werden jetzt langsam abgeschafft. 
Für mich stellt sich folgende Frage: Kann man, wenn 
diese lernbehinderten Kinder nicht mehr in extra Schulen 
mit speziell geschulten Lehrern unterrichtet werden, 
sondern irgendwie in den normalen Unterricht integriert 
werden müssen, überhaupt noch einen normalen Ablauf 
gewährleisten? 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Frau Ministerin, bleiben Sie gleich hier vorn stehen. 
Dann geht es am schnellsten. Bitte. 
 
 

Frau Prof. Dr. Wolff, Kultusministerin: 
 

Sie sprechen ein ganz wichtiges Thema an, das Thema 
„Inklusion“. In der Tat ist es so, dass einer UN-Konven-
tion folgend - das haben sich nicht irgendwelche Land-
tagspolitiker im stillen Kämmerlein überlegt; die Inklusion 
ist in einer UN-Konvention als Grundrecht festgelegt - in 
den Schulen die Inklusion umgesetzt wird. 
 

Die Idee ist, dass alle Schüler die Chance haben sollen, 
eine reguläre Schule, eine so genannte Regelschule zu 
besuchen. Früher ist eine ganze Reihe von Kindern 
schon in der vorschulischen Phase einfach aus dem 
System aussortiert worden. Diese Kinder sind nie in eine 
- in Anführungszeichen - normale Schule gegangen. Sie 
hatten von Anfang an keine Chance, jemals in die Ge-
sellschaft integriert zu werden. 
 

Jetzt - das ist die Idee - will man erst einmal möglichst 
alle Schüler in die Regelgrundschule einschulen und die-
jenigen, bei denen es irgendwie geht, auch weiter dort 
beschulen. Dabei sollen die Lehrer, die man bisher für 
Schüler mit besonderem Förderbedarf in den Förder-
schulen hatte, den Schülern mit diesem besonderen 
Förderbedarf in die Regelschulen folgen. 
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Ich kann Ihnen dazu auch ein paar Zahlen nennen. In 
Sachsen-Anhalt geben wir jährlich pro Schüler in allge-
meinbildenden Schulen durchschnittlich 5 600 € aus. 
Das ist mehr als der bundesdeutsche Durchschnitt, der 
5 000 € beträgt. Ich weiß nicht genau, wie hoch der Be-
trag in Niedersachsen ist. 
 

Für Schüler mit besonderem Förderbedarf stellt das 
Land Sachsen-Anhalt jährlich durchschnittlich ungefähr 
14 000 € bereit. Das meiste Geld wird natürlich für Lehr-
kräfte und Betreuungspersonal, also für Therapeuten, 
pädagogische Mitarbeiter, Sozialarbeiter und Sozial-
pädagogen ausgegeben. 
 

Der Grundgedanke ist, dass diese zusätzlichen Betreu-
ungskapazitäten mit in die Regelschulen verlagert wer-
den. Das funktioniert in der Übergangsphase noch nicht 
so ganz. Im Moment gibt es einige Übergangsprobleme, 
zumal man auch nicht gleichzeitig die Förderschulen, die 
ja auch noch weiter bestehen, völlig ausdünnen darf. 
 

Schließlich muss man differenzieren, welche Art von 
Behinderung vorliegt. Die Praxis zeigt, dass bei Kindern 
und Jugendlichen mit einer Körperbehinderung oder mit 
einer Sinnesbeeinträchtigung - das sind Schüler, die 
nicht oder kaum hören oder sehen können - die Integra-
tion relativ unproblematisch ist. Aber es gibt auch For-
men von Behinderungen, insbesondere Verhaltensauf-
fälligkeiten, psychische Störungen oder geistige Behin-
derungen, die eine Regelbeschulung ziemlich schwierig 
machen. 
 

Insofern glaube ich nicht - es gibt sehr wenige Men-
schen, die das glauben -, dass wir völlig ohne Förder-
schulen auskommen werden. Die Frage ist eher, wel-
ches das richtige Verhältnis zwischen der Beschulung in 
Förderschulen und einer besonders betreuten Beschu-
lung in Regelschulen ist. - Beantwortet das Ihre Frage? 
 
 

Frau Stephan (Luther-Melanchthon-Gymnasium Wit-
tenberg): 
 

Ja. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 
 

Präsident des Landtags von Sachsen-Anhalt Herr 
Steinecke: 
 

Vielen Dank. - Möchte noch jemand der Ministerin oder 
den Damen und Herren, die hier vorn sitzen, eine Frage 
stellen? - Das sehe ich nicht. Dann darf ich mich bei Ih-
nen, Frau Ministerin, herzlich für Ihren Beitrag bedan-
ken. 
 

Wir haben damit alle vier Themen abgearbeitet und dis-
kutiert. 
 

Ich darf Ihnen sagen, es waren zwei unglaublich tolle 
Tage. Dafür möchte ich mich bei Ihnen herzlich bedan-
ken. Sie, die Schülerinnen und Schüler des Fallstein-
Gymnasium Osterwieck, des Hainberg-Gymnasium Göt-
tingen, des Luther-Melanchthon-Gymnasium Wittenberg 
und des Gymnasium Hankensbüttel haben dazu beige-
tragen, dass es spannende und interessante Diskussio-
nen gab. 
 

Wir, die Damen und Herren des Landtages von Sach-
sen-Anhalt und des Niedersächsischen Landtages se-
hen uns in der Idee bestätigt, ein gemeinsames Jugend-

parlament durchzuführen. Ich glaube, es wird nicht das 
letzte Mal gewesen sein. Für Ihre Arbeit möchte ich Ih-
nen aufrichtig Dank sagen. 
 

Danken möchte ich auch den Referenten, die die Dis-
kussionsforen geleitet haben. Des Weiteren darf ich 
mich herzlich bei den Damen und Herren Abgeordneten 
bedanken, die sich für die Diskussionen zur Verfügung 
gestellt haben. Es war nicht immer leicht. Aber das ha-
ben wir nicht anders erwartet. Junge Leute sind so, wie 
sie sind und die Gedanken sind frei. 
 

Ich hoffe, wir haben auch Ihre Erwartungen erfüllt, mit 
denen Sie vielleicht hier hergekommen sind. Wir merken 
immer wieder, dass sich Besucherinnen und Besucher, 
insbesondere Schulklassen kritisch über das äußern, 
was wir hier machen. Aber Sie haben selbst gespürt, 
dass es gar nicht so einfach ist, Thesen zu formulieren, 
mit denen die Mehrheit dann auch einverstanden ist. 
 

So geht es auch uns Parlamentariern. Wir stellen uns 
dieser Aufgabe gern; schließlich hat uns keiner gezwun-
gen, das Mandat anzunehmen. Wir stellen uns dieser 
Aufgabe mit großem Engagement. Wir tun dies für unse-
re Gesellschaft. Denn für uns ist entscheidend, dass wir 
unsere Gesellschaft gemeinsam voranbringen. 
 

Ich darf mich bei der Landesregierung bedanken. 
 

Mein herzlicher Dank gilt auch den Lehrerinnen und Leh-
rern; denn ohne die Vorbereitung, die Sie geleistet ha-
ben, hätte das Jugendparlament nicht funktioniert. Also 
vielen Dank für Ihre Arbeit. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Das Jugendparlament muss auch finanziert werden. Für 
die finanzielle Unterstützung danke ich der Landeszent-
rale für politische Bildung. Ich glaube, das Geld ist gut 
angelegt. Herzlichen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Ich darf mich im Übrigen bei meinen beiden Kollegen 
aus Niedersachsen bedanken, die gestern und heute 
mitgewirkt haben. 
 

Schließlich möchte ich den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern unseres Hauses Dank sagen. Denn das Ju-
gendparlament bedarf einer umfangreichen Vorberei-
tung. Dafür danke ich den Kolleginnen und Kollegen des 
Referates Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Besucher-
dienst und Protokoll. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Liebe Jungparlamentarierinnen und Jungparlamentarier! 
Ich wünsche Ihnen eine gute Heimfahrt. Behalten Sie 
uns in guter Erinnerung. Ich kann Ihnen versprechen, 
dass die Thesen, die Sie aufgeschrieben haben, an die 
Politiker in Niedersachsen und in Sachsen-Anhalt wei-
tergeleitet werden.  
 

Ich freue mich auf ein nächstes gemeinsames Jugend-
parlament mit Schülerinnen und Schülern aus Nieder-
sachsen und aus Sachsen-Anhalt. In diesem Sinne wün-
sche ich Ihnen alles Gute. 
 

Das Jugendparlament ist beendet. - Vielen Dank. 
 

(Beifall im ganzen Hause) 
 

Schluss der Sitzung: 16.05 Uhr. 

 
 

 



 

 
Volksstimme Magdeburg, 16.11.2010
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